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1. EINLEITUNG 

1.1. Auftrag 

Am 15. August 2017 entschied der Regierungsrat, noch ohne formellen Beschluss, eine externe 

und unabhängige Untersuchungskommission zum Vollzug der Tierschutzgesetzgebung im Fall 

Hefenhofen einzusetzen. Dies mit dem Ziel, den Vollzug des Tierschutzgesetzes aufzuarbeiten 

und systematisch analysieren zu lassen sowie allfällige Vollzugslücken aufzudecken. Nach ver-

schiedenen Abklärungen und Prüfung mehrerer Varianten beauftragte der Regierungsrat lic. 

iur. Hanspeter Uster (Baar) mit dem Kommissionsvorsitz.  

Der Regierungsrat erteilte der Kommission mit Beschluss vom 5. September 2017 den „Auftrag 

zur Administrativuntersuchung über den Vollzug der Tierschutzgesetzgebung ausgehend vom 

Fall Hefenhofen, mit folgenden Elementen“1 (siehe auch Anhang 1): 

a) Darstellung der Chronologie und Ausgangslage im Fall Hefenhofen 

b) Darstellung und Würdigung der durch DIV und Veterinäramt gewählten Strategie des Vollzugs der Tierschutzge-
setzgebung, namentlich 

- welche Strategie wurde gewählt? 

- wie wurde die Strategie verfolgt? 

- Möglichkeiten aufgrund der rechtlichen Grundlagen? 

c) Darstellung und Würdigung der Abläufe des Vollzugs der Tierschutzgesetzgebung im Verwaltungsalltag des Ve-
terinäramtes (bei Bedarf unter Einbezug weiterer Fälle) 

d) Darstellung und Beurteilung der Zusammenarbeit unter den verschiedenen Amtsstellen (Veterinäramt, Amt für 
Umwelt, Landwirtschaftsamt, Kantonspolizei, Staatsanwaltschaft, weitere Amtsstellen) 

e) Darstellung und Beurteilung der Zusammenarbeit mit übergeordneten Behörden (Veterinäramt - DIV, DIV - Re-
gierungsrat, kantonale Stellen - Bund) und der Schnittstellen mit anderen Organisationen, die als Vertreter der 
Interessen ihrer Mitglieder aktiv sind (Verband Thurgauer Landwirtschaft, Tierschutzorganisationen) 

f) Würdigung im Vergleich zu Best-Practice-Niveaus (vergleichbare Kantone), Würdigung der Definition von Ein-
griffsschwellen und -stufen und Einschätzung von Gefahrenabwehrmassnahmen 

g) Feststellung und Würdigung der Dokumentation und Vorgehenssystematik auf Amtsstufe 

h) Feststellung und Würdigung der Kontrollmechanismen und der Fallsteuerung (fachlich und politisch) 

i) Feststellung und Würdigung angrenzender Problemkreise, die sich aus dem Untersuchungsgang im Rahmen des 
Grundauftrags der Kommission ergeben 

j) Feststellung von möglichen Fehleinschätzungen oder Fehlverhalten und deren Konsequenzen (Lehren) 

k) Prüfung des heutigen Funktionendiagramms, wie es sich aus den Unterlagen und Befragungen ergibt, und Vor-
schläge zum Änderungsbedarf 

l) Vorschläge für rechtliche, organisatorische, dokumentative und fachliche Optimierungen  

m) Empfehlungen für weitere Massnahmen 

  

                                                             

1 Der Kommissionspräsident war vom Regierungsrat in die Formulierung einbezogen worden, damit der Auftrag aus 

externer Sicht validiert werden konnte. 
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1.2. Zusammensetzung der Untersuchungskommission 

Die vom Regierungsrat eingesetzte Untersuchungskommission wurde fachlich breit abgestützt, 

um eine interdisziplinäre Bearbeitung der Fragen zu gewährleisten2. Mitglieder waren: 

 Dr. med. vet. Dominik Burger, Universität Bern Vetsuisse-Fakultät,  
Institut suisse de médecine equine, Avenches 

 Hans Frei, Vizepräsident des Schweizerischen Bauernverbandes und  
Mitglied der Zürcher Tierschutzkommission, Watt 

 lic. iur. Vanessa Gerritsen, stv. Geschäftsleiterin der Stiftung für das Tier im Recht (TIR), Zürich 

 Prof. Dr. med. vet. Josef Troxler, Veterinärmedizische Universität Wien, Wien 

 Dr. med. vet. Reto Wyss, Kantonstierarzt Kanton Bern, Präsident der  
Vereinigung der Schweizer Kantonstierärztinnen und Kantonstierärzte (VSKT), Bern 

 

Der Regierungsrat hatte zudem die Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission (GFK) eingela-

den, sich durch eine Delegation vertreten zu lassen. Die GFK bestimmte an ihrer Sitzung vom 

17. August 2017 folgende Delegation für die Mitwirkung in der Kommission: 

 Kantonsrat Didi Feuerle, GP, Arbon 

 Kantonsrat Roland A. Huber, BDP, Frauenfeld 

 

1.3. Reglement 

Für ihre Arbeit beschloss die Untersuchungskommission an ihrer ersten Sitzung vom  

20. September 2017 ein Reglement (Anhang 2). Der Regierungsrat genehmigte dieses am  

3. Oktober 2017.  

 

  

                                                             

2 Einbezogen wurde der Präsident vom Regierungsrat auch für die Zusammensetzung der 

Untersuchungskommission mit externen und unabhängigen Fachpersonen. 
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2. ABGRENZUNG, ARBEITSWEISE UND METHODE 

2.1. Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands 

2.1.1. zu anderen Verfahren, namentlich zum Strafverfahren  

Das von der Untersuchungskommission geführte Verfahren richtete sich nach den Regeln des 

Verwaltungsverfahrens und stellt formell eine Administrativuntersuchung dar, auch wenn der 

Kanton Thurgau eine solche in seiner Gesetzgebung nicht ausdrücklich geregelt hat. Der Regie-

rungsrat hatte dazu in seinem Beschluss vom 5. September 2017 ausgeführt: „Spezifische 

Rechtsgrundlagen für eine Administrativuntersuchung finden sich im kantonalen Recht nicht. 

Die vorliegende Administrativuntersuchung hat sich nach den anerkannten verfassungsrechtli-

chen Standards für Verwaltungsverfahren auszurichten, unter Wahrung von verfassungs-, ver-

waltungs- und strafprozessualen Rechten.“ 

Im Administrativverfahren besteht im Gegensatz zum strafrechtlichen Verfahren eine Mitwir-

kungspflicht der Beteiligten. 

 

2.1.2. inhaltlich und zeitlich: Ausklammerung von laufenden Verfahren  

Zum Zeitpunkt, als die Untersuchungskommission ihre Arbeit aufnahm, war die öffentliche 

Wahrnehmung geprägt von der medialen Berichterstattung und dadurch stark auf Personen 

und Verfehlungen fokussiert. Mit der Sichtung der Akten zeigte sich der Kommission die hohe 

Komplexität des Falls. Dadurch wurde auch die inhaltliche und zeitliche Abgrenzung des Unter-

suchungsgegenstandes verstärkt zum Thema. 

Der Vollzug der Tierschutzgesetzgebung auf dem Hof von U.K. war seit mehr als 20 Jahren zu-

nehmend ein Thema. Deshalb wurde die zeitliche Abgrenzung weit gefasst, um auch die Ent-

wicklung darstellen zu können. Betrachtet wurde somit der Zeitraum von 1994 bis August 

2017. 

Festzuhalten ist, dass eine Untersuchung die soziale Wirklichkeit nie vollständig abzubilden 

vermag, sondern immer nur ein Schlaglicht auf bestimmte Bereiche wirft. Im vorliegenden Fall 

bestimmte der Auftrag des Regierungsrates, was näher zu betrachten war. Im Fokus stand das 

Handeln der Verwaltung mit Schwerpunkt auf dem Vollzug, der Strategie und der Zusammen-

arbeit. Dies stellte zugleich eine Abgrenzung dar. Gegenstand der Untersuchung war nicht der 

Tierhalter U.K. als Person bzw. mit seinem persönlichen und geschäftlichen Umfeld - der Auf-

trag des Regierungsrates sah dies nicht vor. Bezüge entstanden jedoch in der Art und Weise, 

wie U.K. als Person das Verwaltungshandeln geprägt hat - mit Fokus auf die Verwaltungsstellen 

und deren Umgang mit ihm. 

Die Untersuchung diente weiter nicht dazu, jegliches Handeln der Verwaltung im Zusammen-

hang mit U.K. detailliert zu analysieren. Dies hätte den Rahmen gesprengt. Der Vollzug der 

Tierschutzgesetzgebung blieb Dreh- und Angelpunkt. Das Handeln anderer Verwaltungsstellen 

wurde insoweit berücksichtigt, als direkte Bezüge zur Tierhaltung (z.B. landwirtschaftlicher 

Gewässerschutz, Baubewilligungen) vorhanden sind oder diese Bereiche Instrumente zur Steu-

erung der Situation auf dem Betrieb zur Verfügung stellten.  
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Nicht Gegenstand der Administrativuntersuchung war die Frage, inwiefern die Räumung des 

Betriebs von U.K. und die Versteigerung der Pferde im Spätsommer 2017 rechtens waren. Von 

der Untersuchung ausgeklammert wurde deshalb das Verwaltungshandeln, das zum Zeitpunkt 

der Veröffentlichung des Untersuchungsberichts Gegenstand von verschiedenen Verwaltungs- 

und Strafverfahren war, namentlich mit Bezug auf die Räumung des Betriebes am 7./.8. August 

2017 und die zwei Versteigerungen, die danach im Kanton Bern stattgefunden hatten. Darun-

ter fallen auch die (noch hängigen) Strafverfahren: eines gegen U.K. und zwei weitere gegen 

Vertreter des VetA. Das Interesse der Thurgauer Behörden und der Öffentlichkeit, auch bezüg-

lich dieser Vorkommnisse Klarheit zu erhalten, ist nachvollziehbar. Eine solche Beurteilung 

durch die Untersuchungskommission vor Abschluss der noch laufenden Verfahren und ohne 

Kenntnis der Akten wäre jedoch unprofessionell.  

Ebenfalls nicht Gegenstand dieser Untersuchung waren die Verfahren des VetA im Heimtierbe-

reich. Die Untersuchungskommission konzentrierte sich auf den Gesetzesvollzug im Bereich 

Tierschutz/Nutztiere auf dem Betrieb U.K., auch wenn ein Teil der Pferde nicht als Nutztiere, 

sondern als Heimtiere deklariert waren. Diese Unterscheidung hat damit zu tun hat, dass Pfer-

de, welche vom Tierhalter dem Heimtierbereich zugeordnet wurden, im Rahmen der Tierarz-

neimittelverordnung nicht geschlachtet werden dürfen. 

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass der Auftrag gemäss lit. k) nicht durch die Untersu-

chungskommission wahrgenommen wurde, nachdem das DIV im Frühjahr 2018 ein Strategie- 

und Projektmanagementunternehmen beauftragt hatte, mögliche Vor- und Nachteile einer 

Neuorganisation des Veterinäramts zu untersuchen. Dabei wurde insbesondere geprüft, ob ei-

ne Zusammenlegung des VetA mit dem Kantonalen Laboratorium sinnvolle Synergien ergeben 

könnte oder ob alternativ eine interkantonale Veterinärdienstlösung angestrebt werden sollte. 

Eine Würdigung der Untersuchungskommission erfolgt direkt unter Kapitel 10, Empfehlungen. 

 

2.2. Arbeitsweise und Methodik 

Bereits detailliert aufgezeigt wurden die Arbeitsweise und das Vorgehen im Zwischenbericht 

der Untersuchungskommission vom 20. Dezember 2017. Nachfolgende Abschnitte fassen die 

wichtigsten Aspekte zusammen: 

 

2.2.1. Akten der Departemente und Ämter 

Der Untersuchungskommission wurden auf ihr Ersuchen und direkt von Seiten der Behörden 

Akten im Umfang von 46 Bundesordnern zugestellt. Wichtige Dokumente fanden sich in ver-

schiedenen Ordnern wieder (Doubletten). Alle Dokumente waren auch in elektronischer Form 

vorhanden3.  

 

                                                             

3 Die Mitglieder der Untersuchungskommission erhielten vom kantonalen Amt für Informatik einen Remote-Access 

zum Ablagesystem des Kantons Thurgau. In der Geschäftsverwaltungsanwendung Fabasoft wurde für sie ein ge-

schützter und nur für sie zugänglicher Strukturordner angelegt, in dem sämtliche Dokumente elektronisch abgelegt 

wurden. Der Kommissionspräsident verfügte zusätzlich über eine physische Dokumentation sämtlicher Akten.  
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Die Akten umfassten den Zeitraum von 1994 bis 2017 und betrafen Vorgänge im Zusammen-

hang mit U.K. von folgenden Ämtern: 

 Generalsekretariat DIV inkl. Rechtsdienst 

 Landwirtschaftsamt 

 Veterinäramt 

 Kantonspolizei 

 StA  

 Amt für Betreibungs- und Konkurswesen  

 Feuerschutzamt  

 Amt für Umwelt 

 Amt für Raumentwicklung 

 

Die Departemente und Ämter wurden von den jeweiligen Departementsvorstehern schriftlich 

zur Herausgabe der Akten ermächtigt und für die zur Verfügung gestellten Akten schriftlich 

vom Amtsgeheimnis entbunden.  

Die Dokumentation war in diesem ungewöhnlich grossen Fall eine ganz besondere Herausfor-

derung (Punkt g. des Auftrags der Regierung), namentlich auch durch die aufgrund von hängi-

gen Strafverfahren erfolgte staatsanwaltschaftliche Beschlagnahmung von Akten beim VetA, 

wobei dies in keiner Weise als Vorwurf an die StA verstanden werden dürfte. Deshalb sind 

auch die Kapitel 3 (Tierschutzrelevante Situationen und Würdigung) und Kapitel 4 (Analyse des 

Vollzugs der Tierschutzgesetzgebung auf dem Betrieb von U.K.) die beiden umfangreichsten 

Berichtsteile. 

Hinzu kamen Unterlagen der politischen Gemeinde Hefenhofen zu Baubewilligungsverfahren. 

 

2.2.2. Befragungen 

Zur vertieften Analyse der zu untersuchenden Ereignisse und Abläufe führte die Untersu-

chungskommission zwischen dem 27. März 2018 und dem 18. Juli 2018 insgesamt 45 Befra-

gungen sowie drei Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern von Verbänden und eines mit 

der Fachstelle Tierdelikte der Kantonspolizei Bern und deren Vorgesetzten durch. Die Befra-

gungen dienten einerseits dazu, Aspekte, die sich aus dem Aktenstudium ergeben hatten, klä-

ren zu können. Andererseits ermöglichten sie es den betroffenen Personen, Stellung zu neh-

men und ihre Sicht darzulegen; dies im Sinne des durch die Bundesverfassung garantierten An-

spruchs auf rechtliches Gehör. 

Folgende Personen wurden befragt (in nach Datum der Befragung geordneter Reihenfolge, mit 

Angabe des Ortes der Befragung): 
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 Leiter Abteilung Direktzahlungen, Landwirtschaftsamt (Frauenfeld, 27. März 2018) 

 Leiter Kontrollstelle KOL, Landwirtschaftsamt (Frauenfeld, 27. März 2018) 

 Juristischer Sachbearbeiter, Rechtsdienst Departement für Inneres und Volkswirtschaft (Frauenfeld, 27. März 
2018) 

 Abteilungsleiter Abwasser und Anlagensicherheit, Amt für Umwelt (Frauenfeld, 27. März 2018) 

 Leiter Ortsplanung, Amt für Raumentwicklung (Frauenfeld, 27. März 2018) 

 Tierschutzbeauftragter, Veterinäramt (Frauenfeld, 28. März 2018) 

 Amtlicher Tierarzt (pensioniert), Veterinäramt (Frauenfeld, 28. März 2018) 

 externe Fachperson / Mediator, Berater (Frauenfeld, 28. März 2018) 

 Chef Amt für Umwelt (bis 30. Juni 2018) (Frauenfeld, 9. April 2018) 

 Leiter Rechtsdienst Departement für Inneres und Volkswirtschaft (Frauenfeld, 9. April 2018) 

 Chef Landwirtschaftsamt (Frauenfeld, 9. April 2018) 

 Chef Region Ost, Kantonspolizei (Frauenfeld, 9. April 2018) 

 Chef Aussendienst, Kantonspolizei (Frauenfeld, 9. April 2018) 

 Postenchef Amriswil, Kantonspolizei (Frauenfeld, 17. April 2018) 

 Stellvertreter des Abteilungsleiters Sicherheitspolizei, Kantonspolizei (Frauenfeld, 17. April 2018) 

 Psychiater (Frauenfeld, 17. April 2018) 

 ehem. Kommandant Kantonspolizei (Frauenfeld, 18. April 2018) 

 Kommandant Kantonspolizei (Frauenfeld, 18. April 2018) 

 Oberstaatsanwalt Staatsanwaltschaft Bischofszell, stv. Generalstaatsanwalt (Frauenfeld, 18. April 2018) 

 Chef Departement für Justiz und Sicherheit (Frauenfeld, 18. April 2018) 

 Chef Veterinärdienst Kompetenzzentrum Veterinärdienst und Armeetiere und ehem. Kommandant Kompetenz-
zentrum Veterinärdienst und Armeetiere (Bern, 16. Mai 2018) 

 Leiter Fachbereich Direktzahlungsgrundlagen BLW und Juristin im Rechtsdienst BLW (Bern, 16. Mai 2018) 

 Geschäftsführer Schweiz. Freibergerzuchtverband (Bern, 16. Mai 2018) 

 ehem. Fleischinspektor, Veterinäramt (Bern, 16. Mai 2018) 

 Direktor Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (Bern, 16. Mai 2018) 

 Amtstierarzt, Veterinäramt (Frauenfeld, 24. Mai 2018) 

 Kontrolleur externe Kontrollstelle und Stellenleiter externe Kontrollstelle (Frauenfeld, 24. Mai 2018) 

 Präsident Verband Thurgauer Landwirtschaft und Geschäftsführer VTL (Frauenfeld, 24. Mai 2018) 

 Gemeindepräsident Hefenhofen (Frauenfeld, 25. Mai 2018) 

 ehem. Gemeindeammann Hefenhofen (Frauenfeld, 25. Mai 2018) 

 stv. Hauptpostenchef Amriswil, Kantonspolizei (Frauenfeld, 25. Mai 2018) 

 Chef Informationsdienst, Staatskanzlei (Frauenfeld, 25. Mai 2018) 

 Fachtierarzt Pferde (als Experte, war nicht Hoftierarzt) (Frauenfeld, 30. Mai 2018) 

 ehem. Chef Departement für Justiz und Sicherheit (Frauenfeld, 30. Mai 2018) 

 ehem. landwirtschaftlicher Gewässerschutz, Amt für Umwelt (pensioniert) (Frauenfeld, 30. Mai 2018) 

 ehem. Chef Departement für Bau und Umwelt (Mittwoch, 30. Mai 2018) 

 Chefin Departement für Bau und Umwelt (Frauenfeld, 30. Mai 2018) 

 Chef VetA (Frauenfeld, 5. Juni 2018) 

 stv. Chef VetA (Frauenfeld, 5. Juni 2018) 
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 Generalsekretär Departement für Inneres und Volkswirtschaft (Frauenfeld, 5. Juni 2018) 

 ehem. Chef Departement für Inneres und Volkswirtschaft (Frauenfeld, 6. Juni 2018) 

 Chef Departement für Inneres und Volkswirtschaft (Frauenfeld, 6. Juni 2018) 

 ehem. Vizestatthalter Bezirksamt Arbon (Frauenfeld, 13. Juni 2018) 

 Chef Veterinärdienst der Armee (Frauenfeld, 13. Juni 2018) 

 U.K. (Amriswil, 13. Juni 2018) 

 Austausch mit 6 Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Thurgauer Tierschutzorganisationen (Frauenfeld, 
26. Juni 2018) 

 Gespräch mit der Fachstelle Tierdelikte der Kantonspolizei Bern (Bern, 10. Juli 2018) 

 Rechtsanwältin und Stiftungsratspräsidentin einer Tierschutzorganisation (Zürich, 18. Juli 2018) 

 Multidimensionale Energietherapeutin als Bekannte namentlich der Frau von U.K. (Zürich, 18. Juli 2018) 

 

Die befragten Personen wurden von der zuständigen Stelle schriftlich vom Amtsgeheimnis 

entbunden, um der Kommission Auskunft erteilen zu können. Alle Befragungen wurden proto-

kolliert und den befragten Personen zur Autorisierung zugestellt.4 Zusätzlich abgegebene Ak-

ten fanden, wo erforderlich, Eingang in die Chronologie.  

 

2.2.3. Chronologie 

Um die Fülle von aktenmässig belegten Verfahren und Ereignissen so aufzuarbeiten, dass Er-

kenntnisse daraus gezogen werden können, erstellte die Untersuchungskommission eine 

chronologisch strukturierte Zusammenfassung. Diese enthält alle wesentlichen Informationen, 

nicht aber jedes Detail.  

Die gesamte erarbeitete Chronologie zum Fall Hefenhofen steht in Form von Teil II des 

Schlussberichts an den Regierungsrat als separate Beilage zur Verfügung.  

 

2.2.4. Hypothesen 

Um die einzelnen Teilbereiche gemäss Auftrag systematisch überprüfen zu können, entwickel-

te die Untersuchungskommission bereits früh detailliertere Hypothesen über die Art und Wei-

se des Vollzugs der Tierschutzgesetzgebung im Kanton Thurgau. Diese wurden fortlaufend hin-

terfragt und dienten einer Strukturierung der vielen Erkenntnisse, welche die Untersuchungs-

kommission aus den Akten, der Prüfung von Einzelfällen und später auch mittels Befragungen 

gewonnen hatte.  

Mittels einer zusätzlichen Matrix überprüfte ein Mitglied der Untersuchungskommission dar-

über hinaus den chronologisch dokumentierten Tierschutz-Vollzug mit Fokus auf die folgenden 

                                                             

4 Die Protokollführerinnen nahmen die Befragung auf. Der jeweiligen Person wurde das Protokoll der Befragung mit 

einer Frist für allfällige Ergänzungen oder Korrekturen zur Genehmigung zugestellt Ergänzungen bzw. Korrekturen 

erfolgten handschriftlich im jeweiligen Protokoll. Keine der Ergänzungen oder Korrekturen gab Anlass zu einer 

Überarbeitung der von der Kommission gezogenen Schlüsse. Die Aufnahmen der Protokollführerinnen wurden nach 

der Genehmigung des Protokolls gelöscht.  
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Aspekte: Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und best practice sowie Grad der 

Durchsetzung der angeordneten Massnahmen.  

Die Ergebnisse wurden jeweils im Plenum diskutiert und sind in Kapitel 4 ausführlich darge-

stellt.  

 

2.2.5. Gefahr des Rückschaufehlers (‚Hindsight Bias‘) 

„Dass es leicht ist, nachträglich alles besser zu wissen, ist allgemein bekannt. Ebenso weiss je-

dermann, dass künftige Entwicklungen schwer vorherzusagen sind.“5 

Dass man nachträglich immer klüger ist, hat sprichwörtlichen Charakter. Die für ein Ereignis 

zuständige Behörde hat dieses aktuell, gestützt auf den im Zeitpunkt des Ereignisses bekann-

ten Wissensstand, zu beurteilen, ohne dass sie das Resultat ihres Handelns oder bewussten 

Nichthandelns schon kennen kann. Eine Administrativuntersuchung hingegen ist eine nach-

trägliche Beurteilung eines abgeschlossenen Vorgangs. Die Personen, deren Handeln es zu be-

urteilen gilt, hatten im Zeitpunkt ihres Entscheids diese Möglichkeit der Rückschau nicht. Ein 

zweiter Unterschied zur Situation der aktuell Handelnden ist die Tatsache, dass die Administra-

tivuntersuchung durch eine aussenstehende Person erfolgt, die den Vorgang aus Distanz beur-

teilten kann, weil sie selber nicht involviert war. 

Letztlich geht es also im vorliegenden Bericht um „nachträgliche Beurteilungen eines früheren 

Wissenstandes“.6 Um fair zu sein, darf man der nachträglichen Würdigung „daher nur jene In-

formationen zugrunde legen, die dem Handelnden zur Verfügung standen oder zur Verfügung 

stehen konnten.“7 Diese an sich selbstverständliche Haltung, der auch diese Administrativun-

tersuchung verpflichtet ist, wird aber permanent gefährdet durch den sogenannten Rück-

schaufehler (Hindsight Bias), der gemäss V. Roberto und K. Grechenig (2011) zu einer Verzer-

rung in der Wahrnehmung und namentlich dazu führt, „dass die frühere Vorhersehbarkeit 

künftiger Entwicklungen systematisch überschätzt und damit auch die Rechtsfrage der Sorg-

faltspflichtverletzung fehlerhaft beantwortet wird.“8 Denn die rationale Aktualisierung der Er-

wartung durch Miteinbeziehung nachträglicher Tatsachen ist die wohl grösste konzeptionelle 

Gefährdung, der eine Administrativuntersuchung ausgesetzt ist.  

Für die vorliegende Arbeit ist der Schluss zu ziehen, dass man sich der Gefahr des Rückschau-

fehlers bewusst sein muss und auch bei den Adressaten (Betroffene, Vorgesetzte, Öffentlich-

keit) das entsprechende Bewusstsein vermitteln kann, nicht zuletzt durch diese einleitenden 

Bemerkungen. Möge die eigene und die Anmassung derer gemildert werden, die später die 

stets klügere Entscheidung gewusst haben wollen.9 Die Kommission hat sich diesbezüglich lau-

fend kritisch hinterfragt und insbesondere die Befragungen genutzt, um Rückschaufehler wei-

testgehend zu vermeiden. 

                                                             

5 V. Roberto und K. Grechenig, Rückschaufehler („Hindsight Bias“) bei Sorgfaltspflichtverletzungen, Zeitschrift für 
Schweizerisches Recht, 2011, Heft 1, S. 5. 
6 ebenda, S. 8 
7 ebenda, S. 21 
8 ebenda, S. 21 
9 Milos Vec, Der Rückschaufehler: Was man im Nachhinein alles vorher wissen konnte, Rezension des Aufsatzes von 
V. Roberto/K. Grechenig, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1.6.2011, Nr. 127, S. N 4. 
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Diese Problematik betrifft auch die Chronologie der Gesetzgebung. In den vergangenen 20 Jah-

ren wurden die bundesrechtlichen und kantonalen Gesetze und Verordnungen cetwa in den 

Bereichen Tierschutz, Direktzahlungen, Tierseuchen (inklusive Tierverkehr) und Lebensmittel-

sicherheit punktuell mehrfach revidiert. Damit haben sich auch die Handlungsmöglichkeiten 

der involvierten Behörden verändert.  

 

2.2.6. Persönlichkeitsschutz  

Auf Namensnennungen wird im vorliegenden Bericht und in der Chronologie verzichtet, er-

wähnt wird lediglich die Funktionsbezeichnung. Bezüglich Persönlichkeitsschutz werden die In-

teressen der genannten Personen so weit als möglich gewahrt, wobei ein in weiten Teilen 

anonymisierter Bericht kaum mehr lesbar und verständlich wäre. Auf die weibliche Form wird 

aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes (Minimierung der Erkennungsmöglichkeiten von Ein-

zelpersonen) verzichtet. 

Sowohl der Bericht wie auch die Chronologie wurden im Auftrag der Kommission durch einen 

Experten im Bereich des Persönlichkeitsschutzes geprüft. Dieser hielt fest, dass sich die Unter-

suchungskommission basierend auf dem Auftrag der Kommission und auf der Faktenwahrheit 

der in den Akten vorzufindenden Tatsachenaussagen grundsätzlich auf ein überwiegendes öf-

fentliches Interesse an der Aufarbeitung der Angelegenheit berufen kann. 

 

2.2.7. Rechtliches Gehör und Qualitätssicherung 

Der Bericht wurde dem Gesamtregierungsrat auf Antrag der Untersuchungskommission am 6. 

September 2018 zum rechtlichen Gehör und zur Stellungnahme unterbreitet (Vernehmlas-

sungsverfahren). Der Regierungsrat hat die Departemente und über die Schlüsselpersonen zur 

Stellungnahme eingeladen und die Rückmeldungen gebündelt an die Untersuchungskommissi-

on gesandt. Damit wurde nicht nur formell, sondern auch inhaltlich die Gelegenheit zum recht-

lichen Gehör zu Sachverhalt und zu den Untersuchungsergebnissen gewährt.  

Die Möglichkeit zur Stellungnahme ist aber gleichzeitig auch ein Instrument der Qualitätssiche-

rung für die Untersuchungskommission selbst. Beides - rechtliches Gehör und Qualitätssiche-

rung - gilt auch für die Chronologie, welche die Untersuchungskommission dem Regierungsrat 

am 2. August 2018 zur Stellungnahme unterbreitet hat; die Ergänzungen und Hinweise auf 

weitere Akten hat die Kommission verarbeitet.  

U.K. wurde von einer Delegation der Kommission zu seiner Wahrnehmung der kantonalen 

Verwaltung und der Gemeinde befragt. Ohne die Nennung seiner vielfältigen Handlungen kann 

das Handeln oder Nicht-Handeln der Verwaltung nicht korrekt analysiert werden.  
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2.2.8. Einbezug von U.K. in die Untersuchung  

Aufgabe der Untersuchungskommission ist es, wie in Kap. 2.1.2. beschrieben, das Handeln der 

Behörden im Zusammenhang mit U.K. zu beurteilen, mit Fokus auf den Tierschutzvollzug. Hier-

zu stützte sie sich auf umfangreiche Akten und eine Reihe von Befragungen (siehe Kap. 

2.2.1/2.2.2.). Wichtiger Bestandteil der Akten waren auch zahlreiche Rechtsschriften aus abge-

schlossenen Verwaltungs- und Strafverfahren, in deren Rahmen U.K. zu diversen Sachverhalten 

Stellung nahm.    

Um das Behördenverhalten umfassend beurteilen zu können, war die Kommission im Weite-

ren auf die persönliche Wahrnehmung von U.K. zum Umgang der Ämter und mitarbeitenden 

Beamten mit ihm als betroffene Person angewiesen. Zu diesem Zweck lud sie U.K. am 

13.06.2018 zu einer Befragung in Amriswil ein. U.K. nahm diese Gelegenheit wahr und gab sei-

nem Misstrauen gegenüber den Verwaltungsbehörden Ausdruck. Er legte anhand mehrerer 

Beispiele dar, warum er sich von verschiedenen Ämtern insbesondere im Rahmen von Direkt-

zahlungskürzungen, Baubewilligungsverweigerungen und einer 2010 durchgeführten Jauchen-

grubenuntersuchung schikaniert fühlte. Von Seiten eines Amtschefs habe er allerdings auch 

den Rat erhalten, mehr Tiere zu alpen, um in grösseren Dimensionen bauen zu können. Die 

Mediation (siehe Kap. 3.1.8.) empfand U.K. grundsätzlich als sehr gut, allerdings habe das DIV 

wiederholt versucht, seinen Rechtsbeistand auszutricksen. Der GS DIV hätte sich nicht immer 

an die Abmachungen gehalten. Seitens des Kantons seien auch schon früher zahlreiche 

Rechtsbrüche verübt worden, deshalb habe er bei Kontrollen immer einen Zeugen dabeihaben 

wollen. Die Kapo sei zwar lästig, aber immer anständig gewesen. StA und Polizei hätten aller-

dings erst dann begonnen, ihm aufzuzeigen, wie er sich wehren könne, nachdem sie selber 

gemerkt hätten, dass U.K. von den Ämtern schikaniert werde.   

Weitere Vorwürfe von U.K. betreffen die Vorgehensweise im Rahmen der Räumung, die Ge-

genstand laufender Verfahren bildet. Auch diese Kritik seitens U.K. richtet sich an verschiedene 

Ämter und Personen. Im Weiteren reichte U.K. mehrere Dokumente ein, die in die Untersu-

chungsakten aufgenommen wurden. 

 

2.2.9. Weitere Fälle als Vergleichsmassstab 

In seinem Auftrag liess es der Regierungsrat offen, ob die Kommission weitere Fälle in die Un-

tersuchung einbeziehen soll („bei Bedarf“). Angesichts der Dimension des vorliegenden Falls 

liess es das vorgegebene Zeitfenster nicht zu, weitere Fälle in der für eine zuverlässige Aussage 

nötigen Tiefe zu analysieren. Aus Kapazitätsgründen musste die Untersuchungskommission 

daher darauf verzichten, den Vollzug der Tierschutzgesetzgebung über den Fall U.K. hinaus zu 

analysieren.  
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3. TIERSCHUTZRELEVANTE SITUATION UND TIERSCHUTZRECHTLICHE WÜR-
DIGUNG 

Ziel des vorliegenden Kapitels ist es, einen Überblick über die Situation auf dem Betrieb von 

U.K. hinsichtlich der Haltung von Tieren und des Umgangs mit ihnen zu gewinnen. Die Darstel-

lung der Kontrollergebnisse und tierschutzrelevanten Ereignisse basiert auf den Bewertungen 

der jeweils bezeichneten involvierten Personen (Kapitel 3.1.). Die tierschutzrechtliche Würdi-

gung der Gesamtsituation durch die Untersuchungskommission findet sich in Kapitel 3.2. Die 

Beurteilung der jeweils vorgenommenen oder unterlassenen verwaltungs- und strafrechtlichen 

Massnahmen erfolgt in den Kapiteln 4 und 6.  

 

3.1. Tierschutzrelevante Situation 

3.1.1. Hofübernahme 1995 bis Planung Stallneubau 2002 

1995 übernahm U.K. den auf Milchwirtschaft ausgerichteten Hof von seinem Vater. Auf Hoch-

leistungskühe verzichtete er bewusst und produzierte nach den Bio-Richtlinien. In der Folge 

der BSE-Krise, in der die Preise für Schlachtvieh sanken, begann er, Kühe mit Euterproblemen 

rasch zu schlachten, um sie nicht antibiotisch behandeln zu müssen. Gemäss der damals übli-

chen Selbstdeklaration erfüllte er die Anforderungen des Tierschutzes. Ein gedeckter Laufhof 

wurde 1996 als Gebäudeerweiterung beantragt. Das Bauprojekt wurde genehmigt, die Tier-

schutzvorschriften galten als „weitgehend berücksichtigt“. Am 20.06.1997 wurden anlässlich 

einer veterinäramtlichen Kontrolle keine Mängel festgestellt.  

Ein weiteres Bauprojekt wurde 1998 vorgelegt, es handelte sich um Um- und Anbauten beim 

Stall und beim Futterraum. Dieses konnte unter der Auflage genehmigt werden, dass die Be-

leuchtung mit Tageslicht durch entsprechende Massnahmen gewährleistet wird. Für das Jahr 

1999 findet sich eine handschriftliche Notiz vom Januar 1999 in der Aktenablage des VetA: 

„Stall neu: Fressplatz mit Spalten - pferdefreundlich?“. Auch scheinen die Lichtverhältnisse bei 

den Innenboxen fraglich gewesen zu sein: „bei gutem Wetter überprüfen“. 

Ein Kontrollbericht des VetA vom 02.03.2000, der neben der Überprüfung der Tierhaltung auch 

jene der Einhaltung der Tierwohlprogramme RAUS („regelmässiger Auslauf im Freien“) und 

BTS („besonders tierfreundliche Stallhaltungssysteme“) umfasste, ergab keine Mängel. Gemäss 

Bericht waren auf dem Hof 130 Tiere der Rindergattung und 10 Pferde vorhanden.  

Für den Zeitraum August/September 2000 wurde U.K. die Vornahme von Schlachtungen und 

die Verarbeitung von Klauentieren in seinem ehemaligen und zu diesem Zeitpunkt nicht mehr 

bewilligten Notschlachtlokal nachgewiesen. Am 14.03.2001 wurde er in dieser Angelegenheit 

wegen Widerhandlungen gegen die Lebensmittelgesetzgebung zu einer Busse von 1000 Fran-

ken verurteilt.  

Am 27.04.2001 hat eine externe Kontrollorganisation keine Mängel in der Tierhaltung festge-

stellt. U.K. produzierte in jener Zeit nach wie vor nach den Bio-Richtlinien.  

Im Rahmen eines durch den Chef VetA eingeleiteten Strafverfahrens, das mit einer Verurtei-

lung wegen Gehilfenschaft zu Tierquälerei endete, gestand U.K., im Zeitraum von anfangs 2001 
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bis im April 2002 10-15 Tiere (Kühe, Schweine, Kälber, Schafe) geschlachtet und verwertet zu 

haben. Dabei seien auch Schächtungen (rituelles Schlachten ohne Betäubung) erfolgt, in deren 

Rahmen er Tiere, Hof und Schlachtgerätschaften zur Verfügung stellte.  

Eine weitere Kontrolle einer externen Kontrollorganisation im Januar 2002 zeigte keine Mängel 

auf dem Betrieb.  

Ebenfalls im Januar ging beim VetA eine Meldung ein, wonach U.K. an einem Sonntag eine Kuh 

geschlachtet habe. Zudem stünden die Kühe in seinem Stall tief im Dreck.  

Die Tierverkehrsdatenbank AG meldete im Februar 2002 zwei offensichtlich fehlerhafte Einträ-

ge in der Tierverkehrsdatenbank (TVD). U.K. reagierte nicht auf die Aufforderung, hierzu Stel-

lung zu nehmen.  

Am 18.03.2002 scheint es erneut eine Kontrolle einer externen Kontrollorganisation gegeben 

zu haben. Diesmal meldete sie dem VetA zu kleine Liegeflächen in der Rinderhaltung. 

Anlässlich einer Kontrolle durch den TSB VetA am 19.03.2002 wurden Überbelegungen in vier 

Rinderbuchten, ein zu tiefer Krippenboden im Fressbereich, mehrere Kühe mit Kotrollen an 

den Hintergliedmassen sowie Pferde im Stall ohne ausreichend Tageslicht, aber mit Kunstlicht 

(15 Lux erreicht) festgestellt. U.K. bemängelte mit seiner Stellungnahme vom 07.04.2002 das 

Ergebnis der Kontrolle. Im Rahmen dieser Kontrolle konnte der TSB weder in den Stallungen 

noch aufgrund des Tierverzeichnisses eine Schafhaltung auf dem Betrieb von U.K. feststellen, 

obschon sich zwei im April 2002 geschächtete Schafe, wie sich im späteren Strafverfahren 

ergab, zu diesem Zeitpunkt auf dem Hof befunden haben mussten. U.K. wurde deshalb von der 

Bezirksgerichtskommission Arbon gerügt, die beiden Schafe gegenüber dem Beamten verheim-

licht zu haben. Das VetA warf U.K. überdies eine über mehrere Monate hinausgezögerte starke 

Vernachlässigung der Klauenpflege bei den betroffenen Schafen vor, was anhand von Fotos er-

sichtlich war. Allerdings bestritt U.K., dass es sich auf den Fotos um seine Tiere handelte. Nach 

seiner Aussage hatten die Tiere sogar eine andere Fellfarbe. Die Bezirksgerichtskommission ur-

teilte in dieser Sache zu seinen Gunsten und sprach U.K. hinsichtlich des Tatbestands der un-

sachgemässen Behandlung seiner Schafe frei.  

Weil der Tierbestand wuchs, plante U.K. eine Erweiterung seiner Stallungen. Im Rahmen der 

entsprechenden Bauanfrage für den Neubau eines Ökonomiegebäudes beurteilte die Abtei-

lung Strukturverbesserungen des LA die Baupläne hinsichtlich der Einhaltung der Tierschutz-

vorschriften „bei korrekter Detailausführung“ als positiv. Auch das VetA nahm Stellung zum 

Projekt, wies aber ganz besonders darauf hin, dass der einzuplanende Kranken- und Abkalbe-

stall tatsächlich auch jederzeit zur Verfügung stehen muss und nicht für die dauernde Haltung 

von z.B. Kälbern, Ziegen oder Schafen genützt werden darf. Mit dem Stallumbau sollte auch 

der Mangel bzgl. der Lichteinstrahlung (weniger als 15 Lux Tageslicht) beseitigt werden, der an-

lässlich der Kontrolle vom 19.03.2002 erhoben worden war.   

Gemäss einem undatierten, nicht vollständig ausgefüllten und nicht unterzeichneten Kontroll-

formular einer Tierschutzkontrolle des VetA wurden keine Mängel festgestellt. Aufgrund des 

fehlenden Datums und der spärlichen Angaben ist dieses Dokument schwierig einzuordnen.  

Ende August 2002 teilte eine externe Kontrollorganisation aufgrund der durch das VetA festge-

stellten Mängel U.K. die Aberkennung als Knospebetrieb mit.  
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3.1.2. Pferdeimporte 2003 bis Tierschutzmeldungen 2006 

Im April 2003 erhielt das VetA Hinweise auf regelmässige Pferdeimporte durch U.K. aus Polen. 

Eine spätere Kontrolle durch einen Grenztierarzt direkt am Zoll ergab keine Beanstandungen 

bezüglich der Transportbedingungen oder des Zustands der Pferde.  

Eine Überprüfung des baulichen und qualitativen Tierschutzes inklusive Auslauf für angebun-

den gehaltenes Rindvieh und RAUS-Anforderungen durch das VetA vom 04.07.2003 ergab kei-

ne Mängel. 

Wie sich später herausstellte, lieferte U.K. zwischen Mitte Juli 2003 bis Januar 2004 ver-

schiedentlich verletzte oder kranke Tiere in einer Schlachtanlage an. So beispielsweise ein 

hochträchtiges Rind mit grossflächiger eitriger Gewebeentzündung, einen Stier in sehr schlech-

tem Allgemeinzustand mit Abszessen in der Leber und der Lunge, ein untergewichtiges Kalb 

mit hochgradiger Lungenentzündung, das gemäss Laboranalyse ein „buntes Bild verschiedens-

ter Antibiotika“ in aussergewöhnlich hohen Konzentrationen zeigte, ein totes Kalb, das U.K. 

nach eigenen Angaben auf seinem Hof in Agonie ohne Betäubung gestochen hatte, weil es ei-

nen Herzstillstand erlitten habe sowie eine stark abgemagerte Kuh in sehr schlechtem Allge-

meinzustand mit Verwachsungen an Leber und Herz. Bei fast allen Tieren waren die Tierver-

kehrsdaten fragwürdig. Unklar blieb, ob diese Tiere aus dem Bestand von U.K. stammten oder 

ob er - wofür klare Hinweise bestanden - „ausrangierte“ Tiere anderer Landwirte aufkaufte 

und der Schlachtung zuführte, um das Fleisch insbesondere an eine ausländische Kundschaft 

abzugeben (U.K. verwendete dafür gemäss einem Schreiben des VetA den Ausdruck „Türken-

kühe“). Nicht geklärt werden konnte dies insbesondere, weil sich die Angaben in der TVD, wo-

nach sich die meisten dieser Tiere weniger als 24 Stunden im Besitz von U.K. befanden, nicht 

mit den Aussagen von U.K. im Rahmen der polizeilichen Ermittlungen deckten. Das Bezirksamt 

Arbon prüfte diese Sachverhalte lediglich unter fleischhygiene- und tierseuchenrechtlichen Ge-

sichtspunkten. 

Im Rahmen der Einvernahme durch das Bezirksamt Arbon vom 27.04.2004 gab U.K. zu Proto-

koll, dass er am gleichen Tag neben der einen Kuh auch 12 Schweine aus seinem Bestand zur 

Schlachtung gebracht hatte. Hinweise auf eine Schweinehaltung auf dem Hof U.K. zu jenem 

Zeitpunkt gibt es aus den Akten ansonsten kaum, insbesondere tauchen Schweine in keinem 

Kontrollrapport auf. In seiner Stellungnahme von September 2018 hielt der Chef VetA fest, es 

habe sich dabei um Schweine eines Berufskollegen von U.K. gehandelt, mit dem jener einen in-

tensiven Tieraustausch zwecks gegenseitiger Unterstützung insbesondere bei behördlichen 

Kontrollen pflegte. 

Fest steht, dass U.K. Kälber aus eigener Zucht hielt, die längstens 3-4 Monate bis zur Schlach-

tung lebten. Zusätzlich kaufte er nach eigener Angabe ab und zu Kälber dazu, die „dann eben 

vorher zur Schlachtung fällig“ wurden, was auf billig erworbene, gesundheitlich angeschlagene 

Tiere hindeutet.  

Dem veterinäramtlichen Bericht einer Kontrolle vom 19.01.2004 ist zu entnehmen, dass 24 

Schafe der Rasse Heidschnucke ohne Wasser und Witterungsschutz auf der Weide angetroffen 

wurden. U.K. erachtete die vorhandenen Büsche und Sträucher als ausreichenden Witterungs-

schutz und den Viehanhänger nicht als notwendig, weil die Tiere einer robusten Rasse ange-

hörten und sich auch bei widrigen Bedingungen freiwillig im Freien aufhielten. U.K. wurde in 

dieser Sache rechtskräftig verurteilt. 
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Am 25.05.2004 wurde dem Veterinärdienst von der Fleischkontrolle der Transport eines nicht 

gehfähigen, nicht transportfähigen Tieres durch U.K. zur Schlachtung gemeldet. Gemäss Aus-

sage der Fleischkontrolle: Vergrittete Kuh, konnte nicht stehen und musste aus dem Transpor-

ter herausgeschoben werden.  

Im Rahmen einer Kontrolle vom 30.05.2005 wurden neben korrekt gehaltenem Jungvieh in ei-

ner grossen Bucht mit Einstreu Esel in Kälber-Iglus und Rindvieh in einer sehr schmutzigen 

Bucht festgestellt. Anlässlich einer ÖLN-Kontrolle vom 26.08.2005 scheinen die Tierschutzvor-

schriften gemäss einem entsprechenden Kontrollformular baulich und qualitativ erfüllt gewe-

sen zu sein.  

Im Januar 2006 führte U.K. ein antibiotisch behandeltes Kalb ohne Einhaltung der Absetzfrist 

der Schlachtung zu. Im Mai desselben Jahres lieferte er zwei lahme, nicht behandelte Kälber im 

Schlachthof an. Beide Kälber zeigten „deutliche Anzeichen von hochgradig schmerzhafter 

Lahmheit, die schon seit geraumer Zeit bestanden haben“ mussten.  

Eine weitere Meldung aus einem Schlachthof im Kanton Zürich betraf die Schlachtung eines 

Pferdes von U.K. Der entsprechenden Korrespondenz ist jedoch nicht zu entnehmen, was kon-

kret beanstandet wurde und ob es sich um Verstösse gegen die Lebensmittel-, die Tierseu-

chen- oder die Tierschutzgesetzgebung handelte. Fest steht, dass diesbezüglich eine Strafan-

zeige eingereicht wurde.  

Im Oktober 2006 besuchten zwei Mitglieder einer Tierschutzorganisation den Hof von U.K., um 

sich ein Bild der Situation zu machen. Sie hatten vorgängig wiederholt negative Meldungen 

über dessen Tierhaltung erhalten. Bereits nach wenigen Minuten wurden sie von U.K., der ihre 

Absicht erkannte, unter Gewaltandrohung vom Hof verjagt. Sie bezeugten, in den wenigen Mi-

nuten die damals noch zulässige, jedoch zu enge Anbindehaltung bei Pferden, eine ungenü-

gende Stallhygiene und eine mangelhafte Hufpflege gesehen zu haben. Im gleichen Zeitraum 

meldete eine Reiterin „schockierende Zustände“ im Stall von U.K. an eine Tierschutzorganisati-

on, die gleichentags Strafanzeige erstattete. 

Ende November 2006 wendete sich eine deutsche Tierschutzorganisation an das Bundesamt 

für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (damals BVET) und berichtete von einer bei ihr 

eingegangenen Meldung aus der Schweiz, wonach 110 Pferde auf engem Raum gehalten wür-

den, teilweise in Dunkelhaltung, Anbindehaltung und ohne Stroh, „nur Dreck und Verwahrlo-

sung“.  

 

3.1.3. Fachgutachten 2007 bis Antrag zur Stallumnutzung 2008 

Am 06.03.2007 fand eine unangemeldete Kontrolle unter Beizug eines externen Pferdeexper-

ten und in Anwesenheit des zuständigen Vizestatthalters und der Polizei statt. Anlass waren 

wiederholte Beanstandungen der Tierhaltung von U.K. durch Drittpersonen.  

Festgestellt wurde, dass mindestens zwei Pferde in zu kleinen Boxen und 13 Pferde ohne seitli-

che Abschrankung in der Anbindehaltung und damit auf zu kleiner Liegefläche gehalten wur-

den. Mehrere Jungpferde waren stark verschmutzt, eine Kuh mit Kalb wurde in Dunkelhaltung 

gehalten, drei Kälber in zu kleinen Boxen.  
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Der externe Pferdeexperte kam zum Schluss: „Der hohe Tierbesatz auf diesem Betrieb und die 

angespannte Arbeitssituation machen auf den Besucher einen hilflosen Eindruck. In jedem be-

gehbaren Gebäude sind Tiere untergebracht. Es ist den Betreibern anscheinend nicht wichtig, 

die Tierschutzvorschriften einzuhalten, wichtiger ist ihnen dann eine vordergründig gute Be-

treuung der Tiere, die dann wenigstens einen 'Stall' haben.“ 

Bemängelt wurde ein starker Verschmutzungsgrad bei vielen Tieren, zu wenig Einstreu, feh-

lender Sichtschutz und unstrukturierte Buchten, die für rangniedere Tiere nicht optimal seien, 

darüber hinaus abfliessende Mistsäfte, die sich mit Silage und Heu mischten und zu Gesund-

heitsproblemen führen könnten.  

Andererseits wurde den Betriebsleitern eine hohe tierhalterische Qualifikation im Umgang mit 

den Tieren attestiert. Der Verhaltenszustand der Tiere und die Beobachtungsgabe der Be-

triebsleiterin seien gut. Jene von U.K. konnte anlässlich der Besichtigung nicht beurteilt wer-

den. Dennoch machte der Gutachter auf die Überforderung der Betriebsleitung und mögliche 

Notfallszenarien bei Krankheitsausfällen aufmerksam, die kurzfristig zu einer drastischen Ver-

schlechterung der Tierhaltung führen könnten.  

Der externe Pferdeexperte hielt aber auch fest, dass es den Pferden nicht schlecht gehe und 

dem Sozialverhalten gut Rechnung getragen werde. Allerdings gäbe es keine Rückzugsmöglich-

keiten für rangniedere Pferde, was zu Stress führe und auf die Dauer gesundheitsschädlich sei. 

Er empfahl dringend die Anordnung einer drastischen Reduktion der Tierzahl.   

3.1.3.1. Tod eines Jungpferds beim Beschlagen 

Im Juni 2007 verstarb ein Jungpferd beim Beschlagen durch U.K. und einen Hufschmid an ei-

nem stressbedingten Herzstillstand. Das Pferd hatte sich – trotz Sedierung im Verlauf der Akti-

on – hartnäckig zur Wehr gesetzt, weshalb ihm die Hinterbeine zusammengebunden worden 

waren, woraufhin es mehrfach zu Boden stürzte. Um das Pferd ruhig zu halten, hatte sich eine 

weitere Person auf den Kopf des Tieres gesetzt. U.K. wurde in dieser Sache rechtskräftig verur-

teilt.  

3.1.3.2. Detaillierte Tierschutzkontrolle im Juli 2007 

Eine weitere unangemeldete Tierschutzkontrolle am 09.07.2007 ergab verschiedene Mängel in 

der Pferde- und Rinderhaltung. Es wurde ein Situationsplan erstellt und alle Boxen, Stände, 

Provisorien und Gruppenauslaufhaltungen eingezeichnet, nummeriert und ausgemessen. 

Überdies wurden die Pferde anhand ihres Signalements aufgenommen und ausgemessen (Wi-

derristhöhe) sowie eine adspektorische Gesundheitsprüfung bzgl. des Gesamteindrucks, allfäl-

liger Verletzungen und des Nährzustands vorgenommen.   

Der Gesundheitszustand der untersuchten Pferde wurde als gut beurteilt. Ein Pferd mit starker 

Lahmheit wurde vorgefunden. Der Nährzustand der Pferde war genügend, bis auf drei Stuten 

mit Fohlen bei Fuss, die etwas abgemolken wirkten. Alle Pferde machten bei der Untersuchung 

einen ruhigen und umgänglichen Eindruck.  

Zehn von 15 ausgemessenen Boxen erreichten die geforderten Mindestmasse nicht, wobei die 

Minimalvorschriften bis zu einem Drittel unterschritten wurden. Bei sieben von 14 Standplät-

zen mit seitlicher Begrenzung war die Breite zu klein, mit einer Abweichung von bis zu knapp 7 

%. Die Anbindehaltung in Einzelständen war zu diesem Zeitpunkt bis zum Ablauf der Über-
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gangsfrist im Rahmen der Tierschutzgesetzgebungsrevision von 2008 noch nicht explizit verbo-

ten. Berücksichtigt wurde in der Beurteilung des VetA und später auch in der gerichtlichen Be-

wertung aber, dass sie „modernen ethologischen Erkenntnissen längst nicht mehr genügt“ und 

ein entsprechendes Rechtsgutachten eines Strafrechtsprofessors aus dem Jahr 2003 vorlag. 

Vor diesem Hintergrund wurden jegliche Unterschreitungen der vorgegebenen Mindestmasse 

als im rechtlichen Sinne tierquälerisch beurteilt, wenn den Pferden kein regelmässiger Auslauf 

gewährt werde.  

Eine weitere improvisierte Anbindehaltung ohne seitliche Abgrenzung wurde nicht toleriert. 

Bei den in Gruppenauslaufhaltung auf Tiefstreue aufgestallten Pferden waren keine Mängel 

feststellbar. Die Kleingruppen waren in Bezug auf Alter und Geschlecht gut zusammengestellt. 

Auch das vorgesetzte Futter (Silage) war zu diesem Zeitpunkt nicht zu beanstanden. Bemängelt 

wurde, dass die Raufen für die Raufutteraufnahme unter freiem Himmel standen und so je 

nach Wetterlage eine Einbusse der Futterqualität hingenommen werden musste.  

Bei fünf Jersey-Kühen wurde die zu geringe Höhe des Futterkrippenbodens beanstandet, wo-

mit den Tieren die Futteraufnahme erschwert würde. Überdies fiel ein kränkliches Kalb in ei-

nem Kälber-Iglu mit starkem Durchfall und Nabelentzündung sowie hoher Körpertemperatur 

auf, das nicht in tierärztlicher Behandlung stand.  

Zusätzlich wurden zwei an den Klauen bzw. am Sprunggelenk verletzte und offensichtlich unter 

Schmerzen leidende sowie eine abgemagerte tote Kuh in der Krankenbucht vorgefunden, die 

mutmasslich ungenügend gepflegt worden waren. Ein länger andauerndes Leiden dieser Tiere 

wurde auch von den Gerichtsinstanzen als erwiesen betrachtet, weshalb U.K. 2009 in dieser 

Sache letztinstanzlich vom Bundesgericht rechtskräftig verurteilt wurde. Bei allen drei Tieren 

stimmten die TVD-Daten nicht.  

Eine anlässlich dieser Kontrolle entnommene Silageprobe aus der Futterkrippe wies gemäss 

dem Laborprüfbericht einen stechenden Buttersäuregeruch sowie einen hohen Rohaschege-

halt auf, was als Zeichen massiver Verschmutzung zu sehen sei. Das Labor hielt fest: „Silage 

darf auf keinen Fall mehr an Tiere verfüttert werden!“ 

Im Weiteren wurde bei elf jungen Mastkaninchen in einem 6-Fach-Kaninchenstall eine massive 

Unterschreitung der Flächenanforderungen festgestellt.  

Zu berücksichtigen war im Übrigen, dass der Tierbestand am Tag der Kontrolle nur rund die 

Hälfte des üblichen Pferdebestands und auch einen deutlich geringeren Rindviehbestand um-

fasste, da viele Tiere auf der Alp waren. Bei Vollbestand laufe der Betrieb – so das VetA – an-

dauernd an der Grenze seiner Kapazität. Ein wesentlicher Teil der Beanstandungen betreffe 

denn auch immer die aus Platzgründen improvisierten Tierunterkünfte, wie zum Beispiel die 

unsachgemässe Anbindehaltung von Pferden, Haltung von Rindvieh und Pferden in Maschi-

nenhallen ohne genügende Lichtverhältnisse oder Kälberhaltung in SBB-Paloxen. In diesem 

Licht seien auch die baulichen Massnahmen zu sehen, die vorgenommen wurden und in gewis-

ser Hinsicht auch Verbesserungen der Tierhaltung gebracht hätten, wie zum Beispiel die Grup-

penhaltung für einen Teil des Pferdebestands oder der Einbau zusätzlicher Fenster. Es sei aber 

offensichtlich, dass nicht die Verbesserung der Tierhaltung im Brennpunkt gestanden habe, 

sondern die Erhöhung der Produktivität durch Ausweitung der Tierhaltung ohne nachhaltige 

Verbesserung im qualitativen Bereich. Neue Probleme wie z.B. Platzmangel für Jungtiere, 

mangelnde Pflege und Betreuung von Tieren und ungenügende Hygiene seien die Folge.  
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3.1.3.3. Überprüfung der Tierhaltung durch weitere Kontrollinstitution 

Die Feststellungen der Kontrollstelle im Rahmen einer Kontrolle vom 09.10.2007 sind dem ent-

sprechenden Bericht nicht eindeutig zu entnehmen. Beim baulichen und qualitativen Tier-

schutz wurde ein Vorbehalt mit Verweis auf die veterinäramtlichen Tierschutzkontrollen ange-

bracht. RAUS und BTS wurden kontrolliert. Ob deren Vorgaben erfüllt waren, ist aufgrund des 

unvollständigen Berichts nicht zu erkennen.  

3.1.3.4. Überprüfung der Pferdehaltung durch den Veterinärdienst der Armee 

Im Februar 2008 besuchte eine Delegation des Veterinärdiensts der Armee auf Aufforderung 

des Chef VetA hin den Betrieb von U.K. zwecks einer Inspektion der Pferdehaltung zur Abklä-

rung der Frage, ob die Armee Pferde aus dem Bestand von U.K. beziehen könne. Die Kontrolle 

der Pferdehaltung erfolgte in Absprache mit U.K., speziell inspiziert wurden die Boxen- und 

Anbindehaltung, der Zustand der Pferde, die Ausläufe und der Beschlagszustand sowie die 

Hufpflege. Dabei wurden mehrere zu kleine Boxen, Liegeflächen und Standbreiten, frische, 

aber magere Einstreu, teilweise mangelhafte Belüftung und Belichtung, unsaubere Futterkrip-

pen und teilweise ungenügender Zugang zum Futter, unhygienische Zustände sowie teilweise 

sehr mangelhafte Hufpflege und ein „miserabler“ Putzzustand der Pferde bemängelt. Die Aus-

laufsituation erschien unklar und bei einigen Pferden waren Hinweise auf zu wenig Bewegung 

zu erkennen. Auch die nicht tierschutzkonforme improvisierte Anbindehaltung wurde bean-

standet, ebenso wie die Raufen für die Raufutteraufnahme bei der Gruppenauslaufhaltung, die 

unter freiem Himmel standen. Die Gruppenauslaufhaltung wurde in der betriebenen Art als 

„Pferdemassenlager“ bezeichnet. 

Zusammenfassend hielt der entsprechende Inspektionsbericht fest: „U.K. verletzt systematisch 

und wiederholt in vielen Bereichen der Pferdehaltung die gültigen Tierschutzvorschriften. Die 

Armee, vertreten durch den Chef des Veterinärdienstes der Armee, distanziert sich ganz klar 

und eindeutig von einer solchen Pferdehaltung.“  

3.1.3.5. Antrag auf Umnutzung eines „Mutterkuh- und Pferdestalls“ 

Im Juni 2008 reichte U.K. ein Gesuch für die Bewilligung der Umnutzung der als Mutterkuh- 

und Pferdestall mit einer Besetzung von 22 Kühen und ihren Kälbern und 22 Pferden bewillig-

ten, inzwischen oder seit längerem aber ausschliesslich als Pferdestall, Ausbildungsplatz und 

Heu-/Strohlager genutzten Halle nördlich des Betriebshauptgebäudes ein. Die eingereichten 

Unterlagen enthielten die zur Prüfung der Tierschutzkonformität notwendigen Angaben wie 

Tierzahl, Stallfläche, Liegeplätze, Stallhöhe, Fensterflächen, Aufstallungssysteme, Stallboden-

beschaffenheit, Krankenbuchten und Laufhof jedoch nicht. Zudem schienen die vorhandenen 

Angaben nicht in allen Teilen der Realität zu entsprechen. Dem Bauvorhaben konnte weder 

aus Sicht des Gewässer- noch des Tierschutzes zugestimmt werden.  

Das ARP verweigerte die Bewilligung für die Umnutzung des Mutterkuhstalls, wobei allerdings 

klar war, dass U.K. diese auch ohne behördliche Bewilligung bereits umgesetzt hatte. So be-

fanden sich inzwischen 60 Pferde im ehemaligen Mutterkuhstall.  

U.K. schrieb in seinem Rekurs gegen diesen Entscheid: „Die Umnutzung des Ökonomiegebäu-

des in einen Pferdeaufzuchtstall ist zu erteilen, weil es andernfalls nicht möglich ist, die Tiere 
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entsprechend den Vorgaben der Tierschutzgesetzgebung zu halten. Es ist uns ein Anliegen, den 

Tieren einwandfreie Haltungsbedingungen zu bieten.“  

3.1.3.6. Weitere Meldungen und Hinweise 

Die Leiterin eines Pferdehofs nahm im Frühjahr 2008 Kontakt mit einer Tierschutzorganisation 

auf und berichtete von ihren Eindrücken anlässlich eines Besuchs auf dem Hof von U.K. Sie 

wies unter anderem auf verhaltensauffällige und verletzte Tiere sowie auf die tierschutzwidri-

ge Anbindehaltung hin und bezweifelte, dass für alle Tiere ausreichende Auslaufmöglichkeiten 

vorhanden waren.  

Im August bat das VetA um Amtshilfe bei der Kapo Graubünden, weil ihm von einer Privatper-

son mitgeteilt worden war, dass U.K. bei der Durchführung von Viehtransporten im Kanton 

Graubünden schon mehrfach kontrolliert und in der Folge auch verzeigt worden sei.  

Im gleichen Zeitraum ermahnte eine Gemeinde, die eine Kadaversammelstelle betreibt, U.K.: 

„In letzter Zeit haben wir vermehrt festgestellt, dass in der Tierkadaversammelstelle Tiere ent-

sorgt werden, bei denen der Verwesungszustand weit fortgeschritten ist. Der Werkhofchef hat 

Sie darauf angesprochen, als Sie gerade dabei waren, eben solche Kadaver zu entsorgen.“ 

Dem Schreiben einer Drittperson zufolge nahm U.K. im Juni 2008 mit sechs Pferden an einem 

Feldtest teil, wobei diese über Mittag ohne Wasser und Heu am Anhänger angebunden warten 

mussten.   

Im November 2008 entzog eine Labelorganisation aufgrund der durch das VetA festgestellten 

Verstösse in der Tierhaltung U.K. die entsprechende Anerkennung mit sofortiger Wirkung.  

 

3.1.4. Umfassende Tierschutzkontrollen 2009 

Anlässlich einer Spezial-Kontrolle vom 20.02.2009 durch eine Kontrollorganisation wurden ca. 

120 Pferde gezählt. Dass sämtliche Tiere während täglich mindestens zwei Stunden den Lauf-

hof nutzen könnten, schien dem Kontrolleur nicht möglich zu sein. Insbesondere auch, weil zu-

sätzlich 37 Jersey-Milchkühe mit entsprechender Aufzucht die Auslaufflächen dreimal wö-

chentlich beanspruchten, um die RAUS-Bedingungen zu erfüllen. Zudem sei die einzig grosse 

verfügbare Fläche (367 m2) ziemlich weich. Der Nährzustand der Tiere wurde als in Ordnung, 

die Tiere als sauber und gepflegt beurteilt, Verletzungen waren keine sichtbar und die Ein-

streumenge war ausreichend. Beanstandet wurden mehrere zu kleine Flächen etwa im einge-

streuten Bereich in verschiedenen Stallungen und der nicht überdachte Fressplatz (Futterraufe 

bei den Pferden in Gruppenauslaufhaltung). 

3.1.4.1. Nachkontrolle des Veterinäramts  

Am 28.04.2009 fand eine unangemeldete Tierschutzkontrolle durch das VetA unter Polizei-

schutz statt, deren Ziel die Überprüfung der Umsetzung der 2007 angeordneten Massnahmen 

war. Es wurden „keine gravierenden Missstände“ festgestellt. Die 2007 erhobenen Mängel et-

wa in Bezug auf die Gehege-Grössen waren teilweise, gemäss VetA „aber eher zufällig“ durch 

Umstellungen der Gehege-Einheiten behoben worden. Diverse Mängel bestanden unverändert 

und einige neue Mängel, die durch Errichtung neuer Gehege entstanden waren, wurden fest-
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gestellt. Gemäss Aktennotiz des VetA ergab die Kontrolle in sachlicher Hinsicht keine Ver-

schlechterung gegenüber 2007, bestätigte aber die damaligen Mängel sowie die Uneinsichtig-

keit des Betriebsleiters.  

Im Einzelnen wurde die Futterkrippenhöhe bei sieben Kuhplätzen beanstandet, zudem der 

Umstand, dass (erneut) mehrere junge Kälber an Durchfall litten, wobei deren sachgemässe 

Behandlung zweifelhaft blieb, nicht zuletzt auch aufgrund der Angabe von U.K., dass einige 

Kälber im Winter auch wegen Durchfall gestorben seien. Ein Kalb machte infolge des Flüssig-

keitsverlusts einen ausgetrockneten Eindruck. Das VetA warf U.K. vor, dass die Betriebsleiter 

das Versterben von an Durchfall erkrankten Kälbern in Kauf nahmen, ohne dass tierärztliche 

Abklärungen über die Ursachen dieses Bestandesproblems an die Hand genommen wurden. 

Im Rindermaststall war die Wasserzufuhr nach Angabe des Betriebsleiters irrtümlich zugedreht 

worden. Überdies war das Tränkebecken auf einer Höhe montiert, die für die Tiere aufgrund 

ihrer Anatomie nur erschwert erreichbar war. Eine Kuh mit Kalb zeigte vernarbte Liegeschwie-

len, eine weitere zeigte Schmerzen beim Durchbiegen des Kniegelenks. Gemäss Bestandestier-

arzt wurde für diese Kuh eine Salbe abgegeben.  

In der Gruppenauslaufhaltung der Pferde waren keine Rückzugsmöglichkeiten für ausgewach-

sene Pferde vorhanden, mehrere Tiere waren nur mit einem Hufeisen beschlagen. Es fielen je-

doch keine Pferde mit zu langen bzw. pflegebedürftigen Hufen auf.  

Die in den Futterraufen vorgefundene Silage war stark mit Fremdkörpern (Holz, Plastikfolien, 

Petflaschen) versetzt. Die Raufen für die Raufutteraufnahme standen unter freiem Himmel. Ei-

ne entsprechende Probe wurde vom Forschungslabor als völlig verdorben beurteilt, wobei eine 

Verfütterung solcher Silage als Gefährdung der Tiergesundheit einzustufen sei.  

Die Haltung von zwei Stuten mit Fohlen in einer improvisierten Aussenbox (LKW-Container) 

mit Auslauf, deren eingestreute Liegefläche deutlich zu klein war, wurde als schwerer Verstoss 

gegen die Tierschutzgesetzgebung bezeichnet. Mehrere Zuchtstuten mit Fohlen in Gruppen-

haltung bewegten sich frei in der Maschinenhalle, wobei Maschinen und Gerätschaften aller 

Art nicht oder ungenügend abgetrennt wurden und somit eine Verletzungsgefahr für die Tiere 

darstellten.  

Die improvisierte Anbindehaltung bestand nach wie vor in tierschutzwidriger Weise ohne Zwi-

schenwände, wurde in ihrer Gesamtlänge jedoch erweitert, so dass die Breite für die diesmal 

zehn angebundenen Pferde eingehalten werden konnte. Gemäss U.K. handelte es sich um eine 

„Wartehaltung“ und nicht um eine permanente Haltung.  

Im Entscheid des VetA vom 14.07.2009 hielt dieses fest: „Die permanente Überforderung von 

U.K. durch die Grösse des Betriebs und den enormen Umfang der Tierhaltung, verbunden mit 

völliger Unbelehrbarkeit und Uneinsichtigkeit ist offensichtlich. […] Die Verstösse von U.K. ge-

gen die Tierschutzvorschriften wiegen schwer, weil grundsätzliche Bedürfnisse, welche für eine 

tiergerechte Rindvieh- und Pferdehaltung erforderlich sind, wiederholt über lange Zeit nicht 

eingehalten werden und U.K. sich sehr uneinsichtig verhält und die vom Veterinäramt auferleg-

ten Fristen zur Behebung der Mängel nicht einhält. Die starke Vernachlässigung führt zu einer 

unnötigen Überanstrengung der Tiere und ist als Tierquälerei zu ahnden.“  

Die Kapo hielt in ihrem Rapport zur gleichen Kontrolle fest: „Der Schreibende stellte anlässlich 

der vorliegenden Kontrolle keine Tiere irgendwelcher Art fest, welche offensichtlich unter Was-
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ser -und/oder Nahrungsmangel, nichtbehandelter Krankheiten oder möglicher Gewalteinwir-

kung litten. Vielmehr konnte festgestellt werden, dass die vom Schreibenden genauer betrach-

teten Tiere (Kühe, Kälber, Pferde, Hunde, Hundewelpen) einen ruhigen Eindruck machten und 

sich auch ohne Probleme anfassen liessen. Lediglich im Stall konnte eine Kuh in offensichtlich 

abgemagertem Zustand angetroffen werden. Zudem wurde im Aussenbereich ein Kalb gehal-

ten, an welchem das Fell teilweise kahle Stellen aufwies. Die geäusserten Feststellungen und 

Empfindungen geben die Sichtweise eines Laien wieder und können somit vom Kontrollergebnis 

des Veterinäramtes abweichen.“ 

Das Bezirksgericht Arbon mass der Aussage im Rapport der Kapo im Strafurteil vom 04.11.2010 

ebenso viel Gewicht bei wie den Feststellungen des VetA und sprach den Angeschuldigten U.K. 

in weiten Teilen von der Anklage frei.  

3.1.4.2. Beobachtung am Freiberger-Feldtest 

Im Juli 2009 hielt ein Mitarbeiter des Veterinärdienstes St. Gallen ihre Beobachtung anlässlich 

des Feldtests für dreijährige Freiberger im April 2009 in Niederbüren fest: „Die Pferde sahen 

soweit gut aus, jedoch haben 2 den Test nicht bestanden. Heute wurde mir nun telefonisch 

mitgeteilt, dass er U.K.] an einem weiteren Feldtest im Rheintal mit einigen 3-Jährigen war. Di-

verse Leute hätten sich aufgeregt, weil einige Tiere mager waren und nicht ausgebildet. “ 

3.1.4.3. Hinweise aus einer Kontrolle der landwirtschaftlichen Kontrollstelle 

Im Rahmen einer Kontrolle der zuständigen Kontrollstelle vom 02.10.2009 wurde dem VetA 

Folgendes mitgeteilt: Das Düngen von Wiesen und Weiden mit Mist während der Vegetations-

periode auf dem Betrieb U.K. könnte sich auf die Futterqualität negativ auswirken. Die Länge 

der Stricke der angebunden gehaltenen Pferde und die Dicke der Strohmatratzen sollten auf 

ihre Tierschutzkonformität überprüft werden. Bei einzelnen Tieren seien keine Gummimatten 

unter dem Stroh vorhanden. Der Pflege der Hufe und Klauen bei Rindvieh und Pferden sei Be-

achtung zu schenken. Die Tränkebecken in den Ställen seien an nicht isolierte Wasserleitungen 

oder Schläuche angeschlossen, was bei tiefen Temperaturen zu Frostschäden und einer stark 

erschwerten Wasserversorgung der Tiere führen könne. Die Arbeitsbelastung der Betriebslei-

tung werde als enorm eingeschätzt, wobei unklar sei, was bei einem Krankheitsausfall passie-

re. Die Enthornung der Kälber werde gemäss U.K. unter Mithilfe des Bestandestierarztes aus-

geführt. Es sei zu erwarten, dass die Strohmatratzen in den Kälberiglus auf der Südseite des 

Mistplatzes bei andauernd nasser Witterung (grosse Schnee- oder Wassermengen) recht 

feucht werden.  

Auf dem Kontrollbericht findet sich eine handschriftliche Bemerkung, die nicht zugeordnet 

werden kann: „Kontrolle war sehr spitzfindig bis kompliziert“.  

Der Kontrolleur teilte dem VetA überdies mit: „Was mir zudem aufgefallen ist: Wir haben auf 

dem Betriebsrundgang keine scheuen Tiere bemerkt. Z.B. sind wir zu einer Gruppe von Pferden 

auf der Weide zugegangen, ohne dass eines der Pferde sich von uns abgewandt oder die Ohren 

‘gelitzt’ hat (und obschon die Tiere gesömmert worden sind gemäss U.K.). Dasselbe spielte sich 

auch beim Besuch einer Gruppe von weidenden Galtkühen ab. Ich fand dies für die Weidehal-

tung eher ungewöhnlich.“ 
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Bei der Überprüfung der BTS-Anforderungen wurde ein Vorbehalt „Erstabnahme durch Land-

wirtschaftsamt / Feststellungen Veterinäramt“ angebracht. Auf dem Kontrollblatt findet sich 

überdies eine Bemerkung: „Böser Stier >1 Jahr einzeln gehalten in separater Boxe“. Anlässlich 

der Kontrolle meldete U.K. zwei Pferdekategorien beim RAUS-Programm ab. Der Kontrolleur 

war unsicher, ob die Grösse der Laufhöfe für den Winterauslauf und für den Weideauslauf der 

weiterhin bei RAUS angemeldeten Tiere genügen würde. Die Beurteilung dieser Frage erfolgte 

gestützt auf diverse Unterlagen. Eine abschliessende Beurteilung war jedoch nicht möglich, 

weshalb der Kontrolleur schloss, dass eine unangemeldete Kontrolle im Winter für die Über-

prüfung des Weide- und Laufhofmanagements auf ihre RAUS-Tauglichkeit hin unumgänglich 

sei.  

3.1.4.4. Bedrohung des Kantonstierarztes und Nachkontrolle 

Am 27.10.2009 wollte das VetA ohne Polizeibegleitung und in Absprache mit U.K. eine Tier-

schutzkontrolle durchführen. Dabei wurde der Kantonstierarzt von U.K. mit einer Pistole be-

droht, weshalb die Kontrolle abgebrochen werden musste.   

Eine unangemeldete Tierschutz-Nachkontrolle vom 13.11.2009 unter Polizeischutz ergab ge-

mäss Aussagen in späteren Verfahrensakten keine Mängel. Ein Kontrollbericht fehlt, doch be-

stätigte das VetA am 29.04.2010, dass die Auflagen vom 14.07.2009 am 13.11.2009 umgesetzt, 

beziehungsweise die zu Grunde liegenden Mängel behoben waren. In einer späteren Stellung-

nahme hielt das VetA fest, dass der Brief vom 29.04.2010 einzig und allein bestätige, dass die 

Auflagen vom 14.07.2009 am 13.11.2009 (Kontrolle) eingehalten waren. Von einer umfassen-

den Kontrolle am 13.11.2009, welche die Tierschutzkonformität des Betriebs bestätige, könne 

also nicht die Rede sein. 

3.1.5. Jauchengrubenaktion 2010 bis chronische Hufrehe 2013 

Im Rahmen einer polizeilichen Befragung zum Vorwurf, Hunde ohne die notwendige Markie-

rung abgegeben zu haben, erklärte U.K. im Mai 2010, dass seine Hündin pro Jahr jeweils einen 

Wurf habe, wobei er jeweils etwa zwei am Leben lasse. Es handle sich nicht um Edelhunde.   

Im gleichen Zeitraum wurde U.K. aufgrund von Meldungen der Entsorgung eines oder mehre-

rer Grosstierkadaver in der Güllegrube verdächtigt. Dies hatte eine Grossaktion mit Auspum-

pen sämtlicher Jauchegruben durch die Feuerwehr und weitere Fachpersonen zur Folge, wobei 

aber keine Kadaverteile oder entsprechende Hinweise gefunden wurden.  

Gemäss zweier Meldungen vom 18.05.2010 wurde die Tierhaltung von U.K. bemängelt: Am 

Sonntagmorgen seien die Kühe und die Pferde vor dem Stall im Auslauf knietief im Dreck ge-

standen. Die Patrouille der Kapo nahm kurz darauf einen Augenschein und meldete, dass sich 

im Augenblick keine Pferde in den drei möglichen Ausläufen befänden. Die Kühe weideten auf 

zwei Weiden; die Tiere wirkten ruhig und sie wären auch nicht übermässig dreckig. 

Am 02.06.2010 fand eine kurzfristig (am Vormittag desselben Tages) angemeldete Tierschutz-

kontrolle statt. Der Gesundheits- und Nährzustand der besichtigten Pferde und Rinder wurde 

als gut beurteilt. Auch bei den 20 Mastkälbern war kein Durchfall festzustellen und in allen Ab-

teilen war Wasser vorhanden. Im gesamten Tierbestand fielen lediglich zwei verletzte Tiere 

auf, die sich aber in tierärztlicher Behandlung befanden. Gemäss den Aufzeichnungen wurden 

alle Tiere täglich ins Freie gelassen, entweder in den Laufhof oder auf die Weide. Beim tägli-
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chen Auslauf äusserten die Kontrolleure Zweifel. Zudem fehlte nach wie vor eine Rückzugs-

möglichkeit für die ausgewachsenen Pferde. Bei der improvisierten Anbindehaltung waren 

zwischen den Pferden neu bewegliche Abgrenzungen (Plamper) angebracht, und die in der 

Maschinenhalle untergebrachten Pferde waren neu durch zusammensteckbare Wandelemen-

te von den gelagerten Gerätschaften getrennt. 

Weil U.K. aufgrund eines tierschutzunabhängigen Deliktsverdachts zu dieser Zeit in Haft war, 

wurde überdies nach den zur Verfügung stehenden Arbeitskräften in dieser Zeit gefragt. Es 

zeigte sich, dass mehrere Personen aus der Bekanntschaft und Nachbarschaft bereit waren, in 

dieser Zeit auszuhelfen, sodass die Betriebsleiterin mit ihren Hilfspersonen in der Lage war, die 

minimalen Grundbedürfnisse für das Wohlergehen der Tiere zu gewährleisten.  

Im Rahmen der polizeilichen Befragung von U.K. anlässlich der Sicherstellung verschiedener 

Schusswaffen erklärte dieser, mit einer Knieverschluss-Pistole ein Kaninchen erschossen und 

mit einer anderen Waffe Tiere erlegt zu haben. Die sichergestellte Vorderschaftsrepetierflinte 

habe er gelegentlich benützt, um Amseln von der Obstplantage zu dezimieren. Mit dem Flo-

bert habe er Füchse auf den Siloballen erschossen. Die ebenfalls sichergestellten Bolzen-

schussapparate müsse er sofort wieder auf dem Betrieb haben. Die seien auch für andere 

Landwirte zugänglich, die selber Kühe schiessen. Den Bolzenschussapparat führe er meistens 

(im Auto) mit sich. Als seine Hobbies gab er anlässlich der Befragung an, seine Tiere auf der Alp 

zu besuchen, sich mit den Fohlen abzugeben sowie hauptsächlich seine Kinder.  

Nach eigener Aussage machte U.K. verschiedentlich Geschäfte unter anderem mit einem Tier-

halter, dessen Pferde teilweise „nicht einmal angehalftert“ werden konnten und die „wie 

Jungpferde verladen“ werden mussten. Teilweise hätte er beim Weiterverkauf dieser Tiere Re-

klamationen erhalten, weil die Stuten trächtig waren, obwohl der vorherige Eigentümer versi-

chert hatte, dass sie „leer“ seien. Jener hätte öfters solche Händel gemacht. Wenn er Geld ha-

be, kaufe er Waren [gemeint sind Tiere] zusammen, und eine Weile danach verschleudere er 

sie, „nur dass es wieder aus dem Weg ist.“10 

Am 17.06.2010 fand eine angemeldete Kontrolle durch den Milchinspektor, Vertreter des VetA 

und die externe Kontrollorganisation statt. Es befanden sich 39 Milchkühe, fünf Aufzuchtrin-

der, 15 Kälber in Iglus und 14 Tränkekälber im Maststall auf dem Hof, dazu 60-80 Stuten, Foh-

len und Jungpferde. Die Aufzeichnungen zum Auslauf der Pferde und Kühe entsprachen nicht 

in allen Teilen den Vorschriften: „ab sofort jede Tiergruppe und angebundenes Tier/Pferde auf-

zeichnen. Kühe Auslauf jedes Läger separat!“. Weitere Mängel im qualitativen Tierschutz wur-

den nicht festgestellt. Im Bereich des baulichen Tierschutzes wurde keine Beurteilung vorge-

nommen und ein Hinweis angebracht: „Vorbehalt Tierschutz Vet. Amt.“. Der Rinderstall war 

leer und befand sich im Umbau, die fünf Aufzuchtrinder waren auf der Weide.  

Im Zeitraum vom 22.06. bis 06.07.2010 fanden verschiedene Kontrollfahrten der Kapo zu ver-

schiedenen Tageszeiten zwecks Überprüfung der Weide- und Auslaufsituation auf dem Hof 

U.K. statt. Die im Journal eingetragenen Ergebnisse fallen unterschiedlich aus. An einzelnen 

Tagen waren – gemäss Betriebsleiterin aufgrund der Witterung – keine Tiere im Auslauf bzw. 

im Freien zu sehen. An anderen Tagen wurden verschiedentlich Pferde und Rinder auf den 

                                                             

10 Ob diese Vorwürfe von U.K. an einen anderen Tierhalter zutreffen, konnte nicht abgeklärt und muss offengelas-

sen werden. 
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Weiden oder im Auslauf gesehen, wobei sich im Verlauf des Tages stets Veränderungen erga-

ben, was durch mehrere Kontrollfahrten pro Tag festgestellt werden konnte. Zwischenzeitlich 

wurden ca. 40-50 Pferde auf die Alp gefahren, die restlichen befanden sich in den Aussenstal-

lungen und wenige im Stall. 

Am 23.06.2010 reichte eine Tierschutzorganisation eine Strafanzeige gegen U.K. wegen Tier-

quälerei ein. Die Anzeige erfolgte auf Basis der Aussagen einer Person aus dem Umfeld von 

U.K., wonach der Auslauf von Pferden und Rindern nicht habe gewährleistet werden können.  

Gemäss einer Meldung vom 06.09.2010 an die Polizei beobachtete eine Frau zwei Tiere in ei-

nem Anhänger auf dem Hof von U.K. sowohl um 8.00 Uhr morgens als auch nachmittags um 

15.00 Uhr. Die Meldeperson bat um Überprüfung der Situation. Die Kontrolle ergab, dass noch 

eine Kuh im Anhänger stand, die angeblich allerdings erst gerade angekommen war und gleich 

ausgeladen werde. Beide Kühe (rote) vom Vormittag seien nicht mehr im Wagen. Die Kapo 

schloss den Journaleintrag mit dem Vermerk: „Alles i.O.“ 

Am 06.09.2010 versuchte U.K., eine Kuh in einem kleinen Schlachtlokal schlachten zu lassen. 

Der Fleischkontrolleur untersagte dieses Vorhaben aufgrund des gesundheitlichen Zustands 

des Tieres (eitrige Gelenksentzündung). Aufgrund dessen verbrachte U.K. die Kuh zurück auf 

seinen Hof, wo er sie nach eigenen Angaben selber schlachtete. 

Ein Kontrollbericht der externen Kontrollstelle vom 23.11.2010 hielt fest: „Laufhof morastig, 

Tiere jedoch alle sauber. Zweiter Laufhof befestigt zwischen Stall und Laufstall.“ Die Kontrolle 

fand angemeldet statt und umfasste die Bereiche BTS, RAUS, ÖLN. Sie zeigte Mängel bei ein-

zelnen Tierkategorien in den (nicht in der Tierschutzgesetzgebung geregelten) Tierwohlpro-

grammen BTS und RAUS. Im Bereich ÖLN bemängelten die Kontrolleure die am Kontrolltag 

nicht brauchbare Nährstoffbilanz, weil die enthaltene Anzahl Tiere nicht den tatsächlichen Ge-

gebenheiten entsprach.  

Am 10.01.2011 fand eine Besprechung zwischen VetA und bezüglich der weiteren Kontrolltä-

tigkeit statt. Dabei wurde festgehalten, dass permanent Unsicherheit bestehe, ob der Betrieb 

tierschutzkonform sei. Das Misstrauen sei vor allem in der Öffentlichkeit gross. Aktuell gäbe es 

keinerlei Meldungen, dass etwas nicht in Ordnung sein sollte. Ausserdem gäbe es Hinweise, 

dass die geforderten baulichen Massnahmen umgesetzt seien. 

Am 13.01.2011 übermittelte eine Tierschutzorganisation die Meldung einer Person, wonach 

die Pferdehaltung auf dem Betrieb U.K. nachlässig sei. Die Tiere würden misslich gehalten, der 

Tierhalter sei völlig überfordert und wisse kaum, wie die Tiere zu füttern seien. Die Platzver-

hältnisse in der Anbinde- und Gruppenhaltung seien viel zu eng, Tiere würden auch in „dunklen 

Löchern“ oder verschlammten Ausläufen und ohne tierärztliche Betreuung gehalten, die Huf-

pflege würde schmerzlich vernachlässigt. Gemäss Aktennotiz des VetA deckten sich diese Be-

obachtungen mit eigenen früheren Feststellungen, wobei seit mindestens einem halben Jahr 

jedoch keine entsprechenden Meldungen mehr eingegangen seien. Es stelle sich daher die 

Frage, ob die Beobachtungen der Person tatsächlich aktuell seien oder ob sie die Meldung erst 

jetzt aufgrund der Publizität des Falles gemacht habe.  

Am 19.01.2011 fand eine unangemeldete Tierschutzkontrolle durch das VetA statt, in deren 

Rahmen sich U.K. beklagte, es gehe nicht an, dass er vier bis fünf Kontrollen pro Jahr habe. 

Statt zu kontrollieren solle man ihm besser Geld bringen, er habe lediglich noch Futter für drei 

Wochen. Wiederholt führte U.K. aus, dass er mit einem Pferd wegmüsse, welches gerade ver-
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laden werde, was er in der Folge auch tat. Die Inspektion der 28 Kälber, der Kaninchen und 

Pferde ergab gemäss Bericht des beiwohnenden Rechtsanwalts von U.K. keine Unregelmässig-

keiten; einzelne relativ stark verschmutzte Kühe wurden festgestellt. Auch die Überprüfung 

der schriftlichen Unterlagen, namentlich Auslaufjournal, Arzneimittelvereinbarung und Be-

handlungsjournal seien in Ordnung gewesen. Gemäss Aussage des VetA gab diese Kontrolle 

inhaltlich zu keinen Beanstandungen Anlass. Gemäss einer Stellungnahme von U.K. vom 

02.08.2011 an den Vorsteher des DIV bestätigten auch bei der Kontrolle anwesende Polizisten, 

dass die Veterinärbeamten dem Betrieb von U.K. vor Ort eine einwandfreie und konforme 

Tierhaltung attestierten.  

Am 20.07.2011 fand eine unangemeldete Kontrolle bzgl. BTS, RAUS und Tierschutz durch die 

externe Kontrollstelle statt. In den Bereichen BTS und RAUS wurden verschiedene Tierkatego-

rien abgemeldet. Eine Pferdekategorie konnte nicht überprüft werden, da sich die Tiere auf 

der Alp befanden. In den übrigen Tierkategorien waren die RAUS- und BTS-Anforderungen er-

füllt. Im qualitativen Tierschutz wurde Folgendes bemängelt: „Krippe bei Pferdelaufstall nach 

Regen reinigen“. Im baulichen Tierschutz merkte die Kontrollstelle an: „Wie letztes Jahr. Keine 

Veränderung im Anbindestall“ und „Vorbehalt Tierschutz Kanton Thurgau“. 

Im polizeilichen Journaleintrag vom 19.07.2011 wurde festgehalten, dass die zuständigen Be-

hörden über einen bevorstehenden Stromunterbruch auf dem Betrieb U.K. aufgrund ausste-

hender Stromzahlungen Bescheid wüssten. Auch das VetA sei informiert, dass die Tiere nicht 

gemolken werden könnten.  

Am 14.09.2011 fand eine weitere angemeldete ÖLN-Kontrolle durch die externe Kontrollstelle 

statt. Ein verschmutztes Kalb wurde festgestellt und als Verstoss gegen die Tierschutzvorschrif-

ten beanstandet. Unter Bemerkungen wurde festgehalten: „Pferde zum Teil angebunden“. 

Am 29.10.2011 meldete U.K. bei der kantonalen Notrufzentrale, dass eine unbekannte Täter-

schaft bei ihm mutwillig Zäune geöffnet und Pferde ins Freie gelassen hätte, worauf es auf der 

nahen Hauptstrasse zu einer Kollision zwischen einem Pferd und einem Personenwagen ge-

kommen sei.  

Am 15.12.2011 übermittelte eine Fernsehstation dem VetA aktuelle Bilder, die aus Distanz von 

der Pferdehaltung auf dem Betrieb U.K. gemacht worden sei. Auf den Standbildern ist die nicht 

überdachte Futterraufe im Gruppenauslaufstall zu sehen. Das VetA wurde um Stellungnahme 

zur Tierschutzkonformität der Pferdehaltung gebeten. Zudem wollte die Fernsehstation wis-

sen, ob ein älteres Bild einer Anbindehaltung aus dem Stall von U.K., auf dem ein einzelnes 

Pferd in einer fensterlosen Ecke mit improvisierter seitlicher Abschrankung, ungenügender 

Breite der Liegefläche und mit schmutziger Einstreu zu sehen war, noch den aktuellen Gege-

benheiten entspreche.  

Am 21.12.2011 war erneut ein Bauvorhaben betreffend Umnutzung des als Mutterkuhstall er-

stellten Gebäudes zu einem Pferdestall zu beurteilen. Gemäss Bewertung des VetA hielt das 

Bauvorhaben in baulicher und technischer Hinsicht insofern die tierschutzrechtlichen Vor-

schriften ein, als die baulichen Gegebenheiten die Zahl der Pferde pro Abteil sowie die Grup-

penzusammensetzung bzgl. Alterskategorie und Verträglichkeit der Pferde untereinander be-

stimmten. Ob diese Kriterien in einer erstellten Baute erfüllt seien, könne jeweils nur beurteilt 

werden, wenn die Anlage in Betrieb sei.  



 
Seite 31 von 129 

Aus den Plänen nicht ersichtlich, aber im Betrieb der Anlage erfasst und in baulicher und tech-

nischer Hinsicht nicht tierschutzkonform sei die nicht überdachte Einrichtung für die Fütterung 

der Pferde. Die Konstruktion erfülle die Anforderungen grundsätzlicher Natur an die tierge-

rechte Haltung (Art. 3 TSchV) nicht, weil sie nicht wettertauglich sei, eine hygienische Fütte-

rung nicht zulasse und demzufolge auch der Pflicht zur Vorbeugung von Krankheiten und allen-

falls Verletzungen nicht genüge. Entsprechende Mängel hätten auch schon gerügt werden 

müssen. Das Vorhaben sei höchstens zu bewilligen, wenn eine Fütterungseinrichtung erstellt 

werde, die überdacht sei und auch zulasse, dass alle Pferde ungestört von Artgenossen fressen 

können.  

Eine unangemeldete BTS-/RAUS-Kontrolle am 25.06.2012 durch die externe Kontrollstelle 

ergab, dass nicht alle Tierkategorien beitragsberechtigt waren. Die Gruppenhaltung war nicht 

bei allen Tieren der entsprechenden Kategorien gewährleistet (BTS-Vorgabe), und auch die 

RAUS-Anforderungen waren bei Pferden und Rindern nicht in allen Teilen erfüllt. Die Kontrol-

leure hielten fest: „Krippe bei Pferden mehr reinigen“ und „Wie letzten Jahre keine Verände-

rung im Anbindestall. Stichkontrolle i.O.“.   

Am 10.07.2012 ging beim VetA eine Meldung zu Tierschutzmängeln bei einem Pferd von U.K. 

mit schwerer Huferkrankung ein. Das Pferd befand sich im Stall einer Kaufinteressentin, wäh-

rend es innerhalb einer Woche beide vorderen Hufeisen verlor. Ohne diese schien das Pferd 

grosse Schmerzen zu haben, auch stellte sich die Frage, ob es aufgrund der überaus schlechten 

Hufqualität erneut beschlagen werden konnte. Nachdem das Pferd rund vier Wochen unter 

Schmerzen auf dem Fremdbetrieb gehalten und zwischenzeitlich von einer Tierärztin begut-

achtet worden war, holte U.K. das Tier nach Beanstandung durch die Kaufinteressentin zurück 

und liess es unverzüglich auf seinem Hof beschlagen. Eine amtstierärztliche Überprüfung zeigte 

am 08.08.2012, dass sich das Pferd in gutem Nähr- und Pflegezustand befand und sich 

schmerzfrei bewegen konnte.  

Anlässlich einer angemeldeten Kontrolle in den Bereichen Tierschutz qualitativ und ÖLN am 

20.09.2012 durch die externe Kontrollstelle machten die Kontrolleure einen Vorbehalt zum 

baulichen Tierschutz geltend und bemerkten, dass die Anbindevorrichtungen beim Rindvieh 

hinsichtlich des Nackenrohrs bei Gelenkhalsrahmen bezüglich Tierschutz zu bewerten seien. 

Überdies sei die Futterlagerung von Trester zu verbessern. Die Masse seien nachkontrolliert 

worden und entsprächen jenen des Plans von der Kontrolle vom 17.06.2010. Die Aufzeichnun-

gen des Auslaufjournals würden überaus detailliert vorgenommen, jedes Pferd und jede Boxe 

habe eine spezielle Aufzeichnung. Ein neuer Stall für Stuten in der Remise müsse durch die 

kantonalen Behörden abgenommen werden.  
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3.1.6. Teil-Tierhalteverbot 2013 bis Tierhalteverbot 2014, Einsetzung AGUK  

Am 29.01.2013 fand erneut eine unangemeldete Kontrolle Tierschutz sowie der Tierwohlpro-

gramme RAUS, BTS statt. Im Bereich BTS waren die Anforderungen in einigen Tierkategorien 

wegen morastiger Einstreue im Fress- und Tränkebereich mangelhaft. Im RAUS-Programm wa-

ren die Anforderungen im Wesentlichen erfüllt, wobei der Weidegang bei einer Pferde-Kate-

gorie noch nicht abschliessend kontrolliert werden konnte. Im qualitativen Tierschutz wurde 

eine Überbelegung um ein Mastrind von ca. 300 kg festgestellt. Die Fütterung von 57 Pferden 

im Laufstall wurde als sehr unhygienisch bezeichnet, die Futterlagerung sei mangelhaft, weil 

unter freiem Himmel. 

In den Erwägungen des am 8.8.2013 ergangenen veterinäramtlichen Entscheids zu der am 

24.04.2013 erfolgten und detailliert ausgewiesenen Tierschutzkontrolle wurde festgehalten, 

dass die Tierhaltung gemessen an den zur Verfügung stehenden personellen und materiellen 

Ressourcen einen aussergewöhnlichen Umfang aufweise. Sie ändere von Kontrolle zu Kontrolle 

betreffend Einrichtung und Nutzung der Gebäude, Tierzahlen, Tierarten und Tierkategorien. 

Viele Einrichtungen glichen eher Provisorien und entsprächen keinen üblicherweise vorkom-

menden, in den Vorschriften beschriebenen und damit kontrollierbaren Tierhaltungssystemen. 

Klarheit herrsche bei allen Sachverständigen, dass es unmöglich sei, den Betrieb unter den ak-

tuell gegebenen Umständen je in allen Teilen vorschriftsgemäss führen zu können. In diesen 

Umständen liege die Begründung, dass seit Jahren keine Kontrolle ohne Beanstandung zu ver-

zeichnen sei. Selbst wenn der Betriebsleiter Verbesserungen anstreben wollte, fehlten die 

notwendigen Mittel, um diese vorzunehmen, erneute Beanstandungen folgten wie auch vor-

liegend wieder, und der Teufelskreis schliesse sich. Der Zustand auf dem Betrieb U.K. betref-

fend Einhaltung der Tierschutzvorschriften sei in seiner Gesamtheit unverändert negativ und 

unter den gegebenen Umständen nicht verbesserungsfähig. Aus diesem Grund wurde am 

08.08.2013 eine Beschränkung der Tierzahl angeordnet und für den Fall der Nichtbeachtung 

ein Tierhalteverbot angedroht.  

Die Kontrollresultate der unangemeldeten Zwischenkontrolle vom 17.05.2013 durch die exter-

ne Kontrollstelle ergaben, dass die Pferde vom RAUS-Programm abgemeldet worden und die 

Anforderungen in den Rindviehkategorien erfüllt waren. Bei der Kontrolle des qualitativen 

Tierschutzes wurde eine Überbelegung bei den Kälbern und bei den drei Eseln festgestellt, Fut-

ter und Wasser wurden als unhygienisch bemängelt. Beim baulichen Tierschutz erfolgte die 

Bemerkung „wie gehabt“. Die Tierschutzvorschriften wurden insgesamt als eingehalten be-

trachtet, wobei überall ein Vorbehalt zugunsten der veterinäramtlichen Feststellungen ange-

bracht wurde. Angemerkt wurde, dass die Überdachung der Futterkrippen angefangen wurde 

und möglichst schnell realisiert werden sollte. Bezüglich Auslaufmanagement wurde festgehal-

ten, dass zwei Personen (Betriebsleiterehepaar) permanent den ganzen Tag im Stall seien.  

In Bezug auf ihren ÖLN-Kontrollbericht der angemeldeten Kontrolle vom 26./30.09.2013 hielt 

die externe Kontrollstelle fest, dass der Tierschutz nur im qualitativen Bereich angeschaut und 

die baulichen Vorschriften lediglich grob eingeschätzt wurden. Bezüglich Futter und Wasser, 

die im Kontrollblatt nicht als Mangel deklariert waren, hiess es in der Bemerkung: „bei 12 Pfer-

den Krippe reinigen“. Bezüglich der Bewegung von Pferden und Ziegen habe es baulich gegen-

über den letzten Kontrollen keine Änderungen gegeben.  
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Das Amt für Lebensmittelsicherheit und Tiergesundheit (ALT) des Kantons Graubünden infor-

mierte das VetA Thurgau im November 2013 über folgenden Vorfall: Am 31.10.2013 waren 16 

von U.K. auf einer Bündner Alp gesömmerte Pferde trotz mehrmaliger Aufforderung durch die 

Gemeinde noch nicht abgeholt worden, obwohl seit dem 28.10.2013 keine Alphirtschaft mehr 

vor Ort war. Die Tiere waren demnach unbeaufsichtigt, und anfangs November begaben sich 

sechs Tiere selbständig auf den Weg ins Tal. Diese holte U.K. nach einer telefonischen Ermah-

nung durch das ALT ab, nicht aber die restlichen, auf der Alp verbliebenen zehn Tiere. Nach ei-

nem weiteren Telefonat durch das ALT holte U.K. am 11.11.2013 sieben weitere Pferde ab, 

drei konnte er indessen nicht finden. Das ALT verfügte in der Folge, dass U.K. die restlichen 

Pferde im Hinblick auf einen jederzeit möglichen Wintereinbruch suchen und bis am 

17.11.2013 abholen müsse. Hinsichtlich der Gefahr, dass die Tiere zu Schaden kämen, sei eine 

Suche unabdingbar.11  

Gemäss einem Polizeirapport wurde am 22.01.2014 in einem Bach ein Kuhkadaver gefunden. 

Dieser grenzte an ein Grundstück, auf dem Rinder von U.K. temporär gesömmert wurden. Das 

VetA verlangte bei den Strafverfolgungsbehörden strafrechtliche Ermittlungen wegen Vernach-

lässigung und verwies auf die Pflicht des Tierhalters, seine Tiere genügend oft zu kontrollieren. 

Die entsprechende Verantwortung (Landeigentümer oder U.K.) sei zu klären. 

Eine unangemeldete Kontrolle durch die externe Kontrollstelle fand am 06.03.2014 statt. Die 

Tiere waren vital, gesund und in einem guten Nährzustand und wiesen keine Verschmutzungen 

auf. Etliche Boxen waren ausgewechselt und neu erstellt, in kleinen Boxen waren kleine Tiere 

eingestallt. In der Anbindehaltung für Pferde, zu der sehr genaue Aufzeichnungen bestanden, 

waren feste Trennwände vorhanden, allerdings ohne alternative Einstallmöglichkeit für die an-

gebunden gehaltenen Ausbildungspferde. In den meisten Ställen hätten nach Einschätzung des 

Kontrolleurs allerdings mehr Pferde Platz gehabt. Die Futterkrippe bei den Jungpferden war 

nicht überdacht. Die Auslaufaufzeichnungen waren derart genau geführt, dass sie dem Kon-

trolleur fragwürdig erschienen. Die Ausläufe waren morastig und insbesondere im Eingangsbe-

reich sehr tief. Im Kuhstall wurden Gelenkhalsrahmen und Doppelstossanbindung bemerkt. 

Der Kantonstierarzt hielt in der Folge fest: „Der Bericht [der Name der externen Kontrollstelle] 

kommt zum zwiespältigen Fazit, dass einerseits die Tiere gut aussehen und dass diverse Mass-

nahmen ergriffen wurden, die Tierschutzkonformität aber weiterhin nicht bestätigt werden 

kann.“ 

Aus diesem Grund enthielt das Protokoll zur Einsetzungssitzung der AGUK vom 02.04.2014 die 

Schlussfolgerung: „Im Moment besteht keine unmittelbare Gefahr für die Tiere auf dem Betrieb 

von U.K.“ 

In einer Strafanzeige gegen U.K. vom 05.05.2014 hielt das VetA fest: „Bei allen Verstössen han-

delt es sich um wiederholte Mängel mit Dauerwirkung, weil zwar nicht immer die gleichen Tier-

Individuen betroffen waren, seit Jahren aber Mindestmasse unterschritten, bauliche Anforde-

rungen missachtet und pflegerische Notwendigkeiten nicht oder ungenügend befolgt werden.“ 

Anlässlich einer Kontrolle bei einem Tierhalter in einem anderen Kanton, in deren Rahmen kei-

ne tierschutzrelevanten Mängel festgestellt wurden, äusserte sich die betroffene Person ge-

genüber der Kontrollbehörde dahingehend, dass man doch „besser mal“ bei U.K. für den Tier-

                                                             

11 Die Akten des ALT liegen der Untersuchungskommission nicht vor. 
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schutz sorgen solle. Er hätte den Betrieb erst vor kurzem besucht, da er ein neues Pferd kaufen 

wollte. Die Zustände in der Pferdehaltung von U.K. seien katastrophal.  

Gemäss Kontrollbericht der angemeldeten und durch die externe Kontrollstelle durchgeführ-

ten Kontrolle bzgl. ÖLN und Tierschutz qualitativ vom 12.8.2014 wurden seit dem 26.06.2014 

keine Pferde mehr angebunden gehalten. Die Aufzeichnungen zum Auslauf waren in Ordnung. 

Unter „baulicher Tierschutz“ wurde bemerkt, dass es keine Veränderungen gab, das Resultat 

wurde aber als in Ordnung bezeichnet. Der Rechtsvertreter von U.K. hielt später fest, diese 

Kontrolle sei ohne Beanstandung gewesen.  

Am 17.09.2014 meldete eine Privatperson bei der Polizei Lamas in einem zu kleinen Gitterge-

hege auf dem Betrieb von U.K. Ein Augenschein durch die Polizei ergab, dass sich die beiden 

Lamas mit genügend Platz im Freien befanden. 

Am 06.10.2014 verfügte das VetA gestützt auf das Ergebnis der Kontrolle der externen Kon-

trollstelle vom 06.03.2014, wonach insbesondere die am 08.08.2013 angeordnete Tierbe-

standsreduktion nicht umgesetzt worden war, ein Tierhalteverbot für U.K. 

Am 14.10.2014 wurde dem VetA ein Pferd mit einer schweren Verletzung am Hinterbein ge-

meldet. Das Pferd sei im Besitz von U.K., sei aber auf einen anderen Betrieb verbracht worden, 

da auf dem Betrieb von U.K. eine Fohlenschau mit viel Publikum stattgefunden habe. Das Tier 

stehe nur auf drei Beinen und sei nicht in tierärztlicher Behandlung. Es sei in diesem Zustand 

auf den befreundeten Betrieb transportiert worden. Ein Augenschein durch zwei TSB des VetA 

am 15.10.2014 ergab, dass die Meldeperson dem Pferd inzwischen starke Schmerzmittel ver-

abreicht hatte. Dennoch belastete das Pferd das verletzte Bein in Ruhe nicht und unter Zwang 

nur sehr ungern. Beim Führen zeigte das Tier eine hochgradige Lahmheit. Es wies eine deutli-

che Muskelatrophie am verletzten Bein und eine deutliche Abmagerung sowie an verschiede-

nen Körperstellen Liegeschwielen auf. Eine beigezogene Tierärztin bestätigte den schlechten 

Nähr- und Pflegezustand, die Lahmheit und die Liegeschwielen und diagnostizierte eine alte, 

schlecht gepflegte, infizierte Wunde. U.K. transportierte das Pferd in der Folge, obwohl es in 

diesem gesundheitlichen Zustand nicht oder nur unter sichernden Massnahmen hätte trans-

portiert werden dürfen, ohne Wissen des VetA zurück auf seinen Betrieb und liess es erneut 

untersuchen. Auch der zweite Tierarzt riet zur sofortigen Tötung des Tieres. Weil U.K. die Auf-

fassung vertrat, das Pferd sei adäquat versorgt, ordnete das VetA die sofortige Tötung des Tie-

res unter Aufsicht der Polizei an. Statt einer Euthanasie entschloss sich U.K., das Pferd zu 

schlachten. Unklar blieb in der Folge, ob das Tier nach dem Bolzenschuss in die Stirn und ins 

Genick fachgerecht entblutet wurde. Ob sich das Pferd bereits auf der Alp oder erst auf dem 

Betrieb von U.K. verletzt hatte, musste offenbleiben. U.K. wurde in dieser Sache rechtskräftig 

wegen Tierquälerei verurteilt.  

Im Protokoll der 4. AGUK-Sitzung vom 30.10.2014 wird erwähnt, dass U.K. Rinder auf einer ge-

pachteten abgefressenen Weide und somit in tierschutzwidriger Weise gehalten habe.  

Am 04.11.2014 meldete eine Vertreterin einer Tierschutzorganisation, sie habe fünf ca. zehn 

Wochen alte Katzen aus einem geschlossenen Kaninchenstall bei U.K. geholt. Dies sei nicht das 

erste Mal gewesen. Es seien diverse weibliche, nicht sterilisierte Katzen auf dem Hof, womit 

das Problem der Unterbringung der Jungkatzen bestehen bleibe. Überdies halte U.K. aktuell 

fünf Pferde angebunden. 
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Einem polizeilichen Journaleintrag vom 05.11.2014 ist der Eingang einer Meldung zu entneh-

men, wonach U.K. seine Kühe nicht vom Bauland wegnehme, obschon darauf Arbeiten verrich-

tet werden müssten. Bezüglich des Tierschutzes konnten keine Verfehlungen festgestellt wer-

den. Die sechs Kühe verfügten über ausreichend Frischwasser. 

Journaleintrag der Kapo vom 20.11.2014: Gemäss einem Auftrag der Gemeinde Hefenhofen 

wurde die Kapo mit der Gewährleistung der Sicherheit von Gemeindefunktionären beauftragt. 

Diese wiederum hatten den Auftrag, aufgrund von nichtbezahlten Hundesteuern zwei Hunde 

vom Hof U.K. abzuholen und in ein Tierheim zu verbringen. Im Verlaufe der Kontrolle konnte 

U.K. dazu gebracht werden, die ausstehenden Hundesteuern zu bezahlen. Die Hunde konnten 

somit auf dem Hof belassen werden. 

 

3.1.7. Weitere Phasen AGUK 2015  

Ende Januar 2015 meldete eine Tierschutzorganisation mehrere Tierschutzverstösse: ein 

schwer krankes Pferd, angebunden gehaltene Pferde und zu viele Pferde auf dem Betrieb.  

Im Rahmen der Arbeiten der AGUK wurde ein externer Sachverständiger eingesetzt, der die 

Zwangsvollstreckung des Teil-Tierhalteverbots leiten sollte. Dieser war am 03.02.2015 erstmals 

auf dem Hof U.K. und gewann einen guten Überblick über den Betrieb. Obwohl U.K. behaupte-

te, dass alles in Ordnung sei, waren nach Einschätzung des Sachverständigen Mängel in der 

Tierhaltung erkennbar, z.B. bei der Anbindehaltung von Pferden. Gemäss einer Aussage des 

Rechtsbeistands von U.K. im Rahmen eines weiteren Treffens sollte auf dem Betrieb U.K. künf-

tig ein Vorzeigebetrieb für eine gute Tierhaltung aufgebaut werden.  

Im Protokoll der 6. AGUK-Sitzung vom 13.02.2015, an der auch der neue Chef LA teilnimmt, 

wird festgehalten, dass gemäss VetA nach wie vor Mängel in der Tierhaltung von U.K. vorhan-

den seien, so etwa zu viele Pferde und nicht genügend Boxen, weshalb die unerlaubte Anbin-

dehaltung für einen Teil der Tiere nötig sei. Es sei aber unklar, wie viele Pferde sich tatsächlich 

auf dem Betrieb befänden. Vor Weihnachten sei auch die Milchqualität beanstandet worden. 

Dennoch beurteilte das VetA die Situation dahingehend, dass die Tiere „in tatsächlicher Hin-

sicht vermutlich nicht (gross) leiden“. 

Am 11.03.2015 scheint eine detaillierte Aufstellung der Stalleinrichtungen mit Massangaben 

aufgenommen worden zu sein. Hierbei wurden mehrere Überbelegungen und ungenügende 

Flächenmasse in verschiedenen Stalleinheiten festgestellt. Die Futterkrippe in der Pferdegrup-

penhaltung wurde erneut beanstandet, weil sie nicht überdacht war und den Hygieneanforde-

rungen damit nicht genügte. Zwei in einer Boxe eingestallte Lamas schienen zu wenig Auslauf 

zu haben. Die 15 Kälber-Iglus waren mit Heu und Wasser ausgestattet und erfüllten die Vor-

schriften. Im Kuhstall wurde erneut das Kunstlicht bemängelt, ebenso die Futterkrippentiefe 

und die Lägerlänge bei einzelnen Tieren.  

Journaleintrag Kapo vom 09.04.2015: Ein Bauer wurde mit einem Tierhalteverbot belegt, wes-

halb das VetA die entsprechenden Tiere beim Anrufer einstellte. Die Tiere sollten am darauf-

folgenden Tag durch einen Viehhändler abgeholt werden, seien nun jedoch weg. Der Anrufer 

bat um entsprechende Ermittlungen und vermutete, dass neun Kühe bei U.K. sein könnten. 

Dieser bestätigte sofort, dass die Kühe zu ihm gebracht worden seien. Eine befand sich wegen 

einer Klauenwarze im Stall, die anderen acht auf der Weide. 
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Im Rahmen einer Kontrolle vom 30.06.2015 bemerkten die Kontrolleure ein etwa halbjähriges, 

hochgradig lahmes Fohlen, das sich nur mühsam auf drei Beinen vorwärtsbewegte. Darauf an-

gesprochen meinte U.K., dass er das Fohlen wegen seiner Verletzung von einer Alp im Kanton 

Graubünden geholt habe und nun mit homöopathischen Arzneimitteln behandeln würde. Das 

VetA ordnete mündlich an, dass das Fohlen am gleichen Tag einem Tierarzt vorgestellt werden 

und dieser dem VetA Bericht erstatten müsse. Bis am Mittag des nachfolgenden Tages ging 

keine entsprechende Benachrichtigung beim VetA ein. In dieser Sache wurde U.K. rechtskräftig 

verurteilt.  

Die Tierschutzkontrolle vom 30.06.2015 ergab im Übrigen, dass sich die Ausläufe aktuell – al-

lerdings aufgrund der trockenen Verhältnisse – in einem akzeptablen Zustand befanden. Bei 

einem Kalb war kein Wasser vorhanden, was von U.K. als Versehen eines Angestellten be-

zeichnet wurde. Auf einem Läger wurden Kühe gehalten, die für die vorhandenen Masse zu 

gross waren. Das Läger wurde zwar künstlich verlängert, enthielt aber einen Absatz, der das 

Wohlergehen der Tiere einschränkte. Die Krippenüberdachung war aus Zeitgründen und Mate-

rialengpässen noch nicht fertiggestellt worden (drei Elemente à sechs Meter fehlten), sollte 

aber bis am 20.07.2015 erstellt werden.  

Gemäss Akten fand eine weitere angemeldete Kontrolle durch die externe Kontrollstelle am 

08.07.2015 und eine Nachkontrolle bzgl. der ÖLN-Aufzeichnungen (insb. Suisse-Bilanz) am 

24.07.2015 statt. In den Bereichen Tierschutz (qualitativ und baulich), BTS und RAUS wurden 

keine Mängel festgestellt. 

Am 04.09.2015 hielt ein Vertreter der externen Kontrollstelle in einem Schreiben an den 

Rechtsbeistand von U.K. fest, dass der Tierschutzvollzug hinsichtlich der baulichen Massnah-

men der Verantwortung des Kantons Thurgau unterliege, weshalb jeweils ein Vorbehalt (VB) 

unter dem entsprechenden Punkt gemacht werde. Die externe Kontrollstelle kontrolliere nur 

den qualitativen Tierschutz. Der Vorbehalt bedeute nicht, dass es keine Mängel gäbe, sondern 

dass der betreffende Punkt nicht kontrolliert worden sei.  

Am 19.09.2015 ereignete sich folgender Vorfall: U.K. verzichtete darauf, ein Pferd mit Kolik ei-

nem Tierarzt vorzustellen. Eine junge Frau auf dem Hof von U.K. brachte das Pferd in der Folge 

zu einem Tierarzt und bezahlte die Rechnung selbst. Gemäss Tierarzt musste das Tier schon 

seit mindestens zwei Tagen starke Bauchschmerzen gehabt haben.  

Von Mitte November 2015 bis im Juni 2017 gingen wiederholt und in unterschiedlichen Zeitin-

tervallen Meldungen ein, wonach die auf einer Weide gehaltenen Schafe und Lamas zu wenig 

Wasser und in einigen Fällen trotz geschlossener Schneedecke über mehrere Tage kein Zusatz-

futter hätten. Das VetA und die teilweise hierfür beauftragte Kapo überprüften, dokumentier-

ten und beanstandeten soweit nötig die vorgefundenen Zustände. Insbesondere die Wassersi-

tuation erwies sich tatsächlich wiederholt als unzureichend.  

 

3.1.8. Phase Mediation 2016 

Im Rahmen einer unangemeldeten Tierwohlkontrolle (BTS/RAUS) durch die externe Kontroll-

stelle vom 23.03.2016 wurde festgehalten, dass der Laufhof morastig sei und die Tiere ver-

schmutzt.  
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Aktennotiz des VetA vom 29.11.2016 Pferdehaltung U.K.: „Aus den Ausführungen erhellt, dass 

unabhängig von der Beurteilung der Stallform die erforderlichen Minimalmasse nicht eingehal-

ten sind. (…) Zur Klärung der Frage, ob aktuell die Tierschutzvorschriften in den zur Diskussion 

gestandenen Ställen 3 und L2-L8 eingehalten sind, wäre der Ist-Zustand entsprechend den obi-

gen Ausführungen zu überprüfen“. Das VetA hielt fest, dass von einem negativen Resultat aus-

gegangen werden müsse. 

Schreiben VetA vom 22.12.2016 an die Teilnehmenden der Stallkontrolle vom 16.1.2017: „Die 

Haltungseinrichtungen sind sehr vielfältig, komplex, oft improvisiert und immer wieder wech-

selnd. Als Grundlage schematischer Plan, der auf die Erhebung im April 2013 zurückgeht. Zu je-

der kritischen Einrichtung besteht ein Blatt mit den aus meiner Sicht für Sie relevanten Kontroll-

punkten und den damaligen Feststellungen, soweit sie aufgenommen wurden. Man kann in 

fast jeder Einrichtung Pferde halten, die Frage ist aber wie viele und von welcher Grösse.“ 

 

3.1.9. Zuspitzung der Situation im Jahr 2017 

Am 16.01.2017 erfolgte im Rahmen der Mediationsverhandlungen eine exakte Stallvermes-

sung durch Vertreter des VetA, der externen Kontrollstelle und einer externen Expertin zwecks 

Berechnung der Haltungskapazität auf dem Betrieb von U.K. Obschon es sich nicht um eine 

Tierschutzkontrolle handelte, hielten die anwesenden Personen ihre Beobachtungen jeweils in 

einem eigenen Bericht fest. 

So wurde etwa festgestellt, dass die nur noch eingeschränkt zulässige Anbindehaltung der 

Pferde sowohl qualitativ als auch dokumentarisch mangelhaft war. Ein Schwein wurde bei zwei 

Kälbern und ein einzelnes Kalb ohne Sichtkontakt zu Artgenossen in je einer Boxe gehalten. Für 

sechs bis acht im Freien gehaltene Pferde war keine vorhandene Stalleinrichtung erkennbar. 

Die Gruppenställe waren teilweise überbelegt und nicht alle Tiere hatten einen Fressplatz. 

Nach Schätzung des TSB VetA schienen sich auf dem Hof mehr als die 142 registrierten Equi-

den (Tiere der Pferdegattung) zu befinden. Die externe Expertin ging indessen von 110-120 

Pferden (inkl. Fohlen) aus.  

Zwei in einem Container gehaltene Shetlandponys mussten, um auf die Liegefläche zu gelan-

gen, einen Höhenunterschied von 60 cm überwinden, was bei den herrschenden Witterungs-

verhältnissen mit gefrorenem betoniertem Untergrund eine erhebliche Verletzungsgefahr dar-

stellte. Die Futtertröge waren bis auf ein Element überdacht. Freistehende, scharfkantige Me-

tallteile und unsachgemäss befestigte Paneele stellten eine Verletzungsgefahr für die Pferde 

dar. 

Die Wasserleitung in einigen Stallteilen sowie die Wassertröge bei einzelnen Tiergruppen wa-

ren eingefroren. Bei rund 50 Pferden und Fohlen sowie Rindern wurden deutliche Anzeichen 

von Durst beobachtet. Nachdem U.K. angewiesen worden war, den Tieren mittels eines 

Schlauchs Wasser anzubieten, drängten sich diese zum Trinken um die entsprechenden Plas-

tikwannen, wobei rangniedere Tiere es schwer hatten zur Tränke zu kommen.  

In zwei Haltungseinrichtungen fielen magere und übermässig verschmutzte Pferde auf. Die 

Einstreu und Bodenbeschaffenheit wurden als bedenklich bezeichnet. Auch in der Rindvieh- 

und Kälberhaltung fielen Mängel auf, so musste etwa bei einem Kalb verlangt werden, dass 
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U.K. den viel zu eng angebrachten Halsriemen unverzüglich entfernte. Auch die Sauberkeit und 

der Ernährungszustand der Kühe machten keinen guten Eindruck.  

Die anwesenden Personen zogen ein durchwegs schlechtes Fazit, so etwa: „Es ist für mich ab-

solut nicht nachvollziehbar, mit welcher gleichgültigen Haltung U.K. uns den Betrieb präsentiert 

hat. Die verschmutzten, morastigen Abteile und die vielen nassen, nicht eingestreuten Liegeflä-

chen zum Zeitpunkt, als die Kontrolle stattfand, beweisen, dass sich U.K. kein bisschen um die 

Tierschutzvorschriften, geschweige denn ums Tierwohl kümmert. […] Bedenklich hat mich auch 

gestimmt, dass die sichtbar stark unter Durst leidenden Tiere U.K. unbeeindruckt liessen.“ „Der 

Betriebsleiter ist überfordert. Es müssen entweder mehr Arbeiter da sein oder weniger Tiere.“ 

Bezüglich der Tierzahlberechnung wurde in Bezug auf die Haltungskapazität der vorhandenen 

Einrichtungen, die allerdings in Teilen der Anpassung etwa bezüglich Sichtschutz, Rückzugs-

möglichkeit, Liegefläche und Tränkesystem bedurften, eine Gesamtzahl von 109 Pferden inkl. 

Stuten mit Saugfohlen errechnet (ohne Berücksichtigung der Anzahl Fressplätze). Dabei wurde 

von harmonischen Gruppen ausgegangen, womit die tierschutzrechtlichen Mindestmasse ge-

mäss gängiger Praxis um 20% unterschritten werden dürfen. Während bestimmte Haltungsein-

richtungen so konzipiert sind, dass der zur Verfügung stehende Platz als permanenter Auslauf 

angesehen wird, wurde für 71 der 109 errechneten Pferde eine tägliche Mindestauslaufdauer 

von zwei Stunden als notwendig erachtet. Die bestehenden Auslaufmöglichkeiten hätten ge-

mäss einheitlicher Beurteilung der Fachpersonen einer solchen Tierzahl jedoch in keiner Weise 

standhalten können.    

Am 18.04.2017 meldeten zwei Personen nacheinander folgende Beobachtungen auf der 

Schafweide von U.K. dem VetA: Ein Lamm hatte sich mit dem Kopf in einem unsachgemäss ge-

lagerten Weidenetz verheddert, konnte aber befreit werden. Ein zweites Lamm lag tot neben 

dem Netz. Der Fell- und Klauenzustand eines Schafbocks wurde bemängelt, zudem habe sich 

eine Strohballenschnur im Klauenspalt verfangen. Im Übrigen seien auf dem Hof von U.K. seit 

ca. einer Woche zwei Pferde in einem Rondell zu sehen, wovon das eine auffällig mager sei. 

3.1.9.1. „Dauernde Überforderung von U.K.“ 

Eine angemeldete Kontrolle der externen Kontrollstelle am 23.05.2017 in Anwesenheit des 

Mediators ergab Beanstandungen bei den BTS-Anforderungen und zeigte Überbelegungen, 

stark verschmutzte Pferde und Stallungen, fehlende Einstreu bei den Schweinen und eine Rei-

he weiterer Mängel, die „auf eine dauernde Überforderung von U.K.“ hinwiesen. Nach Beurtei-

lung des erfahrenen externen Sachverständigen würde es U.K. „niemals“12 gelingen, diese 

Tierhaltung tierschutzkonform umzusetzen. Es waren - Fohlen bei Fuss nicht mitgezählt - 140 

Pferde auf dem Hof, der Alpaufzug stand unmittelbar bevor. Für mehrere Tiere war kein Stall 

vorhanden. 

  

                                                             

12 vom externen Sachverständigen fett hervorgehoben.  
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3.1.9.2. Strafanzeige gegen U.K. 

Am 29.06.2017 ging von einer Person eine Tierschutzmeldung mit Fotos von ausgezehrten Tie-

ren, insbesondere laktierende Stuten, beim VetA ein, mit der Bitte um unverzügliche Kontrolle.  

Am 14.07.2017 meldeten sich zwei Personen aus dem Umfeld von U.K. beim VetA. Sie bean-

standeten die Entwicklung der Tierhaltung bei U.K. und übermittelten aktuelle Fotos. Weitere 

Fotos überreichten sie dem VetA am 24.07.2017 anlässlich ihrer Strafanzeige und im Rahmen 

einer detaillierten Aussage beim VetA. Nach ihrer Beurteilung sei die Tierhaltung bei U.K. nicht 

immer schlecht gewesen. U.K. habe sich bemüht und - so gut dies aufgrund der grossen Anzahl 

Tiere möglich gewesen sei - zu den Tieren geschaut. Es sei nicht alles sauber gewesen und man 

hätte Vieles besser machen können, dennoch standen die Meldepersonen über längere Zeit 

hinter dieser Tierhaltung. Seit ein bis zwei Jahren und insbesondere im 2017 sei aber eine 

dramatische Entwicklung festzustellen, so dass nicht mehr länger zugeschaut werden könne.  

Fotografisch dokumentiert waren tote Pferde, die teilweise tagelang herumgelegen seien, 

kranke, festliegende Pferde mit Liegeschäden sowie magere, verletzte und unbehandelt ge-

bliebene Tiere. Bemängelt wurde überdies die dramatische Platz- und Auslaufsituation, die 

mangelhafte Fütterung (zu wenig oder ungeeignetes Futter), eine ungenügende Wasserversor-

gung bei diversen Tieren, unter anderem Schweinen, und unhygienische Zustände im Stall, et-

wa bei der Einstreu. Seit Februar 2017 seien mindestens 13 Pferde verendet. Auch seien 

Schweine in einem Anhänger an der prallen Sonne und Ziegen, Katzen und Hühner in Hasen-

stallungen gehalten worden. Überdies fehle es an zuverlässigem Personal. Tellerhufe bei Pfer-

den habe U.K. selber mit einer Fräse oder ähnlichem zurechtgeschnitten. Einen Tierarzt hätten 

seine Tiere - mit Ausnahme für die Kastration - noch nie gesehen. Kranke Tiere seien auf dem 

Hof geschlachtet worden. Andere Tiere in kritischem Zustand habe er auf befreundete Betrie-

be verbracht. Im Gegenzug habe er auch Tiere anderer Betriebe in ähnlichen Situationen vo-

rübergehend bei sich aufgenommen. Einmal bis mehrmals wöchentlich hätten Schlachtungen 

auf dem Hof stattgefunden, oft unter Beizug eines befreundeten Metzgers. Im März sei der 

Nährzustand der Pferde noch in Ordnung gewesen, Ende Juni hingegen nicht mehr. Die Pferde 

würden mit unpassendem Zaumzeug und Sattel geritten, man nehme, was da sei und einiger-

massen passe. Dies führe mitunter zu tiefen Schürfverletzungen etwa im Gurtenbereich. Eine 

Stute mit schwerer Arthrose würde unter Schmerzmedikation als Wagenpferd gebraucht, weil 

sie ansonsten gar nicht laufen könnte. Es seien 160 Pferde auf dem Hof.  

3.1.9.3. Meldungen bei der Polizei 

Der „Blick“ veröffentlichte am 02.08.2017 Bilder von festliegenden und verendeten Tieren auf 

dem Hof von U.K., was medial ein grosses Echo und in der Bevölkerung Entrüstung auslöste. In 

der Folge kam es ab dem 03.08.2017 während mehrerer Tage zu Demonstrationen und 

Mahnwachen durch Tierschutzorganisationen und Privatpersonen vor dem Grundstück von 

U.K. Kurz nachdem die StA die Aktualität und Authentizität der mit der Strafanzeige eingereich-

ten Fotografien bestätigt hatte, teilte das DIV am 04.08.2017 mit, eine Task Force in der Sache 

einzusetzen, die am Montag, 07.08.2017 tagen werde. 

Am 05.08.2017 meldete eine Person der Kapo, U.K. fahre hinter den Hof und lasse Pferde ver-

schwinden. Am 07.08.2017 wurde der Kapo aus dem Umfeld von U.K. gemeldet, dass dieser 

am vergangenen Montag „halbtote Tiere“ auf einen befreundeten Betrieb verbracht habe.  
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3.1.9.4. Beschlagnahmung der Tiere und Räumung des Hofes von U.K. 

Im Rahmen einer Medienkonferenz gab der Kanton Thurgau am Abend des 07.08.2017 be-

kannt, dass die Tiere von U. K. beschlagnahmt worden seien, um zu verhindern, dass weitere 

Tiere zu Schaden kämen. U.K. sei in Polizei-Gewahrsam genommen worden. Die Tiere würden 

nun an einen sicheren Ort verbracht. Anlässlich der Räumung am 07./08.08.2017 wurden di-

verse Tierknochen sichergestellt, die sich insbesondere in einem frisch umgeschichteten Mist-

haufen befanden. In seiner Stellungnahme vom September 2018 führte der stv. Chef VetA aus, 

dass im meterhoch aufgehäuften Mist ein vollständiges Skelett eines vollkommen verwesten 

Pferdes gefunden worden sei. Das Skelett sei vom veterinär-pathologischen Institut der Uni-

versität Zürich als ein etwa 2-jähriges männliches braunes Pferd identifiziert worden.   

Ein Kalb mit starkem Durchfall und in schlechtem Allgemeinzustand, zwei Schweine mit gros-

sen Nabelbrüchen, die nur schwer aufstehen konnten, und zwei mutmasslich ältere, von Para-

siten befallene Hühner mit schlechter Befiederung wurden vor Ort euthanasiert.  

Die Fotodokumentation der Kapo zeigt einen mangelhaften Zustand von Klauen und Hufen bei 

beschlagnahmten Schafen, Pferden und Rindern. Gemäss der Stellungnahme des stv. Chef 

VetA seien die Tiere schwer vernachlässigt gewesen.  

Die 93 auf dem Hof befindlichen Pferde wurden vorübergehend in das Kompetenzzentrum Ve-

terinärdienst und Armeetiere im Kanton Bern verbracht und später dort verkauft. Kühe, Käl-

ber, Schweine, Schafe und Ziegen wurden von einer Viehhandelsfirma abtransportiert und 

tierärztlich untersucht. Zwei Drittel der Kühe wurden aus wirtschaftlichen Gründen geschlach-

tet, die übrigen Tiere für den Verkauf freigegeben. Rund ein Drittel der Schweine wurden 

ebenfalls der Schlachtung zugeführt Die übrigen Schweine wurden in einen Maststall gegeben. 

Die Ziegen, Schafe und Lamas wurden je bei privaten Tierhaltenden untergebracht.  

Im Verlauf der folgenden Wochen wurden weitere, sich auf verschiedenen Alpen befindliche 

Pferde und Rinder begutachtet und für den Verkauf vorbereitet (22 Tiere der Rindergattung 

und 38 Pferde). Die Fotodokumentation und adspektorische Untersuchung der Pferde ergab 

gemäss amtstierärztlichem Bericht bei den meisten Tieren einen guten Pflege- und Gesund-

heits-, aber nur „mässigen“ Nährzustand, einzelne Tiere wurden als „dünn“ bezeichnet. Bei 

mehreren Pferden wurde vermerkt: „Zahnkorrektur notwendig“. Weitere Pferde von U.K. wa-

ren zum Zeitpunkt der Beschlagnahmung bei Privatpersonen in verschiedenen Kantonen un-

tergebracht. 

Am 11.09.2017 erhielt das VetA aus der Bevölkerung einen Hinweis auf vergrabene Tierkada-

ver im Wald, woraufhin strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet wurden.  

Im November 2017 wurde dem VetA die Vermutung zugetragen, dass sich auf dem Hof von 

U.K., der inzwischen mit einem Tierhalteverbot belegt worden war, wieder Tiere befinden 

könnten. Im Rahmen einer unangemeldeten Kontrolle wurden keine entsprechenden Hinweise 

gefunden.  
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3.2. Tierschutzrechtliche Würdigung 

3.2.1. Rechtliche Voraussetzungen eines Tierhalteverbots 

Die Frage, warum Landwirt und Pferdehalter U.K. trotz mehrerer Vorfälle über lange Zeit be-

fugt war, Tiere zu halten, wurde wiederholt aufgeworfen. Unter bestimmten Voraussetzungen 

kann die zuständige Behörde gemäss Art. 23 des Tierschutzgesetzes (TSchG) einer Person das 

Halten oder die Zucht von Tieren, den Handel oder die berufsmässige Beschäftigung mit ihnen 

auf bestimmte oder unbestimmte Zeit verbieten. Als Voraussetzungen werden abschliessend 

genannt:  

a) wiederholte oder schwere Zuwiderhandlung gegen Vorschriften des TSchG und seiner Aus-
führungserlasse oder gegen amtliche Verfügungen, die zu einer Bestrafung geführt haben; 

b) eine aus anderen Gründen ersichtliche Unfähigkeit, Tiere zu halten oder zu züchten. 

Staatliche Massnahmen sind dabei stets dem Prinzip der Verhältnismässigkeit unterworfen. 

Jeder Einzelfall ist zu analysieren, die Risiken in Bezug auf das weitere Verhalten einer in tier-

schutzrechtlicher Hinsicht auffällig geworden Person sind einzuordnen und letztlich sind jene 

Massnahmen zu treffen, die der konkreten Situation angemessen sind. So ist es etwa möglich, 

dass sich ein Tierhalter an die Vorschriften bezüglich seiner Tierhaltung hält, jedoch im Um-

gang mit Tieren gegen die Vorschriften verstösst, beispielsweise indem er Ferkel ohne Betäu-

bung kastriert. Ein Tierhalteverbot wäre in diesem Fall unter Umständen unverhältnismässig 

und könnte frühestens in Erwägung gezogen werden, wenn der Tierhalter nicht einsichtig ist 

und er an seiner tierschutzwidrigen Praxis festhält. Selbst dann stellt sich die Frage, ob ein ge-

nerelles Tierhalteverbot angemessen wäre, vielmehr wäre zu prüfen, ob sich das Verbot nicht 

eher auf die Zucht von Schweinen oder allenfalls die Haltung von Nutztieren beziehen müsste, 

da bei dieser Ausgangslage nicht zu erwarten wäre, dass er auch im Umgang mit Katzen oder 

Hunden straffällig würde.  

Auch bei U.K. ergeben sich zahlreiche Fragen nach der Verhältnismässigkeit der zur Wahl ste-

henden verwaltungsrechtlichen Massnahmen über rund 15 Jahre hinweg. Verhältnismässig 

bedeutet, dass das für den Betroffenen mildest mögliche, aber noch zweckmässige und effek-

tive Mittel gewählt wird. Zu beachten ist, dass sich die Tierschutzgesetzgebung in den vergan-

genen 20 Jahren punktuell erheblich verändert hat. Früher erfolgte Feststellungen sind nicht 

mit dem heute geltenden Recht zu beurteilen, sondern mit den damals gültigen Normen.  

 

3.2.2. Tierschutzprobleme auf dem Hof von U.K. 

3.2.2.1. Unterschiedliche Bewertung der Tierhaltung von U.K. 

Im Verlauf der Untersuchung hat sich gezeigt, dass die tierschutzrechtliche Situation auf dem 

Betrieb von U.K. hinsichtlich ihrer Schwere überaus unterschiedlich beurteilt wird. Aus den 

umfangreichen Akten und den über 50 Befragungen gehen widersprüchliche Informationen zur 

Haltung der Tiere und zum Umgang seitens U.K. mit ihnen hervor. Die unterschiedlichen Be-

wertungen einzelner Situationen durch die Beteiligten sind teilweise – aber nicht durchwegs – 

klar den unterschiedlichen „Parteien“ zuzuweisen. So beurteilte das Umfeld von U.K. dessen 

Tierhaltung vorwiegend als nicht ganz ordentlich, aber in Bezug auf das Tierwohl als durchaus 
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in Ordnung. Die zahlreich involvierten Kontrollbehörden kommen zu durchmischten Ergebnis-

sen und die meldenden Drittpersonen und Tierschutzorganisationen sprechen nicht selten von 

katastrophalen Zuständen. 

Im Weiteren sind verschiedene Phasen zu verzeichnen, die unterschiedlich intensiv von tier-

schutzrelevanten Ereignissen geprägt sind. Dabei spielt die Verschiebung des Schwerpunkts 

vom Milchviehbetrieb (mit Kälbermast und allenfalls Kälberhandel) zur Pferdezucht und die 

damit einhergehende, sprunghaft steigende Pferdezahl eine gewichtige Rolle.  

Nicht von der Hand zu weisen ist, dass während mindestens 15 Jahren auf dem Betrieb von 

U.K. erhebliche Tierschutzprobleme bestanden haben, sei es in der Tierhaltung von U.K. oder 

aber bei dessen Umgang mit Tieren. Dabei darf nicht vergessen werden, dass die fortdauernde 

Delinquenz von U.K. im tierschutzrechtlichen Bereich in den ersten Jahren nach der Jahrtau-

sendwende noch nicht bekannt war und das Ergreifen verwaltungsrechtlicher Massnahmen 

fortlaufend anhand der damals bekannten Fakten und unter Berücksichtigung der zu jenem 

Zeitpunkt geltenden Rechtslage zu prüfen war. Wann konkret welche Mittel zu ergreifen ge-

wesen wären, lässt sich im Nachhinein unter Berücksichtigung aller vorhandenen Informatio-

nen gewissermassen einfacher beurteilen als in der konkreten Situation vor zehn oder 15 Jah-

ren. Dies umso mehr, als es auch Kontrollen gab, bei denen keine oder nur geringfügige Män-

gel festgestellt wurden.  

3.2.2.2. Entwicklung der Tierhaltung auf dem Betrieb von U.K.:  

Während die Tierhaltung in den ersten Jahren seit der Hofübernahme von U.K. (1995) unauf-

fällig scheint bzw. kaum dokumentiert ist, entsteht insgesamt der Eindruck, dass es auf dessen 

Hof seit dem Jahr 2002 regelmässig zu Verstössen gegen die Tierhaltungsvorschriften vorwie-

gend im Übertretungsbereich (Art. 28 TSchG, Missachtung über die Vorschriften der Tierhal-

tung) gekommen ist, die hinsichtlich der Einschränkung des Tierwohls nicht als derart gravie-

rend betrachtet wurden, dass eine vorsorgliche Beschlagnahmung der betroffenen Tiere als 

verhältnismässig galt. Beispiele hierfür sind Mindestmassunterschreitungen bei Liege- oder 

Auslaufflächen, ungenügende Lichtverhältnisse, eine unzureichende Futterkrippenbodenhöhe 

oder schlecht zugängliche Tränkevorrichtungen. Auch wenn Verstösse in diesem Bereich nicht 

unmittelbar ein Tierhalteverbot zur Folge haben können, sind sie doch strafbar und umgehend 

zu beheben, da Einschränkungen des Wohlergehens der betroffenen Tiere mit ihnen einherge-

hen.  

 

Auszug aus einem Schreiben des Kantonstierarztes an das Bezirksamt Arbon vom 16.08.2007: „Dass 

damit [gemeint ist eine nicht tierschutzkonforme und die Bewegungsfreiheit einschränkende Haltung] 

Leiden und sogar körperliche Schäden verbunden sind, auch wenn sie nicht immer offenbar werden, ist 

in Fachkreisen unbestritten. Speziell für Tierarten mit einem ausgeprägten Bewegungsbedürfnis wie 

Pferde oder Kaninchen ist Mangel an Bewegung die häufigste Ursache für seelische Quälerei und kör-

perliche Schädigung. Das Nichteinhalten von Minimalforderungen für die Tierhaltung ist damit eine 

starke Beeinträchtigung des Wohlbefindens des Tieres und damit eine starke Vernachlässigung […].“ 

 

Verschiedene Verstösse wie etwa Überbelegung der vorhandenen Stalleinrichtungen, Ver-

schmutzung der Tiere und vernachlässigte Klauenpflege können in unterschiedlichen Schwere-
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graden auftreten und sind im Einzelfall zu bewerten. Bedenklich ist die im Betrieb von U.K. be-

legte Vielzahl an Widerhandlungen gegen die Tierhaltungsvorschriften.  

Tierquälerischer Umgang mit Tieren 

Überdies sind einzelne Fälle (erstmals 2001) von im rechtlichen Sinne qualifizierter Tierquälerei 

zu verzeichnen, teilweise gar in einer Schwere, die für sich allein genommen zeigen, dass U.K. 

das notwendige Einfühlungsvermögen für den tierschutzkonformen Umgang mit Tieren zu feh-

len scheint. Zu erwähnen ist zum Beispiel die Gehilfenschaft zum wiederholten Schlachten oh-

ne Betäubung (Schächten) und der rücksichtslose Umgang mit schwer verletzten Tieren. Mehr-

fach wurde U.K. wegen Widerhandlungen gegen die Tierschutzgesetzgebung verurteilt, vor-

wiegend wegen seines tierschutzwidrigen Umgangs mit Tieren. 

Zu grosse Tierzahlen 

Mit dem Neubau eines Ökonomiegebäudes für einen Mutterkuhstall und eine Erweiterung der 

Pferdehaltung im Jahr 2003 kann U.K. ein gewisser Wille zuerkannt werden, geeignete Stallun-

gen zur tierschutzkonformen Unterbringung seiner Tiere zu erstellen. Der ausdrückliche Hin-

weis des VetA in seiner Stellungnahme zum Bauvorhaben, dass „der Kranken- und Abkalbestall 

tatsächlich auch jederzeit zur Verfügung steht, d.h. nicht genützt wird für die dauernde Haltung 

von z.B. Kälbern, Ziegen oder Schafen“ lässt jedoch schon damals auf eine gewisse Befürchtung 

seitens der Behörde schliessen, dass die Haltungskapazitäten auf dem Betrieb von U.K. über-

schritten würden. Mit dem Neubau ging denn auch eine Vergrösserung des Tierbestands ein-

her.  

Während der gesamten Zeit erwiesen sich die Tierzahlen als widersprüchlich. Die vom Tierhal-

ter angegebene Anzahl Tiere der Rinder- und Pferdegattung deckte sich jeweils weder mit den 

offiziellen Tierverkehrsdaten noch mit den Erhebungen der verschiedenen Kontrollinstitutio-

nen. Der Tierbestand schien sich sowohl in der Anzahl als auch in der Zusammensetzung der 

Tierarten laufend verändert zu haben.  

Ab dem Jahr 2007 tauchte in den Akten der Begriff „Überforderung“ auf: Im Rahmen einer 

Kontrolle unter Beizug eines Pferdeexperten im März 2007 scheint offensichtlich geworden zu 

sein, dass die Tierzahl eine Grösse erreicht hatte, die „eine klare Struktur im Handling der Tiere 

voraussetzt“, wie der Fachgutachter schrieb. Nach seiner Erkenntnis war eine solche jedoch 

nicht vorhanden, vielmehr war die Tierhaltung geprägt von provisorischen Einrichtungen und 

der Vernachlässigung an sich selbstverständlicher Tierhalterpflichten aus Zeitgründen, im Be-

mühen, zumindest die existentiellen Bedürfnisse der Tiere sicherzustellen. Der Gutachter 

schloss: „Weder aus landwirtschaftlicher noch aus ökonomischer Sicht ist einsehbar, warum auf 

diesem Betrieb so viele Tiere gehalten werden“ und empfahl eine drastische Reduktion der 

Tierzahl. Allerdings attestierte er der Betriebsleitung „eine relativ hohe tierhalterische Qualifi-

kation“, was er aus dem Verhaltenszustand der Tiere und der Beobachtungsgabe der Betriebs-

leiterin ableitete. Auch hielt er fest, dass es den Pferden nicht schlecht gehe, auch wenn er 

verschiedene Mängel benannte, die zumindest potenziell zu weitgehenden Einschränkungen 

des Tierwohls führen können. Im Weiteren monierte er die offenkundige grundsätzliche Ein-

stellung von U.K., dass der Einhaltung der Tierschutzvorschriften keine allzu grosse Bedeutung 

beizumessen sei.  

Diese Feststellungen wiederholten sich in den Folgejahren. In den Sommermonaten war häufig 

eine Entspannung der Situation zu erkennen, da ein grosser Teil der Pferde und auch ein Teil 
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des Rindviehbestands gesömmert wurde. Die verbleibenden Tiere konnten in der Regel tier-

schutzkonform untergebracht und ihre Versorgung weitgehend sichergestellt werden. Den-

noch wurde auch in den Sommerkontrollen offensichtlich, dass U.K. es mit den Tierhaltungs-

vorschriften nicht sehr genau nahm und dass ihm entweder die Einsicht fehlte oder er sich in 

Auflehnung gegen die Behörden und insbesondere gegen den Kantonstierarzt schlicht weiger-

te, bestehende Mängel nachhaltig zu korrigieren. So blieb etwa die 2007 erstmals kritisierte 

Futterraufe im Pferde-Gruppenauslaufstall, die unter freiem Himmel stand und - mit den Wor-

ten des Kantonstierarztes - „nicht wettertauglich war, eine hygienische Fütterung nicht zuliess 

und demzufolge auch der Pflicht zur Vorbeugung von Krankheiten und allenfalls Verletzungen 

nicht genügte“ bis zuletzt nicht tierschutzkonform bestehen, auch wenn ab dem Jahr 2013 zu-

mindest ein Teil überdacht wurde. Auch in Bezug auf die Anbindehaltung der Pferde zeigte sich 

U.K. weitgehend unbelehrbar.  

Vernachlässigungen 

Ebenfalls im Jahr 2007 wird der Begriff „Leiden“ in den Akten erstmals erwähnt, und zwar im 

Zusammenhang mit drei Kühen, die gemäss amtstierärztlicher Beurteilung keine angemessene 

Behandlung erhalten hatten und damit mutmasslich über längere Zeit schwer vernachlässigt 

wurden. Ähnliche Vorfälle in Bezug auf Pferde und Kälber wurden auch in den Folgejahren do-

kumentiert. Auf der anderen Seite haben verschiedene befragte Personen darauf hingewiesen, 

dass sie bei Kontrollen oder Besuchen gesehen hatten, wie zutraulich die Tiere und namentlich 

auch die Pferde auf ihn zugegangen seien.  

Ein im Jahr 2008 ergangenes und später bundesgerichtlich bestätigtes Urteil liess keinen Zwei-

fel darüber offen, dass U.K. weder gewillt noch imstande war, eine nachhaltig tierschutzkon-

forme Tierhaltung und einen korrekten Umgang mit Tieren zu gewährleisten. Das Gericht stell-

te ihm eine schlechte Prognose aus und zeigte dringenden behördlichen Handlungsbedarf auf.  

 

Auszug aus dem Strafurteil des Bezirksgerichts Arbon vom 29.05.2008: „Aufgrund der jahrelangen in-

tensiven Tätigkeit des Angeklagten mit Tieren wäre zu erwarten, dass er sich grundsätzlich für Tiere 

und deren Befindlichkeit interessiere und deren Bedürfnisse spüre. Genau dies ist bei ihm aber augen-

scheinlich nicht im geringsten Mass der Fall. Wie bereits mehrfach erwähnt, ist er offensichtlich in kei-

ner Weise an den Tieren als Lebewesen, am Umgang mit ihnen, an deren Pflege und Sorge interes-

siert." 

 

U.K. verzichtete trotz seiner Erfahrung als Tierhalter insbesondere auch auf die Erstellung eines 

Tränkesystems, das auch bei tiefen Temperaturen eine adäquate Wasserversorgung seiner Tie-

re zu gewährleisten vermochte. Stattdessen waren die Tränkebecken in den Ställen an nicht 

isolierte Wasserleitungen angeschlossen, was im Falle von Frostschäden die Wasserversorgung 

der Tiere stark erschwerte, zumal ein derart grosser Tierbestand nicht mit Eimern versorgt 

werden kann. Anlässlich eines Betriebsbesuchs im Januar 2017 zwecks Vermessung der Stal-

lungen beobachteten Vertreter der externen Kontrollstelle und des VetA sowie eine externe 

Expertin, dass etliche Tiere unter grossem Durst litten.  
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Auszug aus dem Bericht des externen Experten anlässlich des Besuchs vom 16.01.2017: „Dramatisch 

war, dass die Wasserversorgung vieler Tiere nicht sichergestellt war. Wasser ist ein elementarer Be-

standteil der Nahrung von Lebewesen und wird für viele Körperfunktionen benötigt. Wer seinen Durst 

nicht stillen kann, leidet. Alle Tiere, die sich im Freien aufhielten (inkl. die Rinder im Auslauf) frassen 

fortlaufend Schnee, um ihren Durst zu stillen.“ 

 
Zweifel an Authentizität der Situation bei Kontrollen 

Aus dem Umfeld von U.K. wurde berichtet, dass dieser vor Kontrollen kranke und verletzte Tie-

re jeweils tötete oder auf befreundeten Betrieben unterbrachte sowie grosse Anstrengungen 

unternahm, um den Betrieb in einem besseren Licht präsentieren zu können. Auch in Zusam-

menhang mit der Räumung vom 07.08.2017 gingen Meldungen bei der Polizei ein, wonach 

U.K. Tiere abtransportierte oder „hinter dem Hof verschwinden liess“.  

 

3.2.3. Eskalationsphase auf dem Betrieb von U.K. 

Als wichtige Stützen beim Betriebsunterhalt und der Versorgung der Tiere erwiesen sich die 

Ehefrau von U.K. sowie dessen Vater. Nach dem Wegfallen dieser fundamentalen Unterstüt-

zung aufgrund von Scheidung bzw. Versterben scheint sich anfangs 2017 auf dem Hof von U.K. 

eine dramatische Verschlechterung der Tierhaltung ergeben zu haben. Gemäss Augenzeugen-

berichten entglitt U.K. die Situation zusehends. Das Decken von Zuchtstuten habe U.K. in den 

letzten Wochen oder Monaten vor der Betriebsräumung durch die Behörden als wichtiger er-

achtet als die Versorgung von Tieren mit Futter und Wasser. Nach Aussage von Zeugen ver-

starben in dieser Zeit mehr als ein Dutzend geschwächte Tiere mangels Pflege und Versorgung, 

unter anderem auch in Einrichtungen, die über keine Tierhaltungsinfrastruktur verfügten, weil 

sie als Reithalle oder Ausbildungsplatz konzipiert waren. Im Rahmen der Räumungsaktion vom 

07./08.08.2017 wurde ein Pferdeskelett in einem frisch geschichteten Miststock gefunden.  

3.2.3.1. Zustand der Tiere 

Im Rahmen der Beschlagnahmung der Tiere erklärte die Behörde, es sei kein akutes Tierleid 

angetroffen worden. Ein Kalb, zwei Schweine und zwei Hühner wurden dennoch vor Ort eu-

thanasiert. Vor dem Hintergrund der bereits erwähnten Meldungen, wonach Tiere vorgängig 

abtransportiert worden seien, und in Anbetracht des Umstands, dass auch die im Rahmen der 

Strafanzeige dokumentierten verendeten Tiere nicht vorgefunden werden konnten, ist davon 

auszugehen, dass seitens U.K. entsprechende Vorkehrungen getroffen worden waren. Der stv. 

Chef VetA erklärte in seiner Stellungnahme, die Formulierung des Chef VetA vor den Medien 

sei von diesen nicht richtig interpretiert oder gewichtet worden. Unter „akutem Tierleid“ hätte 

verstanden werden müssen, dass keine Tiere in Agonie oder ähnlichem Zustand, wie dies in 

den veröffentlichen Fotos gezeigt worden sei, vorgefunden worden seien. Vielleicht sei die 

Formulierung „kein akutes Tierleid“ (die eine grosse Empörung ausgelöst habe) nicht geschickt 

gewählt gewesen, weil die klinisch-medizinische Fachsprache nicht verstanden worden sei.   

Der Zustand insbesondere der Pferde zum Zeitpunkt der Beschlagnahmung wird von Fachleu-

ten kontrovers beurteilt. Die eingehende amtstierärztliche Beurteilung der „Alppferde“ - jener 

Pferde also, die zum Zeitpunkt der Hofräumung nicht auf dem Betrieb standen - ergab bei zahl-
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reichen Tieren einen guten Gesundheits- und Pflege-, aber nur mässigen Nährzustand. Bei ei-

nigen Tieren wurde der Vermerk „Zahnkorrektur nötig“ angebracht. Tatsächlich mussten etli-

che Pferde nach dem Verkauf durch den Kanton Thurgau teilweise aufwändigen Zahnbehand-

lungen unterzogen werden. Im Weiteren wurde bei verschiedenen Tieren eine ungenügende 

Pflege von Hufen bzw. Klauen festgestellt.  

 

3.2.3.2. Fähigkeiten von U.K. als Tierhalter  

Zur einleitend gestellten Frage, ob die Voraussetzungen gegeben waren, ein Tierhalteverbot 

für U.K. auszusprechen, ist mit folgenden Überlegungen zu antworten: Die Einhaltung der Tier-

schutzbestimmungen konnte in der Tierhaltung von U.K. insbesondere durch ständig wech-

selnde und provisorisch erstellte Haltungseinrichtungen über viele Jahre nicht gewährleistet 

werden. Die grosse, über die Stall- und Auslaufkapazität hinausgehende Tierzahl führte zu ei-

ner Überforderung der Betriebsleitung. Sie ist zum einen als fehlende Einsicht in den Sinn der 

Tierschutzvorschriften, zum andern als Überschätzung der eigenen Kräfte und damit als Unfä-

higkeit zu einer nachhaltig tierschutzkonformen Tierhaltung zu sehen. Dies gilt umso mehr, als 

die Art der Betriebsführung gemäss der Einschätzung von befragten Personen und der Akten-

lage in keiner Weise rentabel war und eine Bestandesreduktion allen Involvierten, insbesonde-

re auch der Familie von U.K., zugutegekommen wäre. Als Beispiel sei die Milchliefersperre er-

wähnt, die im Herbst 2016 behördlich verhängt wurde. Anstatt die Milchhygieneprobleme zu 

beheben, erwarb U.K. in der Folge mehrere Dutzend Schweine (deren Herkunft trotz Abklärun-

gen des VetA im Übrigen unklar blieb), um die nach Kündigung der Milchabnahmeverträge 

überschüssige Milch verwerten zu können. Neue Probleme hinsichtlich Platz- und Versor-

gungskapazität gingen damit einher. 

Auch aufgrund der in den dokumentierten Vorfällen wiederholt zum Ausdruck kommenden 

Empathielosigkeit von U.K. gegenüber Tieren, sichtbar etwa in der teilweise ungenügenden 

Wasser- und Futterversorgung, in der unsachgemässen Behandlung verletzter und kranker Tie-

re und im überaus groben Umgang mit Tieren in Einzelfällen, musste U.K. die Fähigkeit als ge-

setzeskonform agierender Tierhalter abgesprochen werden, auch wenn ihm von verschiede-

nen Personen eine beeindruckende Sachverständigkeit im Umgang mit Pferden bezeugt wur-

de. Weil U.K. darüber hinaus sogar wiederholt wegen schwerer Zuwiderhandlungen gegen die 

Tierschutzgesetzgebung verurteilt worden war, waren gleich mehrere der gesetzlichen Voraus-

setzungen für ein Tierhalteverbot gegeben. Ein umfassendes Tierhalteverbot erweist sich vor 

diesem Hintergrund als unumgänglich.  

Eine andere Frage ist, seit wann sich ein Tierhalteverbot aufdrängte. Dies und die Frage nach 

der Ergreifung von Sofortmassnahmen, wie etwa die Beschlagnahmung von Tieren, werden im 

nachfolgenden Kapitel (siehe Kapitel 4.1.) untersucht.   
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4. ANALYSE DES VOLLZUGS DER TIERSCHUTZGESETZGEBUNG AUF DEM BE-
TRIEB VON U.K.  

Der Vollzug der eidgenössischen Tierschutzgesetzgebung ist Aufgabe der Kantone und beinhal-

tet die Anordnung verwaltungsrechtlicher Massnahmen sowie die strafrechtliche Verfolgung 

von Verstössen gegen die Tierschutzbestimmungen. Grundsätzliches Ziel des verwaltungs-

rechtlichen Vollzugs ist die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands (in die Zukunft ge-

richtetes Handeln), wogegen der Fokus des strafrechtlichen Vollzugs auf der Bestrafung für ei-

ne Handlung oder ein Unterlassen liegt (Strafe für in der Vergangenheit liegende Verstösse). 

Aufgrund der unterschiedlichen Ziele dieser beiden Vollzugsbereiche bestehen Unterschiede in 

der Zuständigkeit und der Abwicklung der entsprechenden Verfahren und bei den Rechten und 

Pflichten der Verfahrensbeteiligten. Trotzdem werden die beiden Verfahren idealerweise so 

koordiniert, dass die grösstmögliche Effizienz und Wirkung erzielt werden kann.  

Für den verwaltungsrechtlichen Vollzug des eidgenössischen Tierschutzgesetzes (TSchG) haben 

die Kantone eine Fachstelle unter der Verantwortung der Kantonstierärztin oder des Kanton-

stierarztes zu errichten, die geeignet ist, den Vollzug dieses Gesetzes und der gestützt darauf 

erlassenen Vorschriften sicherzustellen. Für Amts- und Vollzugshilfe kann diese Fachstelle ge-

mäss TSchG die Hilfe der Polizeiorgane in Anspruch nehmen. Für den strafrechtlichen Vollzug 

sind ebenfalls die Kantone zuständig. Dieser wird im Bereich Tierschutz in der Regel durch die 

„regulären“ Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden (Polizei und StA) sichergestellt. Im 

Kanton Thurgau sind für den Tierschutzvollzug das VetA (Verwaltungsrecht) und im Bereich des 

Strafrechts die Strafverfolgungsbehörden (Polizei und StA) zuständig. 

Das VetA des Kantons Thurgau ist im Wesentlichen zuständig für den Vollzug der eidgenössi-

schen Tierseuchen-, Tierschutz-, Tierarzneimittel- sowie der Lebensmittelgesetzgebung im Be-

reich der Primärproduktion und der Schlachtung. Weiter hat es Teilaufgaben beim Vollzug des 

kantonalen Hundegesetzes. Für die Erfüllung dieser Aufgaben standen dem VetA 515 Stellen-

prozente (Stand August 2017) wissenschaftliche Mitarbeitende (inklusive Kantonstierarzt) und 

580 Stellenprozente für Kontroll- und Sekretariatsarbeiten zur Verfügung. Für den Vollzug der 

Tierschutzgesetzgebung wurden insgesamt rund 370 Stellenprozente eingesetzt. Bei höherem 

personellem Bedarf wurden Amtstierärzte aus anderen Bereichen ebenfalls mit Tierschutzauf-

gaben betraut. Für Kontrollaufgaben bestehen zudem Leistungsvereinbarungen mit akkredi-

tierten Kontrollorganisationen (Grundkontrollen Tierschutz und Primärproduktionskontrollen). 

Der frühere Chef DIV ergänzte in seiner Stellungnahme, dem VetA seien immerhin 1085 Stel-

lenprozente zur Verfügung gestanden, während es 2003 bei seinem Amtsantritt nur 500 Stel-

lenprozente gewesen seien. Angesichts dieser Steigerung und der generellen Zurückhaltung 

des Gesamtregierungsrats mit Stellenerweiterungen habe er sich in dessen Namen in der GFK 

gegen eine Erhöhung der Anzahl Stellen im VetA geäussert. 

Gemäss den Vorgaben des Bundes hat in jeder Nutztierhaltung alle vier Jahre mindestens eine 

Tierschutzkontrolle stattzufinden. Dabei haben 10% dieser sogenannten Grundkontrollen un-

angemeldet zu erfolgen. In Betrieben, die den ökologischen Leistungsnachweis (ÖLN) erbrin-

gen, werden diese Kontrollen in der Regel im Rahmen der ÖLN-Kontrollen durchgeführt. Die 

Grundkontrollen beinhalten sowohl quantitative (bauliche) wie auch qualitative (Pflege der 

Tiere) Aspekte. Bei Betrieben mit Mängeln sind Nachkontrollen zur Überprüfung der Mängel-

behebung durchzuführen. Bei Betrieben mit erhöhtem Risiko, dass Tierschutzvorschriften 



 
Seite 48 von 129 

missachtet werden, erfolgen die Kontrollen häufiger und risikobasiert. Nicht zuständig ist das 

VetA für die Kontrolle von Label- und über die Tierschutzgesetzgebung hinausgehende Tier-

wohlprogramme (z.B. BTS und RAUS, siehe Kapitel 5.1). Gemäss einer Erhebung des Bundes-

amtes für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen wurde in den Jahren 2016 und 2017 so-

wohl die Frequenz für die Grundkontrollen wie für die Anzahl unangemeldet durchzuführender 

Kontrollen im Kanton Thurgau nicht nur erreicht, sondern übertroffen. Hier ist anzumerken, 

dass die Zahl der unangemeldeten Kontrollen einer von mehreren Indikatoren ist; allein die 

Tatsache, dass mit Kontrollen gerechnet werden muss, hat eine präventive Wirkung. Ihren 

Zweck erfüllen die Kontrollen aber erst dann, wenn festgestellte Mängel vom Tierhalter selber 

in Ordnung gebracht werden bzw. die Behörden entsprechende Massnahmen verfügen und 

diese dann auch durchsetzen.   

Verwaltungsrechtliche Verfügungen greifen häufig - insbesondere bei der Beschlagnahmung 

von Tieren oder beim Erlass eines Tierhalteverbots - in Grundrechte von Tierhaltern ein. Sie 

dürfen deshalb nur unter besonderen Voraussetzungen bzw. nach Massgabe von Art. 36 der 

Bundesverfassung erfolgen. Der Schutz von Tieren entspricht zweifellos einem gewichtigen öf-

fentlichen Interesse, weshalb im Tierschutzgesetz auch eine entsprechende Rechtsgrundlage 

für Grundrechtseinschränkungen geschaffen wurde. Allerdings wird bei tiefgreifenden Verfü-

gungen der Veterinärbehörde von Tierhaltern häufig die Verhältnismässigkeit in Zweifel gezo-

gen und mit den verfügbaren Rechtsmitteln bekämpft. Die Rechtsprechungspraxis verunsichert 

die Verwaltungsbehörden zuweilen durch eine überaus restriktive Anwendung des Verhält-

nismässigkeitsprinzips. Dabei ist in Erinnerung zu rufen, dass kein Rechtsanspruch auf eine 

nicht tierschutzkonforme Haltung besteht.   

 

4.1. Veterinärrechtliche Verfahren in Sachen U.K. 

4.1.1. 2000 - 2006 

Bereits in den Jahren 2000 bis 2006 erfolgten regelmässig Kontrollen auf dem Betrieb von U.K. 

durch das VetA, welches in diesem Zusammenhang auch verschiedene Verfahren führte. In 

dieser Zeitperiode war der Pferdebestand noch relativ klein und festgestellte Tierschutzmängel 

bei der Haltung der Tiere wurden angemessen beanstandet. Gravierende Tierschutzmängel 

ergaben sich hingegen im Umgang mit den Tieren bei der Schlachtung (Verdacht auf Schäch-

ten, Umgang mit kranken oder verletzten Tieren). Die Verfahren des VetA betrafen im wesent-

lichen Verstösse gegen die Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes (unbewilligte Schlachtun-

gen, Schlachthygiene) und des Tierseuchengesetzes (Viehhandel ohne Patent). Entsprechende 

Strafanzeigen wurden vom VetA eingereicht und drei Verurteilungen erzielt (Gehilfenschaft 

zum Schächten, Tierschutz beim Schlachten). In diesem Zusammenhang wurde 2004 ein Tier-

halteverbot seitens des VetA erstmals als sich möglicherweise aufdrängende Massnahme er-

wähnt. Allerdings wurde ein solches noch nicht ernsthaft in Erwägung gezogen, vielmehr wur-

de U.K. attestiert, dass er durchaus fähig und in der Lage sei, den Gesundheitszustand und die 

Pflegebedürftigkeit seiner Tiere zu erkennen, womit er auch in strafrechtlicher Hinsicht vollum-

fänglich für die unterlassene Pflege verantwortlich sei. 
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Die vom VetA durchgeführten Verwaltungsverfahren beziehungsweise angestrengten Strafver-

fahren gehen einher mit zunehmenden Beschimpfungen und Bedrohungen durch U.K. Gegen 

Ende dieser Zeitperiode wurde auch der Pferdebestand von U.K. zunehmend vergrössert. Die-

se Vergrösserung ging zunächst noch mit verschiedenen Bauvorhaben einher. 

 

4.1.2. 2007 - 2013 

Ab dem Jahr 2007 bis 2013 wurde die Kontrolltätigkeit durch das VetA und die landwirtschaft-

lichen Kontrollorganisationen auf dem Betrieb von U.K. weiter intensiviert. Die Verfahren des 

VetA betrafen nun vornehmlich Tierschutzverstösse in der Tierhaltung von U.K., dabei insbe-

sondere die nicht tierschutzkonforme bauliche Situation. Vereinzelt wurden nun aber auch 

gravierende Verstösse in der Tierhaltung (Umgang mit kranken oder verletzten Tieren, fehlen-

de oder mangelhafte Pflege) festgestellt. Es gab jedoch auch (z.T. unangemeldete) Kontrollen, 

bei denen keine Tierschutzmängel festgestellt wurden. Dies ist in erster Linie mit dem sich 

dauernd ändernden Tierbestand auf dem Hof von U.K. erklärbar. So konnten die Pferde bei ei-

nem, vor allem während der Sömmerung, geringeren Tierbestand auf dem Hof von U.K. jeweils 

tierschutzkonform untergebracht und betreut werden. Das VetA erliess in dieser Zeitperiode 

mehrere Entscheide und schliesslich im Jahre 2013 ein Teiltierhalteverbot (Beschränkung des 

Pferdebestandes auf 60 Pferde).  

Die intensive Bearbeitung des „Falls U.K.“ durch das VetA führte dazu, dass der Kantonstierarzt 

und das VetA zum Hauptfeindbild von U.K. wurden und sich Beschimpfungen und Gewaltan-

drohungen gegenüber den Mitarbeitenden des VetA häuften. 

 

4.1.3. 2014 - 2017 

Die Zeitperiode von 2014 bis 2017 war geprägt von verschiedenen Versuchen, das Teil-

tierhalteverbot umzusetzen, beziehungsweise U.K. zur Einhaltung der Tierschutzvorschriften zu 

bewegen. Mit der Absicht, die Aktivitäten der verschiedenen Verwaltungsakteure besser zu 

koordinieren, übernahm das Departement für Inneres und Volkswirtschaft (DIV) die Führung 

dieses Prozesses. Zunächst wurde für die Planung des weiteren Vorgehens bezüglich der Um-

setzung des Teiltierhalteverbots eine departementsübergreifende „Arbeitsgruppe U.K.“ (AGUK) 

eingesetzt, welche von April 2014 bis Dezember 2015 tagte. Vor dem Hintergrund der Ein-

schätzung, dass die Tierschutzsituation auf dem Betrieb U.K. kein dringendes Handeln erforde-

re, wurde schliesslich aufgrund einer Aufwandschätzung und insbesondere wegen Überlegun-

gen zur Sicherheit der betroffenen Personen (insbesondere des Kantonstierarztes) auf eine 

Durchsetzung des Teiltierhalteverbotes verzichtet.  

Danach wurde durch den Einsatz eines Mediators versucht, die Situation auf dem Betrieb U.K. 

nachhaltig zu verbessern. Eine Reihe von Verfahren im Zusammenhang mit dem Betrieb U.K. 

wurden während der Mediation vom DIV sistiert, auch solche, die vor Bundesgericht waren. 

Obwohl das VetA in dieser Zeitperiode aufgrund der Entscheide in der AGUK und später dann 

wegen der laufenden Mediation selber nur noch in Einzelfällen Kontrollen auf dem Betrieb von 

U.K. vornehmen konnte, wurde die Tierschutzsituation auf dem Betrieb auch in dieser Zeitper-

iode in einer gewissen Regelmässigkeit überprüft. Dies einerseits durch die landwirtschaftliche 
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Kontrollstelle, andererseits durch Begehungen Dritter im Rahmen der Mediation. Neben den 

bekannten baulichen Mängeln wurden in dieser Zeit auch mehrere strafbare Handlungen be-

ziehungsweise Unterlassungen festgestellt (Umgang mit verletzten Pferden, fehlende oder 

mangelhafte Wasserversorgung).  

Der Chef VetA weist in seiner Stellungnahme vom 26.9.18 darauf hin, dass das VetA nicht untä-

tig geblieben sei, zumal die Erkenntnis tagtäglich gewachsen sei, dass U.K. nicht gewillt gewe-

sen sei, seinen Tierbestand zu reduzieren. Sein Eindruck sei auch gewesen, dass das Amt von 

keiner Seite Unterstützung erhalten werde. Die Reduktion des Pferdebestandes sei so festge-

legt worden, dass die Mehrheit der sich auf den Alpen befindlichen nicht hätten zurückkehren 

sollen; dass diese Erwartung nicht eingetroffen sei, sei erst spät im Jahr 2013 festgestanden. 

Zusätzlich führte der damalige Chef DIV in seiner Stellungnahme vom 20.9.2018 aus, dass die 

zwangsweise Umsetzung eine umfassende Vorbereitung erfordert hätte. Zudem sei die 

Rechtskraft des Teiltierhalteverbot-Entscheides vom Verwaltungsgericht erst am 23. Novem-

ber 2013 bescheinigt worden.    

 

4.2. Beurteilung der Verwaltungstätigkeit des Veterinäramts auf dem Betrieb  

Nachfolgend wird die Verwaltungstätigkeit des VetA auf dem Betrieb U.K. beurteilt und bewer-

tet. Allfällige Verbesserungsmassnahmen werden in Kapitel 10 vorgeschlagen.  

4.2.1. Durchführung von Kontrollen  

4.2.1.1. Häufigkeit der Kontrollen 

Nach der Übernahme des Hofes von U.K. im Jahre 1995 fand ab dem Jahr 2000 bis ins 2017 je-

des Jahr mit Ausnahme von 2006 mindestens eine Tierschutzkontrolle auf dem Betrieb statt. 

Damit wurde der Betrieb deutlich öfters kontrolliert als der durchschnittliche Nutztierhal-

tungsbetrieb (Kontrolle im 4-Jahres-Rhythmus). Die Kontrollen wurden sowohl von landwirt-

schaftlichen Kontrollstellen (siehe Kapitel 5.1) als auch vom VetA durchgeführt. Zusätzlich fan-

den bei spezifischen Fragestellungen einzelne Kontrollen durch die Polizei statt. Die Kontrollen 

des VetA standen zu Beginn vor allem im Zusammenhang mit Bauvorhaben, ab dem Jahre 

2002 fanden sie aber zunehmend aufgrund von Mängeln in der Tierhaltung, bei der Lebensmit-

telproduktion und beim Tierverkehr statt. Ab 2007 intensivierte das VetA die Kontrolltätigkeit 

weiter, was schliesslich im Jahr 2013 in der Verfügung eines Teiltierhalteverbots mündete. 

Trotz der grundsätzlich hohen Kontrollintensität fällt auf, dass Nachkontrollen zur Überprü-

fung, ob angeordnete Massnahmen umgesetzt wurden, nicht in jedem Fall zeitgerecht erfolg-

ten (s. dazu Kapitel 3.2.3). 

Aus den Akten und den Befragungen geht hervor, dass noch häufigere Kontrollen beziehungs-

weise Nachkontrollen durch das VetA aufgrund der Renitenz und Gewaltbereitschaft des Tier-

halters sowie der Deeskalationsstrategie beziehungsweise der Entscheidungen in der AGUK 

und in der Mediationsphase nicht möglich waren. Insgesamt fanden die Kontrollen aber in aus-

reichender Häufigkeit statt, um die Tierschutzsituation auf dem Betrieb U.K. umfassend beur-

teilen und die Verwaltungsverfahren führen zu können.  
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4.2.1.2. Qualität der Kontrollen 

Es ist grundsätzlich schwierig, die Qualität der Kontrollen alleine aufgrund von Aktenstücken 

und ohne Kontrollbegleitungen zu beurteilen. Aufgrund von verschiedenen Kontrollberichten 

kann jedoch gefolgert werden, dass vom VetA zum Teil sehr genaue (protokollierte Feststel-

lungen) und detaillierte (Ausmessung der gesamten Haltungseinrichtungen) Kontrollen der 

Tierhaltung vorgenommen wurden. Beurteilungen von externen Fachpersonen stützten die 

Feststellungen und Beurteilungen des VetA (2007 externer Fachgutachter, 2008 Veterinär-

dienst der Armee, 2017 externes Gutachten im Rahmen der Mediation).   

Insgesamt kann aufgrund der eingesehenen Kontrollberichte und Entscheide die Qualität der 

durch das VetA durchgeführten Kontrollen als gut und für die Führung der Verwaltungsverfah-

ren geeignet beurteilt werden. 

4.2.1.3. Koordination der Kontrollen 

Innerhalb des DIV gab es zwischen dem VetA und dem LA gewisse Absprachen über den Zeit-

punkt der durch die beauftragten externen Kontrollstellen durchzuführenden Kontrollen. Eine 

über den Austausch von Kontrollergebnissen hinausgehende Absprache und Zusammenarbeit 

gab es aber auch in den Tierschutzverfahren des VetA und den Direktzahlungsverfahren des LA 

nicht. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang, dass das LA während längerer Zeit für die 

Ausrichtung von Direktzahlungen von U.K. ein vom VetA auszustellendes Attest verlangte, das 

bescheinigen sollte, dass die Tierschutzbestimmungen auf dem Hof von U.K. eingehalten wer-

den. Dabei gibt es keine gesetzliche Grundlage, wonach für den Erhalt von Direktzahlungen ein 

sogenanntes Tierschutzattest vorgewiesen werden müsste. Direktzahlungskürzungen ergeben 

sich aufgrund von Kontrollen, bei denen Mängel festgestellt wurden. Da das VetA grundsätz-

lich nur bestätigen kann, dass anlässlich einer bestimmten Kontrolle keine Mängel bestanden 

hatten und zudem Tierschutzverstösse auf dem Betrieb von U.K. hinlänglich dokumentiert wa-

ren, wurde dieses sogenannte Tierschutzattest vom VetA korrekterweise nicht ausgestellt. Dies 

führte wiederum zu Konflikten zwischen U.K. beziehungsweise dessen Rechtsvertreter und 

dem VetA. Eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen LA und VetA hätten es erlaubt, die 

Tierschutz- und Direktzahlungsverfahren zielgerichteter abzuwickeln. 

Auch die Zusammenarbeit des VetA mit der externen Kontrollstelle muss kritisch beurteilt 

werden. Ein direkter Austausch fand nicht statt. Der Informationsaustausch und die Übermitt-

lung der Kontrollberichte der externen Kontrollstelle zum VetA fanden über das LA statt. Durch 

den fehlenden direkten (auch mündlichen) Austausch mit den Kontrolleuren bestand die Ge-

fahr eines Informationsverlustes, nicht zuletzt auch, weil die Formulare ohne ergänzende Er-

läuterungen teilweise schwer zu interpretieren sind. Zur Veranschaulichung seien die Berichte 

zu den Kontrollen vom 24.09.2012 und vom 31.01.2013 erwähnt. Auf beiden Berichten ist 

vermerkt, dass der bauliche Tierschutz durch das VetA geprüft werden solle. Aus den Berichten 

geht ebenfalls hervor, dass der qualitative Tierschutz geprüft wurde, dabei jedoch keine Män-

gel festgestellt wurden, die eine umgehende Intervention durch das VetA notwendig gemacht 

hätten. Eine unangemeldete Kontrolle durch das VetA fand denn auch erst am 24.04.2013 

statt. Die dabei festgestellten baulichen und qualitativen Mängel waren für das VetA ein klares 

Zeichen für die Überforderung des Tierhalters mit seinem Tierbestand und führten letztlich 

zum Teiltierhalteverbot vom 08.08.2013. Es kann vermutet werden, dass die Anzeichen der 
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Überforderung bereits den Kontrolleuren der externen Kontrollstelle aufgefallen und bei direk-

ter Kommunikation mit dem VetA die Situation umfassend hätte besprochen werden können.  

Eine direktere und intensivere Kommunikation mit dem LA und insbesondere mit der Kontroll-

organisation ist insbesondere bei Risikobetrieben zu empfehlen.  

4.2.1.4. Angemeldete vs. unangemeldete Kontrollen 

Vom VetA und zum Teil auch von den landwirtschaftlichen Kontrollstellen wurden gemäss Ak-

ten und Befragungen sowohl angemeldete wie auch unangemeldete Kontrollen durchgeführt. 

Diese Erkenntnis steht im Gegensatz zu Aussagen der Verantwortlichen im Rahmen der Task 

Force-Medienkonferenz vom 07.08.2017, wonach Kontrollen in den letzten Jahren aus Sicher-

heitsgründen immer unter kurzfristiger Anmeldung erfolgt seien. Angemeldete Kontrollen er-

folgten vor allem für die Überprüfung von baulichen Aspekten und in der Phase der Mediation. 

Trotz Anmeldung mussten dabei zum Teil auch qualitative Aspekte (verschmutzte Tiere, feh-

lende Wasserversorgung, mangelhafte Fütterungshygiene, ungeeignete Aufstallung) bean-

standet werden. Unangemeldete Kontrollen fanden durch das VetA verschiedentlich statt (ins-

gesamt sind gemäss Aktenlage in den Jahren 2007-2016 dreizehn unangemeldete Inspektionen 

durch die Kontrollinstitutionen zu verzeichnen). Kontrollen, die das VetA aufgrund von Mel-

dungen aus der Bevölkerung durchführte, fanden unangemeldet statt. Zum Teil wurden bei 

unangemeldeten Kontrollen keine Tierschutzmängel festgestellt beziehungsweise protokol-

liert. Auf die Nachverfolgung einiger eingehender Tierschutzmeldungen wurde verzichtet, weil 

die tierschutzwidrige Situation bereits bekannt war.  

Kurzfristige, informelle Anmeldungen erfolgten zum Teil durch die Polizei. In den Befragungen 

äusserte sich ein Verantwortlicher dazu wie folgt: „Es kann sein, dass man ihm kurzfristig ge-

sagt hat, jetzt kommen wir dann auf den Hof, damit man ihn so emotional runterholen konnte. 

Aber sicher hat man das so gemacht, dass er nicht hätte reagieren können und Pferde weg-

bringen oder Kadaver verschwinden lassen.“ 

Insgesamt ergeben sich aus den Akten jedoch keine Hinweise, dass die Situation auf dem Be-

trieb anders eingeschätzt worden wäre, wenn häufigere unangemeldete Kontrollen stattge-

funden hätten.  

4.2.1.5. Kontrollberichte 

Die vorhandenen Kontrollberichte sind von unterschiedlicher Qualität. Insbesondere in der Zeit 

vor 2006 finden sich zum Teil nur Handnotizen in den Akten. Mit der Intensivierung der Kon-

trolltätigkeit ab 2007 wurden auch die Kontrollberichte detaillierter ausgeführt. Ab 2007 fin-

den sich mehrere Kontrollberichte, in welchen die Situation auf dem Betrieb sehr genau und 

umfassend dargestellt wird. Informationen zu gewissen Kontrollen (v.a. Kontrollen ohne Män-

gel) können jedoch erst den nachfolgend erstellten Entscheiden oder Strafakten entnommen 

werden. So fehlt z.B. von einer am 13.11.2009 durch das VetA vorgenommenen Kontrolle, die 

später zu einem gewichtigen Argument in einem Direktzahlungsverfahren wurde, ein Kontroll-

protokoll oder ein Kontrollbericht. Nachfolgenden Schriftstücken kann entnommen werden, 

dass bei dieser unangemeldeten Kontrolle offenbar keine Mängel festgestellt wurden. Diesbe-

züglich wird empfohlen, die Einführung einer standardisierten Dokumentation von Kontroller-

gebnissen zu prüfen.     
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4.2.1.6. Amts- und Vollzugshilfe  

Für die Kontrolltätigkeit und die Durchsetzung von verwaltungsrechtlichen Massnahmen ist die 

zuständige Vollzugsbehörde unter Umständen auf die Unterstützung der für die Anwendung 

von Zwangsmassnahmen befugten, ausgebildeten und ausgerüsteten Polizeikräfte angewiesen 

(Amts- und Vollzugshilfe, s. dazu auch Kapitel 6.1).  

Erfahrungen der Mitarbeitenden im Umgang mit U.K. und das Wissen, dass es auch bei Kon-

trollen anderer Ämter (insbesondere des AfU) zu Beschimpfungen, Bedrohungen und tätlichen 

Angriffen gekommen war, beeinflusste das Handeln des VetA stark. Aufgrund der Bedrohung 

des Kantonstierarztes mit einer Pistole im Oktober 2009 mussten sich die Vertreterinnen und 

Vertreter des VetA bei ihren Kontrollen ab diesem Zeitpunkt stets von der Polizei begleiten las-

sen. Trotz Polizeibegleitung kam es anlässlich von Kontrollen weiterhin zu sehr kritischen Situa-

tionen (Behändigung Bolzenschussgerät durch U.K., ohne dass ihn die Polizei dabei begleitet 

hätte; Einsatz eines Messers zur Entblutung eines Fohlens, mit dem er eine Amtstierärztin be-

drohte) sowie wiederholt zu massiven Beschimpfungen und Bedrohungen durch U.K. gegen-

über den Mitarbeitenden des VetA, ohne dass die anwesenden Polizeibeamten einschritten 

oder rapportierten.    

Aufgrund der Kontrollberichte und der Aussagen anlässlich der Befragungen fühlten sich die 

Kontrollpersonen in diesen Situationen von der Polizei nicht genügend unterstützt. In Einzelfäl-

len kam auch das Gefühl auf, nicht geschützt worden zu sein. Exemplarisch sei dazu die unter-

schiedliche Wahrnehmung des Verhaltens von U.K. anlässlich einer Kontrolle vom 24.4.2013 

angeführt: Im Entscheid des VetA wird angegeben, dass die Durchführung der Kontrolle erst 

nach längeren Diskussionen möglich gewesen und es während der Kontrolle zu beleidigenden, 

z.T. ehrverletzenden und verleumderischen Ausfälligkeiten seitens U.K. gekommen sei. Im ent-

sprechenden Bericht der Kapo wird demgegenüber angeführt, dass die Kontrolle bis auf einige 

Kraftausdrücke von U.K. gegen den Kantonstierarzt ohne weitere Zwischenfälle verlaufen sei-

en. 

Gut funktioniert hat die Zusammenarbeit und die Amts- und Vollzugshilfe im Rahmen der Be-

schlagnahmung des gesamten Tierbestandes im August 2017. Dies wurde auch von allen Akt-

euren anlässlich der Befragungen so bestätigt. 

 

4.2.2. Verarbeitung der Kontrollresultate 

Die Verarbeitung von Kontrollergebnissen zu rechtsverbindlichen Anordnungen (Verfügung 

bzw. Entscheid) stellt im Tierschutzvollzug sehr hohe fachliche Anforderungen an die Veteri-

närbehörden. Vor allem im Bereich des (nicht messbaren) qualitativen Tierschutzes ist die Er-

stellung von Verfügungen nur wenig standardisierbar und mit hohem (Schreib-) Aufwand ver-

bunden. Dazu kommt, dass sich die Verfahren oft über längere Zeit hinziehen und zum Teil von 

Ergebnissen von Strafverfahren abhängig sind. Gerade in komplexeren Fällen, wie im vorlie-

genden Fall U.K., bei dem sich eine Vielzahl von Verfahren bei verschiedenen Instanzen überla-

gerten und der Tierhalter völlig uneinsichtig war und sämtliche Rechtsmittel ausschöpfte, ist 

juristische Unterstützung für die Festlegung einer zielführenden Verfahrenstaktik sowie die Er-

stellung qualitativ guter Verfügungen unabdingbar.    
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Ist die eigentliche Verfassung einer Verfügung im Bereich des Tierschutzes nicht standardisier-

bar, so kann doch mit einer Vereinheitlichung des Verfahrensablaufs sowie der Berichts- und 

Verfügungsvorlagen eine gewisse Vereinfachung und Qualitätssicherung erzielt werden. Ein 

solch standardisiertes Vorgehen und das Arbeiten mit einheitlichen Berichts- und Verfügungs-

vorlagen ist im Fall U.K. nicht erkennbar, obwohl es diesbezüglich im Verlaufe der Zeit zu Ver-

besserungen gekommen ist. Die Einführung einer entsprechenden standardisierten und konsis-

tenten Dokumentation ist zu prüfen.     

4.2.2.1. Entscheidqualität  

Die wiederholte Feststellung von Verstössen gegen die Tierschutzgesetzgebung und eine ge-

meinsame Kontrolle des VetA mit einem externen Pferdeexperten führten am 04.04.2007 zu 

einem ersten Entscheid i.S. Tierschutz. Die Feststellungen und Erwägungen sind darin in genü-

gendem Detaillierungsgrad und konsistent dargelegt. Die Anordnungen zur Behebung der fest-

gestellten Mängel im Dispositiv sind hingegen zu unkonkret und in dieser Form nicht zielfüh-

rend („U.K. wird verpflichtet, ab sofort alle Tiere gemäss den Tierschutzvorschriften zu halten“). 

Die Verfügung war immerhin geeignet, um einen ersten Nagel einzuschlagen: Der externe 

Pferdeexperte kam in seiner Beurteilung zum Schluss, dass weder aus landwirtschaftlicher 

noch ökonomischer Sicht einsehbar sei, weshalb so viele Tiere gehalten werden. Das VetA 

schloss sich dieser Meinung an und führte an, dass sich die Situation nur verbessere, wenn ei-

ne Reduktion der Anzahl gehaltener Tiere vorgenommen werde. Dementsprechend setzte das 

VetA U.K. eine Frist zur Stellungahme zum Gutachten und im Hinblick auf die Anordnung einer 

Reduktion der Tierzahl. 

Ein zweiter Entscheid wurde am 26.09.2007 aufgrund einer am 09.07.2007 durchgeführten 

Kontrolle erlassen. Die Kontrolle und der entsprechende Kontrollbericht wurden vom VetA 

sehr detailliert ausgeführt, und es wurden sämtliche Haltungseinrichtungen ausgemessen. Ne-

ben quantitativen Mängeln wurden auch qualitative Verstösse gegen die Tierschutzgesetzge-

bung festgestellt. Obwohl sich wegen der Sömmerung von Tieren nur etwa die Hälfte des übli-

chen Tierbestandes auf dem Hof befand, waren rund die Hälfte der belegten Haltungseinrich-

tungen für Pferde nicht rechtskonform, und insbesondere bei einer aufgefundenen toten und 

bei zwei kranken Kühen musste von massiver Vernachlässigung ausgegangen werden. Bei einer 

der kranken Kühe ordnete der ATA VetA korrekterweise mündlich die Euthanasie an. Es wurde 

aber nicht überprüft, ob die Kuh in der Folge tatsächlich getötet wurde und im Kontrollbericht 

vom 16.08.2007 wurden denn auch Zweifel geäussert, ob dies geschehen sei. Die angeordne-

ten Sofortmassnahmen müssen vor diesem Hintergrund als ungenügend beurteilt werden, 

ebenso der Entscheid. Wiederum wurden nur nicht vollziehbare appellatorische Anordnungen 

(„U.K. wird verpflichtet, ab sofort alle Tiere gemäss den Tierschutzvorschriften zu halten“) ver-

fügt. Vor dem Hintergrund des Entscheids vom 04.04.2007 und dem darin gewährten rechtli-

chen Gehör zur Bestandesreduktion und den anlässlich der Kontrolle vom 09.07.2007 gemach-

ten Feststellungen wäre die Anordnung von klaren Fristen für die Instandstellung der Hal-

tungseinrichtungen oder die Verfügung einer Bestandesreduktion dringend angezeigt gewe-

sen.  

So schrieb das VetA am 16.8.2007 selber an das Bezirksamt Arbon: „Das Resultat der unange-

meldeten Tierschutzkontrolle vom 9.7.2007 bestätigt nicht nur, dass die am 6.3.2007 erhobe-

nen Mängel zutreffend waren, sondern zeigen klar, dass bezüglich Beanstandung der Masse 
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der Pferdeunterkünfte noch wesentlich weiter hätte gegangen werden dürfen, indem rund die 

Hälfte der Einrichtungen nicht tierschutzkonform sind. Zusammen mit den dem Bezirksamt vor-

liegenden, Jahre zurückreichenden Akten wird auch offensichtlich, dass die jeweiligen Reklama-

tionen durch Privatpersonen sowie die Feststellungen des Veterinäramts, aber auch anderer 

Behörden und die verfügten Massnahmen durchaus ihre Berechtigung hatten.“ 

Im Juni 2007 ereignete sich überdies ein Vorfall beim Beschlagen eines Jungpferdes durch U.K. 

und einen Hufschmid, in dessen Rahmen das Tier verstarb. Damit wurde erneut belegt, dass 

U.K. zumindest in Einzelfällen ausgesprochen grob mit seinen Tieren umging. Da die Verurtei-

lung erst 2010 rechtskräftig wurde, konnte diese vom VetA zum Zeitpunkt seines Entscheids 

vom 26.09.2007 noch nicht berücksichtigt werden. 

Ein weiterer Entscheid wurde vom VetA am 14.07.2009 erlassen. Grundlage bildeten eine un-

angemeldete Kontrolle vom 28.04.2009 und ein Kontrollbericht vom 15.05.2009. Hintergrund 

der Kontrolle war die Überprüfung, ob die im Jahr 2007 angeordneten Massnahmen umgesetzt 

sind. Die im 2007 gemachten Beanstandungen mussten erneut festgestellt werden und das 

VetA kam zum Schluss: „Die permanente Überforderung von U.K. durch die Grösse des Betrie-

bes und den enormen Umfang der Tierhaltung, verbunden mit völliger Unbelehrbarkeit und 

Uneinsichtigkeit ist offensichtlich.“ Erneut wurden die Feststellungen und Erwägungen im Ent-

scheid nachvollziehbar und in der nötigen Tiefe und Konsistenz dargelegt. Diesmal wurden 

auch im Dispositiv umfangreiche Korrekturmassnahmen angeordnet. Das Bundesgericht stütz-

te in seinem Urteil vom 28.6.2011 den Entscheid des VetA weitgehend. Gutgeheissen wurde 

die Beschwerde von U.K. nur in einem juristischen, nicht materiellen Punkt. Dies zeigt, dass der 

Entscheid und das Verfahren von Seiten des VetA handwerklich korrekt gemacht wurden.  

Erneut stellt sich aber die Frage, ob die angewendete Verfahrenstaktik zielführend war. Die im 

Dispositiv angeordneten Massnahmen waren wiederum nur zum Teil geeignet, um einschrei-

ten zu können. Erneut wurde vor allem die Behebung der Mängel gefordert und darauf hinge-

wiesen, dass bei erneuter Feststellung von Mängeln ein sofortiges unbefristetes Tierhaltever-

bot auferlegt werde. Im gleichen Zusammenhang hielt das VetA fest, dass es ihm in der Frage 

eines Tierhalteverbots egal wäre, ob zu einem späteren Zeitpunkt festgestellte Mängel wiede-

rum gleicher Art seien oder nicht. Massgebend sei einzig und allein, dass erneut Tierschutz-

mängel, unabhängig von ihrer Art, vorhanden seien. 

Immerhin wurde U.K. 2009 mit sofortiger Wirkung verboten, Pferde von der Alp in den Heim-

betrieb zu verbringen, wenn die Haltungseinrichtungen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 

nicht entsprechend den Vorgaben des VetA instand gestellt und von diesem abgenommen 

sind. Diese Vorgabe erfolgte unter Androhung der Beschlagnahmung von Pferden, für die kei-

ne konforme Haltungseinrichtung vorhanden ist. Einer Beschwerde gegen diese Anordnung 

wurde jedoch die aufschiebende Wirkung nicht entzogen, worauf auch eine allfällige Beschlag-

nahmung erst nach dem Entscheid des Bundesgerichts (2011) hätte umgesetzt werden kön-

nen, sofern U.K. - wovon auszugehen war - die Rechtsmittel ausschöpfte. Aufgrund der Fest-

stellungen und Erwägungen sowie der Erkenntnis aus verschiedenen Kontrollen, dass U.K. den 

Betrieb mit dieser grossen Tierzahl nicht nachhaltig tierschutzkonform wird führen können, 

wäre in der vorliegenden Verfügung spätestens jetzt die Anordnung einer klaren Reduktion 

und Beschränkung des Tier-bestandes angezeigt gewesen. Aufgrund von Aussagen aus den Be-

fragungen ist anzunehmen, dass das VetA vorliegend davon abgesehen hatte, weil in bisheri-
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gen Verfahren in anderen Fällen die blosse Androhung eines totalen Tierhalteverbots die Tier-

halter jeweils zum Einlenken bewogen hatte. 

Die Verfügung eines Teiltierhalteverbots erfolgte darauf am 08.08.2013 (Beschränkung auf 60 

Pferde). Die Feststellungen, Erwägungen und verfügten Massnahmen sind nachvollziehbar und 

insgesamt ist der Entscheid - für sich allein genommen - von guter Qualität. 

Die Verfügung eines totalen Tierhalteverbotes erfolgte dann am 06.10.2014 in Koordination 

mit der AGUK (siehe Kapitel AGUK, 6.3. und 6.4). Auslöser war das Ergebnis einer unangemel-

det und detailliert durchgeführten Kontrolle der externen Kontrollstelle am 06.03.2014. Der 

Nähr- und Pflegezustand der Tiere wurde bei dieser Kontrolle zwar nicht beanstandet, und es 

wurde festgestellt, dass U.K. verschiedene Verbesserungen in die richtige Richtung vorge-

nommen hatte. Die Tierhaltung war jedoch in wesentlichen Teilen immer noch mangelhaft, 

und die im August 2013 verfügte Reduktion auf 60 Pferde war nicht vorgenommen worden.  

Im genannten Entscheid des VetA vom 06.10.2014 hiess es zusammenfassend: „Im Fall von 

U.K. sind unzweifelhaft sämtliche Voraussetzungen gegeben, die ein Tierhalteverbot rechtferti-

gen. Dabei ist nicht seine grundsätzliche Unfähigkeit, sondern seine Uneinsichtigkeit, dass es 

völlig unmöglich ist, mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln eine Tierhaltung im vorlie-

genden Umfang anstandslos zu betreiben. Diese Uneinsichtigkeit ist gepaart mit einer beispiel-

losen grundsätzlichen Renitenz und Aggressivität gegenüber jeglichen rechtmässigen behördli-

chen Anordnungen.“ 

Inhaltlich war der Entscheid von ausreichender Qualität. Das VetA gab U.K. jedoch keine Gele-

genheit, zum Tierhalteverbot Stellung zu nehmen, was einen schwerwiegenden Verfahrensfeh-

ler darstellt (Verletzung des rechtlichen Gehörs). Nach einem längeren Verfahren wurde die 

Rekursfrist vom Bundesgericht am 18.07.2016 wiederhergestellt und der Entscheid des VetA 

letztlich am 09.01.2017 aufgehoben.    

Auch weitere Entscheide lassen den Schluss zu, dass das VetA grundsätzlich die Entscheide in 

veterinärrechtlicher Hinsicht in guter und nachvollziehbarer Qualität abgefasst hat, jedoch ver-

fahrenstaktisch nicht immer korrekt und insbesondere nicht zielführend agierte oder sich von 

anderen Stellen zu Handlungen gezwungen sah, für die es nicht zuständig war. Erwähnt sei da-

zu ein vorsorgliches Verfahren des VetA im Zusammenhang mit einer möglichen Abstellung des 

Stroms durch das Elektrizitätswerk wegen nicht bezahlter Rechnungen durch U.K. Das VetA 

verfügte, dass Kühe beschlagnahmt und verkauft würden zur Bezahlung der Stromrechnung, 

falls die Kühe wegen fehlenden Stroms nicht gemolken werden können. Abgesehen davon, 

dass der Entscheid nicht in nützlicher Sicht vollstreckbar gewesen wäre, weil einer Beschwerde 

gegen die Anordnungen die aufschiebende Wirkung nicht entzogen wurde, ist es sehr fraglich, 

ob eine Zuständigkeit des VetA für die Verwertung von Kühen zur Bezahlung einer Stromrech-

nung begründbar ist.  

Ähnlich verhielt es sich mit einer Feststellungsverfügung im Zusammenhang mit einem Pferd 

mit schwerer chronischer Wunde an der Hintergliedmasse und weiteren Wunden. Das Pferd 

wurde trotz schlechter Prognose über längere Zeit nicht dem Zustand entsprechend behandelt, 

gepflegt und untergebracht, es wurde unnötig transportiert und erst auf Anordnung des VetA 

hin von U.K. getötet. In diesem Fall wäre die (erfolgte) Einreichung einer Strafanzeige und Er-

mittlungen durch die StA das zielführende Vorgehen gewesen. Obwohl offenbar keine straf-

rechtlichen Ermittlungen durch die zuständigen Strafverfolgungsbehörden erfolgten, ist nicht 
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klar, mit welchem Ziel das VetA ein Verwaltungsverfahren durchführte und in diesem Zusam-

menhang U.K. bzw. dessen Rechtsvertreter zu einer Stellungnahme aufforderte. Zielführender 

wäre eine polizeiliche Befragung und Beweissicherung im Rahmen des Strafverfahrens gewe-

sen. Das Verwaltungsverfahren endete in einer veterinärrechtlich korrekten Feststellungs- und 

Kostenverfügung, welche wiederum ein langes Verfahren nach sich zog, an dessen Ende letzt-

lich das Bundesgericht den Entscheid des VetA stützte. 

Aus den Akten (Androhung 2007 und 2009, Verfügung 2013) und den Befragungen geht her-

vor, dass die Androhung eines (Teil-) Tierhalteverbots vor allem als Druckmittel eingesetzt 

wurde, um U.K. zum Einlenken zu bewegen. Bei anderen Tierhaltenden konnten unter dem 

Druck eines drohenden Verbots zur Haltung von Tieren gemäss Aussagen in den Befragungen 

jeweils die nötigen Verbesserungen erzielt werden. Aus verfahrenstaktischen Überlegungen ist 

es jedoch fraglich, ob Androhungen von Massnahmen, die dann bei erneuten Missständen 

nicht verfügt oder umgesetzt werden (können), zielführend sind. Dies gilt in zusätzlichem Mas-

se bei uneinsichtigen und renitenten Tierhaltern. Über viele Jahre hinweg hegten die Behörden 

auf verschiedenen Stufen im DIV die Hoffnung, dass U.K. unter der Androhung oder Anord-

nung eines Tierhalteverbots zu einer tierschutzkonformen Haltung finden würde. Angesichts 

des Verhaltens von U.K. ist stark zu bezweifeln, dass diese Hoffnung bis ins Jahr 2017 berech-

tigt war. Nicht zuletzt ist fraglich, was für ein Bild ein derartiges Vorgehen auch dem beobach-

tenden Umfeld (so etwa anderen Tierhaltenden) unter den Aspekten der Prävention einerseits 

und der Rechtsgleichheit andererseits vermittelt. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Entscheide des VetA hinsichtlich der veteri-

närrechtlichen Belange von guter Qualität sind. Bei gewissen Entscheiden müssen Vorbehalte 

in Bezug auf das juristische Handwerk gemacht werden. Vor allem die Aspekte Vollziehbarkeit 

(Ausgestaltung der Anordnungen, Gewährung des rechtlichen Gehörs, Entzug der aufschie-

benden Wirkung) und Verfahrenstaktik (Zuständigkeit, Ausstellen oder Verzicht auf Entscheid) 

sind verbesserungswürdig. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob das VetA die nö-

tige juristische Unterstützung für die Festlegung der Verfahrenstaktik respektive für die Finali-

sierung der Entscheide in diesem komplexen Fall eingefordert bzw. erhalten hat. 

4.2.2.2. Dauer 

Vom Zeitpunkt der Kontrolle bis zum Erlass eines Entscheids dauerte es jeweils zwischen einem 

bis zwei Monaten. Unter Berücksichtigung der dazwischenliegenden Verfahrensschritte (Erstel-

lung Bericht bzw. Verfügungsentwurf, rechtliches Gehör, Auswertung Stellungnahme aus 

rechtlichem Gehör) ist diese Zeitdauer bei nicht dringlichen Anordnungen angemessen. Die 

dringliche Anordnung zur Beschlagnahmung eines verletzten Fohlens wurde sofort nach Fest-

stellung des Sachverhalts erstellt und U.K. ausgehändigt. 

Aus dem Rahmen fällt die Verfügung des totalen Tierhalteverbots am 06.10.2014. Die dem 

Entscheid zu Grunde liegende Kontrolle durch die externe Kontrollstelle hatte bereits am 

06.03.2014 stattgefunden; der Entscheid wurde ohne die Gewährung des rechtlichen Gehörs 

erst sieben Monate später erlassen. Unter Berücksichtigung der während dieser Zeit laufenden 

Diskussionen über verschiedene Lösungsvorschläge in der AGUK ist auch diese lange Dauer von 

der Kontrolle bis zum Entscheid erklärbar. 
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Zu kritisieren ist aber die lange Dauer zwischen dem Entscheid vom 26.09.2007 und der Über-

prüfung, ob die im Jahr 2007 angeordneten Massnahmen umgesetzt worden waren. Diese er-

folgte rund zwei Jahre später. Vor dem Hintergrund der Relevanz der festgestellten Mängel im 

Hinblick auf das Tierwohl (schwer vernachlässigte Kühe) und auch hinsichtlich der Glaubwür-

digkeit der angedrohten Massnahmen ist dieses Vorgehen als nicht angemessen zu bezeich-

nen.  

Im Weiteren ist angesichts der langjährigen und wiederholten Widerhandlungen von U.K. ge-

gen die Tierschutzgesetzgebung sowie der einschlägigen Delinquenz zu bemängeln, dass das 

Tierhalteverbot erst im Oktober 2014 verfügt wurde. Am 29.5.2008 verurteilte das Bezirksge-

richt Arbon U.K. unter anderem wegen mehrfacher Tierquälerei und mehrfacher Übertretung 

der Tierschutzgesetzgebung. Das Gericht liess in seiner Urteilsbegründung keinen Zweifel dar-

über offen, dass U.K. weder gewillt noch imstande war, eine tiergerechte Tierhaltung zu ge-

währleisten. 

So hiess es im Urteil: „Aufgrund der jahrelangen intensiven Tätigkeit des Angeklagten mit Tie-

ren wäre zu erwarten, dass er sich grundsätzlich für Tiere und deren Befindlichkeit interessiere 

und deren Bedürfnisse spüre. Genau dies ist bei ihm aber augenscheinlich nicht im geringsten 

Mass der Fall. Wie bereits mehrfach erwähnt, ist er offensichtlich in keiner Weise an den Tieren 

als Lebewesen, am Umgang mit ihnen, an deren Pflege und Sorge interessiert. Mit diesem Ur-

teil waren die Voraussetzungen nach Art. 23 Abs. 1 TSchG endgültig erfüllt. Die schlechte Prog-

nose, die das Bezirksgericht U.K. ausstellte, wurde auch vom Obergericht mit einer Rüge an das 

Bezirksgericht des aus seiner Sicht zu tiefen Strafmasses und vom Bundesgericht nicht in Frage 

gestellt; das Bundesgericht schloss sich nicht nur mit Bezug auf das zu tiefe Strafmass der Auf-

fassung des Obergerichts an, sondern teilte auch dessen Kritik, dass die StA keine Anschlussbe-

rufung gemacht und so das Obergericht keine Möglichkeit mehr hatte, das Strafmass zu erhö-

hen. All das zeigte schon damals den dringenden Handlungsbedarf auf, der in Bezug auf die 

Tierhaltung von U.K. bereits zu jenem Zeitpunkt bestand. Eine diesem Umstand angemessene 

verwaltungsrechtliche Massnahme - und damit ein Tierhalteverbot - drängte sich vor diesem 

Hintergrund spätestens nach Erwachsen des bezirksgerichtlichen Urteils in Rechtskraft mit Ent-

scheid des Bundesgerichts vom 26.02.2010 auf. Ein entsprechender Entscheid des VetA blieb 

jedoch aus. Auch mildere Massnahmen, wie etwa die Anordnung einer Bestandesreduktion, 

erfolgten insgesamt nur zögerlich. So konnte sich das VetA erst 2013 zur Anordnung einer Be-

schränkung zumindest des Pferdebestandes durchringen. In seinem Entscheid vom 08.08.2013 

schrieb das Amt: „Als zweifellos drastisch wirkende, aber basierend auf den bisherigen Erfah-

rungen aus Sicht des Veterinäramtes einzige zielführende Massnahme, wird eine Beschränkung 

der Tierzahl angeordnet. Sollte auch diese Massnahme zusammen mit der Umsetzung der übri-

gen anzuordnenden Massnahmen weiterhin zu keiner Verbesserung führen, wird ein Tierhalte-

verbot unumgänglich. Zur gleichen Schlussfolgerung kam im Übrigen schon der im Jahr 2007 

eingesetzte unabhängige Fachgutachter.“ 

Aus der Öffentlichkeit wurde das VetA im Weiteren kritisiert, den Entscheid vom 06.10.2014 

über ein Tierhalteverbot nach dessen Erlass nicht vollstreckt zu haben, zumal dieses einem all-

fälligen Rekurs vorsorglich die aufschiebende Wirkung entzogen hatte. Allerdings bestand die 

Strategie der AGUK unter Beteiligung des zuständigen Regierungsrates wiederum darin, das 

Totaltierhalteverbot als Druckmittel zur Umsetzung des Teiltierhalteverbots einzusetzen. Eine 

Durchsetzung des Totaltierhalteverbots wurde in der AGUK zwar eingehend diskutiert, stand 
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zu diesem Zeitpunkt aber ausser Frage (siehe Kapitel AGUK, 6.3. und 6.4). Verfahrenstechnisch 

wäre die Umsetzung des Tierhalteverbots demnach seit Erlassen des Entscheids jederzeit mög-

lich gewesen – bis zum Zeitpunkt, da die Streitfrage zum rechtlichen Gehör vor Bundesgericht 

gelangte. U.K. ersuchte jenes anfangs 2016 um die Sistierung der Vollstreckungsmassnahmen, 

sodass das VetA seine rechtskräftige Entscheidung vom 6.10.2014 während des bundesgericht-

lichen Verfahrens nicht vollziehen könne. Im Rahmen ihrer jeweiligen Stellungnahme zu die-

sem Gesuch verzichtete das Verwaltungsgericht auf eine Beurteilung hierzu, während sich das 

Departement für Inneres und Volkswirtschaft (DIV) und das VetA aus nicht ersichtlichen Grün-

den mit dem Antrag einverstanden erklärten. Das Bundesgericht verfügte in der Folge die Sis-

tierung der Vollstreckungsmassnahmen mit folgender Begründung: „Das Interesse des Be-

schwerdeführers, die Tierhaltung nicht vollständig aufgeben zu müssen, liegt auf der Hand. Da 

seinem Gesuch von keiner Seite opponiert wird, namentlich nicht von der zuständigen kantona-

len Fachbehörde, kann ihm ohne weitere Interessenabwägung entsprochen werden.“ (Auszug 

aus der Verfügung des Bundesgerichts vom 09.02.2016). Ab diesem Zeitpunkt war eine 

Zwangsvollstreckung des Entscheids vom 6.10.2014 ausgeschlossen. Eine neue Verfügung hät-

te - unter Wahrung des rechtlichen Gehörs und erneutem Entzug der aufschiebenden Wirkung 

- ausgestellt werden müssen.   

Der Entzug der aufschiebenden Wirkung war vom VetA im Entscheid vom 6.10.2014 damit be-

gründet worden, dass das Tierwohl möglichst rasch vollumfänglich herzustellen sei. Weil es in 

der Folge jedoch allein aus AGUK-internen Überlegungen hinsichtlich Sicherheit und Kosten 

nicht vollzogen wurde, wirkt die Dringlichkeit, die den Entzug der aufschiebenden Wirkung 

rechtfertigen soll, unglaubwürdig. Und tatsächlich entsprach die Nicht-Dringlichkeit auch in 

diesem Zeitpunkt noch der Auffassung der Fachbehörden in der AGUK. Das Protokoll der 6. 

AGUK-Sitzung vom 13.2.2015 fasst zusammen: „Mit Vorwurf der Medien an Kanton, dass die-

ser nichts gegen den gemäss 'Blick' 'brutalsten Tierquäler' unternimmt, muss man rechnen / in 

tatsächlicher Hinsicht leiden die Tiere aber vermutlich nicht (gross), weshalb es sich in zeitlicher 

Hinsicht rechtfertigt, U.K. eine letzte Chance zu gewähren“. Diese „letzte Chance“ findet in den 

Stellungnahmen des VetA im Rahmen verschiedener Rechtsverfahren während mehrerer Jahre 

immer wieder Ausdruck. Sie bezeichnet wohl aber weniger die berechtigte Aussicht, dass U.K. 

sich tatsächlich in seinem Verhalten ändert, als vielmehr die Hilflosigkeit aller beteiligten Stel-

len (siehe nachfolgend „Fehlende Durchsetzung“) und gegebenenfalls die Hoffnung, die Zeit 

würde das Problem durch Änderung der Umstände beheben, etwa durch Betriebsübernahme 

durch einen (im Vergleich zu U.K. umgänglicheren) Sohn. 

4.2.2.3. Verfahrensfehler  

Gegen sämtliche Entscheide des VetA wurde von U.K. Rekurs eingelegt und diese meist durch 

mehrere Instanzen bis hin zum Bundesgericht gezogen. Dabei wurden die verwaltungsrechtli-

chen Feststellungen und Anordnungen des VetA in der Regel gestützt oder höchstens in Ne-

benpunkten korrigiert. Einzig die versuchte Anordnung eines totalen Tierhalteverbots scheiter-

te an einem Verfahrensfehler. Da es das VetA versäumt hatte, U.K. das rechtliche Gehör zu 

diesem Entscheid zu gewähren, wurde der Entscheid, nach einem längeren Instanzenweg über 

das Bundesgericht aufgehoben. 
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4.2.3. Vollzug von rechtskräftigen Entscheiden  

Die Erzielung von rechtskräftigen Entscheiden war im Falle des Betriebes von U.K. eine sehr 

aufwändige und langwierige Arbeit. Dies war einerseits dadurch bedingt, dass U.K. gegen prak-

tisch sämtliche Entscheide des VetA Rekurs einreichte und abgewiesene Rekurse durch alle In-

stanzen weiterzog. Andererseits änderte sich die Situation auf dem Betrieb laufend und es gab 

auch immer wieder Kontrollen, bei denen keine Mängel festgestellt oder protokolliert wurden. 

Aus der Gesamtoptik des Falls U.K., wonach eine Verbesserung der Tierhaltungssituation nur 

mit einer Reduktion des Pferdebestandes hätte erreicht werden können, war die Verfügung 

des Teiltierhalteverbots vom 08.08.2013 der entscheidende Schritt. Die Rechtskraft dieser An-

ordnung wurde vom Verwaltungsgericht am 22.11.2013 bescheinigt und der Entscheid hätte 

vollzogen werden können. 

Ebenfalls rechtskräftig durchsetzbar waren die Entscheide für Sofortmassnahmen betreffend 

zweier verletzter Pferde in den Jahren 2014 und 2015, da den entsprechenden Anordnungen 

vom VetA die aufschiebende Wirkung entzogen worden war.  

Zwar nicht rechtskräftig, aber aufgrund des Entzugs der aufschiebenden Wirkung durchsetzbar 

war im Übrigen das Totaltierhalteverbot, das am 06.10.2014 ausgesprochen, später aber durch 

das Bundesgericht wegen eines Verfahrensfehlers aufgehoben wurde.  

4.2.3.1. Fehlende Durchsetzung  

Die Durchsetzung von Entscheiden mittels Ersatzvornahmen oder wie im vorliegenden Fall U.K. 

der Beschlagnahmung von Tieren, setzt ein gutes und einheitliches Zusammenarbeiten ver-

schiedener Akteure voraus. Gerade im Falle eines uneinsichtigen, renitenten und sogar ge-

waltbereiten beziehungsweise ernsthaft gewaltandrohenden Tierhalters spielen Sicherheits-

überlegungen eine wichtige Rolle bei Aktionen zur Durchsetzung von Entscheiden. 

Die augenscheinliche Hilflosigkeit des VetA begründet sich zum einen in der fehlenden Unter-

stützung durch andere Fachbehörden und den Regierungsrat (s. Kapitel 6), andererseits in den 

Sicherheitsbedenken der über die Jahre involvierten Personen (ebenda), die zu einem Absehen 

der Zwangsvollstreckung führten. Unter anderem bestanden Bedenken, ob U.K. nach einer Be-

schlagnahmung einer Anzahl Tiere oder einer zwangsweisen Räumung des Betriebs wieder Tie-

re anschaffen würde und die Angelegenheit über kurz oder lang von vorne losginge. Dazu 

kommt, dass die Beschlagnahmung und Unterbringung einer grossen Anzahl Pferde mit erheb-

lichem Aufwand verbunden ist. Trotz Anstrengungen zu einem koordinierten Vorgehen wurde 

das rechtskräftige Teiltierhalteverbot aufgrund von Kostenüberlegungen sowie angesichts des 

zu erwartenden Aufwands in Verbindung mit der Unsicherheit bezüglich des Verhaltens von 

U.K. im Falle einer Zwangsmassnahme und entsprechenden Sicherheitsbedenken nicht vollzo-

gen. Es bleibt zu fragen, ob ein frühes Einschreiten zu einem Zeitpunkt, da der Tierbestand we-

niger gross war und die Selbstsicherheit und Überlegenheit von U.K. über behördliche Forde-

rungen weniger gefestigt, diesem Problem hätte Abhilfe schaffen können. 

Nicht zuletzt war für die Nicht-Durchsetzung aber auch die Auffassung der Behörde ausschlag-

gebend, dass auf dem Betrieb von U.K. zwar immer wieder Tierhaltungsvorschriften verletzt 

wurden, jedoch - abgesehen von Einzelfällen (z.B. unsachgemäss behandelte verletzte Pferde), 

in denen Sofortmassnahmen verfügt wurden - nicht in einer Schwere, die ein sofortiges Ein-
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schreiten im Sinne einer Beschlagnahmung von Tieren nach Art. 24 TSchG gerechtfertigt hät-

ten.  

Diese Auffassung wurde von verschiedenen Kontrollergebnissen bestätigt, die den Tieren ei-

nen guten Nähr- und Pflegezustand attestierten, und führte dazu, dass die Zwangsvollstre-

ckung aus Tierschutzsicht nicht als dringlich, aber aufgrund der nach wie vor bestehenden 

Mängel weiterhin als notwendig betrachtet und aufgrund der praktischen Schwierigkeiten hin-

ausgezögert wurde. „Im Moment besteht keine unmittelbare Gefahr für die Tiere auf dem Be-

trieb von U.K.“, hiess es u.a. im Protokoll der Einsetzungssitzung der AGUK vom 2.4.2014.  

Auch die Feststellungen der externen Kontrollstelle vom 06.03.2014 zeigten, dass die grundle-

genden Mängel, namentlich der viel zu hohe Pferdebestand mit mehr als das Doppelte der 

gemäss Entscheid des VetA zulässigen Pferde, weiterhin bestanden. Gerade weil keine unmit-

telbare Gefahr für die Tiere bestand (sofern dies angesichts der dokumentierten Einzelfälle von 

Tierquälerei zutreffen mochte), hätte das VetA genügend Vorbereitungszeit gehabt, um die 

Reduktion der Zahl der Pferde auf die in seinem Entscheid verfügten 60 Pferde mit all ihren 

Konsequenzen durchzusetzen. Ebenfalls nicht vollzogen wurde die Beschlagnahmung von zwei 

verletzten Pferden in den Jahren 2014 und 2015. Im Fall einer 2014 von U.K. verletzt transpor-

tierten Stute hatte das VetA die Tötung des Tieres angeordnet, was U.K. in Gegenwart von 

zwei Kantonspolizisten ausführte. Am 11.12.2014 erliess das VetA in dieser Angelegenheit eine 

Verfügung, mit der eine mehrfache Verletzung der Tierschutzvorschriften festgestellt wurde: 

- ein schwer verletztes Tier nicht seinem Zustand entsprechend untergebracht, gepflegt 
und behandelt; 

- Transport eines nicht transportfähigen Tieres ohne besondere Vorsichtsmassnahmen; 

- keine fachgerechte Tötung, da das Tier nur durch das Bolzenschussgerät nur betäubt wor-
den war und nicht entblutet wurde; 

- keine korrekte Entsorgung des Kadavers. 

Das Bundesgericht hielt in seinem Entscheid aus dem Jahr 2018 fest, aufgrund der verbindli-

chen Feststellungen zum desolaten Gesundheitszustandes des Tieres sei die rechtliche Würdi-

gung des Verwaltungsgerichts nicht zu beanstanden, dass der Tierhalter seiner Verpflichtung 

zur adäquaten Pflege und Behandlung der Stute nicht nachgekommen ist. Das Bundesgericht 

wies die Beschwerde von U.K. als unbegründet ab.  

Der Fall des Fohlens, das am rechten Vorderfuss verletzt war und von U.K. von einer Alp bei 

Davos zu seinem Hof transportierte, zeigt ebenfalls, dass das VetA das ihm Mögliche veranlasst 

hatte. Das Bundesgericht erachtete in seinem Urteil aus dem Jahr 2018 die vom VetA am Vor-

abend gegenüber U.K. angebotene Gelegenheit, dass dieser selber die tierärztliche Versorgung 

organisiere, als Ausdruck des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes. Weil er diese unterlassen ha-

be, sei die verwaltungsrechtliche Beschlagnahme am anderen Tag zwecks Sicherstellung der 

tierärztlichen Untersuchung und Behandlung geboten gewesen. U.K. tötete jedoch das Tier ei-

genhändig, verweigerte aber sowohl gegenüber dem VetA wie auch gegenüber der StA hartnä-

ckig die Herausgabe der betroffenen Gliedmasse (Vorderfuss). Das Bundesgericht wies seine 

Beschwerde vollumfänglich ab.  

Nach Gutheissen der Beschwerde von U.K. in Sachen Fristwiederherstellungsgesuch zum Ent-

scheid des VetA vom 6.10.2014 (Total-Tierhalteverbot) durch das Bundesgericht am 18.7.2016 

zeigten U.K. und dessen Rechtsvertreter ebenso wie der neue zuständige Regierungsrat Inte-
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resse an einer gemeinsamen Besprechung. In der Folge wurde eine Mediation unter Einbezug 

einer erfahrenen externen Fachperson eingeleitet, in deren Rahmen dem VetA als Fachbehör-

de faktisch die Entscheidungs- und Handlungskompetenz entzogen wurde. 

Die zögerliche, inkonsequente oder gar nicht erfolgte Durchsetzung ergab sich aus verschiede-

nen Faktoren und Gründen, auch solche im Veterinäramt. Auch das VetA versprach sich die 

beste Wirkung mit dem Weg der Deeskalation oder - unausgesprochen - mit der Nichtdurch-

setzung von rechtskräftigen Entscheiden, die es selber erlassen hatte. Der grundlegende Ent-

scheid - als ein Beispiel - von 2007 wurde nicht durchgesetzt, eine Nachkontrolle erfolgte erst 

2009. Das VetA wie auch das DIV als vorgesetztes Departement erachteten die Deeskalation 

namentlich im Rahmen der AGUK als probates Instrument, um ans Ziel zu kommen. Anderer 

Meinung war das VetA erst, als der neue Vorsteher DIV im Rahmen der Mediation von August 

2016 bis Juli 2017 die Verfahren sistierte und eine „Kopie“ der Verhandlungsbemühungen, die 

es bereits im Jahr 2015 im Rahmen der AGUK gegeben hatte, in Angriff nahm, wiederum ohne 

Ergebnis.   

Obwohl die mangelnde Durchsetzung nicht allein dem VetA angelastet werden kann (s. Kapitel 

6), hat die Untersuchung doch Verbesserungspotential im Bereich des Veterinärvollzugs erge-

ben. Optimierungsmöglichkeiten betreffen die Bereiche Standardisierung und Dokumentation 

der Tierschutzverfahren, juristische Unterstützung bei der Festlegung der Verfahrenstaktik und 

der Erstellung von Entscheiden sowie Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Privaten. 

Entsprechende Empfehlungen werden in Kapitel 10 weiter ausgeführt.  

4.2.3.2. Wahrnehmung der Aufgaben durch die Amtstierärzte 

Grundsätzlich haben die Mitarbeitenden des VetA ihre Kontrollaufgaben trotz sehr schwierigen 

Bedingungen und dauernden Beschimpfungen und Bedrohungen durch U.K. gut wahrgenom-

men und die vorhandenen Mängel festgestellt und protokolliert. Nicht von der Hand zu weisen 

ist eine gewisse - unter dem Aspekt der Persönlichkeit von U.K. nachvollziehbare - Zurückhal-

tung bei der Anordnung und Durchsetzung von Sofortmassnahmen anlässlich von Kontrollen. 

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang eine Kontrolle, bei welcher der ATA bei einer aufgefun-

denen toten und bei zwei kranken Kühen von massiver Vernachlässigung ausging und korrek-

terweise mündlich die Euthanasie einer Kuh anordnete. Er stellte jedoch nicht sicher, bezie-

hungsweise überprüfte nicht, ob dies in der Folge auch geschah. 

 

4.2.4. Übriger Veterinärvollzug  

Neben dem Vollzug der Tierschutzgesetzgebung ist das VetA auch für den Vollzug der Tierseu-

chen- und von Teilen der Lebensmittelgesetzgebung zuständig. Auch in diesen Rechtsberei-

chen mussten vom VetA auf dem Betrieb von U.K. häufige und zum Teil gravierende Mängel 

festgestellt und Verwaltungsverfahren geführt sowie Strafanzeigen eingereicht werden. In den 

Jahren vor 2006 dominierten Verfahren im Bereich der Lebensmittelsicherheit (illegale 

Schlachtungen, mangelhafte Schlachthygiene, ungenügende Milchhygiene), des Tierschutzes 

bei der Schlachtung und des Tierseuchenrechts (illegaler Viehhandel, mangelhafte Markierung 

der Tiere, fehlende Meldungen bei der Tierverkehrsdatenbank). Erst danach kam es einherge-
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hend mit der Erhöhung der Anzahl gehaltener Pferde zunehmend zu Verwaltungsverfahren 

wegen Tierschutzproblemen auf dem Betrieb.  

Da die vorhandenen Akten vor allem im Hinblick auf die Tierschutzverfahren analysiert wur-

den, kann eine Bewertung der Vollzugsarbeit durch das VetA in den anderen Rechtsbereichen 

nur übersichtsmässig erfolgen.  

 

Die Tierverkehrsdatenbank 

Die Tierverkehrsdatenbank (TVD) garantiert die Rückverfolgbarkeit von Schweizer Tieren. Sie wird von 

der Identitas AG betrieben, welche Identitäten an alle in der Schweiz gehaltenen Klauentiere (Rinder, 

Schweine, Schafe, Ziegen und als Nutztiere gehaltene Wildtiere) vergibt. Seit dem Jahr 2000 werden 

alle Geburten, Standortwechsel und Schlachtungen von Tieren der Rindergattung registriert. Im Jahr 

2011 wurde die Registrierungspflicht auf Equiden (Pferde, Esel, Maultiere und Maulesel) ausgeweitet. 

Seit diesem Datum werden auch Zugänge und Schlachtungen bei den Schweinen erfasst. Auf diese Da-

ten haben Landwirtschaft-, Veterinär- und Lebensmittelbehörden Zugriff. Die Daten werden für den 

Vollzug der Tierseuchen- und der landwirtschaftlichen Gesetzgebung verwendet. Die Ausrichtung der 

tierbezogenen Direktzahlungen erfolgt auf diesen Datengrundlagen. 

Tiere des Betriebes U.K. sind in dieser Datenbank seit 1999 erfasst. Die Tierbewegungen weisen auf ei-

nen grossen Tierbestand hin. Eine detaillierte Abfrage über drei Jahre von 2004 - 2007 zählt 1026 Tier-

bewegungen. 226 Tiere sind auf dem Betrieb geboren und im gleichen Zeitraum wurden 726 Tiere zu-

gekauft und 688 Tiere verkauft. Diese Meldungen bestätigen den umfangreichen Handel mit Tieren 

durch U.K. Dies veranlasste das VetA denn auch, U.K. als Viehhändler einzustufen. Da U.K. das für den 

Handel vorgeschriebene Viehhandelspatent nicht besass, strengte das VetA ein Strafverfahren gegen 

ihn an, was wiederum zu einem längeren Konflikt mit ihm führte. Diese Mutationen werfen auch ein 

Licht auf die Veränderungen auf dem Betrieb. Seit Beginn der Aufzeichnungen der TVD wurde die 

Milchproduktion zunehmend in die Rinder- und Kälbermast verlagert. Die Abnahme des Rindviehbe-

standes verlagerte sich auf die Aufstockung des Pferdebestandes.   

Unvollständige, fehlerhafte Meldungen sind über den ganzen Zeitraum ausgewiesen. Auffallend sind 

auch die vergleichsweise zahlreichen Meldungen über verschollene Tiere der Rindergattung über den 

gesamten Untersuchungszeitraum. An dieser Stelle sei der Hinweis angebracht, dass auch Tiere, die 

entsorgt werden, mit einer Abgangsmeldung erfasst werden müssen. Diese Feststellung verschollener 

Tiere in der TVD sollte grundsätzlich die Behörden alarmieren. Solche Meldungen sollten vertiefte Kon-

trollen auslösen, insbesondere bei einem Betrieb mit Viehhandel.  

2011 wurden die Pferde erstmals in dieser Datenbank aufgenommen. Auffallend ist, dass sehr viele 

Pferde gemäss Angaben in der TVD nicht im Besitz von U.K. waren und auch nicht korrekt registriert 

waren und keinen Pass hatten.  

Dem Tierverkehr ist grössere Beachtung zu schenken. In der Tierschutzgesetzgebung wird sämtliche 

Verantwortung im Umgang mit Tieren den Tierhaltern übertragen. Die Verantwortung des Tiereigen-

tümers sollte ebenfalls einbezogen werden und bei Verstössen sollten auch Massnahmen gegen diese 

angeordnet werden können.  

 

Die Mängel im Bereich der Schlachthygiene wurden vom VetA konsequent verfolgt und soweit 

ersichtlich wurden die notwendigen Straf- und Verwaltungsmassnahmen durchgeführt. Die 

Mängel im Bereich der Milchhygiene führten über die Jahre zu einigen vom VetA verfügten 

Milchliefersperren. Dokumentiert sind auch gewisse Milchinspektionen und eine Primärpro-
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duktionskontrolle im Jahr 2010. Obwohl es auch Phasen gab, in denen die Milchhygiene nicht 

beanstandet werden musste (z.B. Primärproduktionskontrolle 2010) führten die dauernden 

Sperren aufgrund von Hygienemängeln im Jahr 2016 schliesslich zur Kündigung des Milchab-

nahmevertrags durch den Milchkäufer. 

Auch die Verstösse im Bereich des Tierverkehrs (Tierseuchenrecht) wurden zunächst vom VetA 

konsequent verfolgt. Mit der zunehmenden Intensivierung des Tierschutzvollzugs trat jedoch 

die Bearbeitung der vorhandenen Tierverkehrsmängel in den Hintergrund. Während der ge-

samten untersuchten Zeitdauer von 1996 bis 2017 waren die Tierverkehrsvorschriften unge-

nügend erfüllt (fehlende Markierungen, fehlende Meldungen auf der Tierverkehrsdatenbank, 

Unstimmigkeiten auf der Tierverkehrsdatenbank und beim Tierbestand). Es fragt sich in die-

sem Zusammenhang, weshalb das VetA nie eine gemäss Tierseuchenrecht dafür vorgesehene 

Sperre des Tierverkehrs auf dem Betrieb von U.K. angeordnet hat.  

Auffallend ist die schlechte resp. nichtexistierende tierärztliche Betreuung des Betriebs von 

U.K. Es scheint keinen über eine längere Zeitdauer regelmässig von U.K. beigezogenen Bestan-

destierarzt gegeben zu haben.  

Insgesamt kann festgehalten werden, dass das VetA seine Vollzugsaufgaben in den Bereichen 

der Tierseuchen- und Lebensmittelgesetzgebung auf dem Betrieb U.K. weitgehend - abgesehen 

von der Durchsetzung der Bestimmungen zum Tierverkehr - wahrgenommen und notwendige 

Anordnungen getroffen hat. Es scheint sogar, dass die massive Aversion von U.K. gegenüber 

dem VetA und insbesondere dem Kantonstierarzt in der konsequenten Kontroll- und Vollzugs-

arbeit im Bereich Schlachthygiene und illegalem Viehhandel in den Jahren vor 2006 begründet 

liegt. 

 

4.2.5. Zusammenfassung der Erkenntnisse aus der Analyse des Veterinärvollzugs  

Grundsätzlich kann aufgrund des Falls U.K. nicht gefolgert werden, dass das VetA seine Aufga-

ben im Bereich Tierschutz nicht wahrnehmen würde. Dies bestätigen auch Aussagen von be-

fragten Mitgliedern von Tierschutzorganisationen, die der Meinung sind, dass der Tierschutz-

vollzug im Kanton Thurgau nicht wesentlich besser oder schlechter sei als in den anderen Kan-

tonen. Wie sich zeigt, hat das VetA hinsichtlich des Informationsaustauschs mit anderen Be-

hörden und der Erhebung und Feststellung der Tierschutzsituation auf dem Hof von U.K. sogar 

einen beeindruckenden Handlungswillen gezeigt. Dennoch war die Anordnung griffiger Mass-

nahmen häufig geprägt von grosser Zurückhaltung und der steten Suche nach verträglichen, 

verhältnismässigen und möglichst einvernehmlichen Lösungen. Letztlich fehlte es aber insbe-

sondere an einer konsequenten Durchsetzung.  

Obwohl die Akten darauf hinweisen, dass die Anordnung eines Teiltierhalteverbots bereits im 

Jahr 2007 oder spätestens 2009 und nicht erst im Jahr 2013 angezeigt gewesen wäre und auch 

ein Tierhalteverbot auf Basis der Verurteilung wegen mehrfacher Tierquälerei und mit schlech-

ter Prognose für eine tierschutzkonforme Tierhaltung spätestens 2010 hätte erfolgen sollen, 

liegt das Scheitern bei der Durchsetzung von Tierschutzmassnahmen auf dem Betrieb U.K. 

nicht allein in der Arbeit des VetA begründet. In erster Linie liegt es in der Frage begründet, 

wie die Behörden mit äusserst uneinsichtigen, renitenten und gewaltbereiten Bürgern umgeht. 

Diese Erkenntnis wird auch von zahlreichen Aussagen in den Befragungen gestützt. 
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In der gesamten Entwicklung hoben sowohl das VetA als auch die Kapo und die Rechtspre-

chung immer wieder die Verhältnismässigkeit hervor. Dieser fundamentale Grundsatz wurde 

allerdings häufig einseitig zugunsten von U.K. ausgelegt. In diesem Zusammenhang ist darauf 

hinzuweisen, dass „verhältnismässig“ nicht mit „möglichst zurückhaltend“ gleichzusetzen ist. 

Zwar verlangt der Verhältnismässigkeitsgrundsatz beim Verwaltungshandeln stets nach dem 

mildesten Mittel – aber nur, wenn dieses auch effektiv ist. Ein mildes, aber nicht zweckmässi-

ges Mittel ist gleichbedeutend mit unverhältnismässig. So kam es beispielsweise nie zur Be-

schlagnahmung eines Tieres oder zu einer anderen Sofort- oder Ersatzmassnahme (mit Aus-

nahme der angeordneten und umgesetzten Tötung des schwer verletzten Pferdes im Oktober 

2014). In aller Regel blieben Feststellungen und Verfügungen im theoretischen Bereich. Sofern 

U.K. nicht aus eigenem Antrieb Abhilfe schuf, blieben die Zustände unverändert.   

 

Einfluss von Gerichtsurteilen auf das Handeln des VetA 

Auch wenn die Gerichte in ihren Urteilen U.K. auch nur in einem Nebenpunkt Recht gaben, gelang es 

ihm, gegenüber Dritten dies als Erfolg auszuweisen. Tatsächlich hat es aber auch Fälle gegeben, bei 

denen ihm die Gerichte Recht gegeben haben. Als Beispiel sei der Entscheid des Bundesgerichts er-

wähnt, wonach dieses die damalige Rechtslage nicht als ausreichend erachtete, einem Landwirt bei 

gravierenden Tierschutzmängeln auch tierschutzunabhängige Flächenbeiträge kürzen zu können. Die-

ser Fall führte in der Folge zu einer Präzisierung der Gesetzgebung. Dass Gerichte ihre Ermessensspiel-

räume nutzten und auch den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismässigkeit anwandten, 

kann ihnen nicht zum Vorwurf gemacht werden. Immerhin lässt sich vereinzelt fragen, ob Entschei-

dungen der Gerichte angemessen waren. So etwa, wenn U.K. vom Bezirksgericht Arbon in Bezug auf 

verschiedene Beanstandungen des VetA freigesprochen wurde, weil jene nicht als Feststellungen von 

Sachverständigen anerkannt, sondern mit einer regulären Zeugenaussage gleichgesetzt wurden.  

Schon zuvor hatte das Obergericht des Kantons Thurgau in seinem Strafurteil SBR.2009.5 vom 12. Mai 

2009 festgehalten, dass es mangels einer Anschlussberufung der StA die von der Vorinstanz ausge-

sprochene Strafe nicht erhöhen könne. Aufgrund der Täterkomponenten und der „erschreckenden 

Uneinsichtigkeit“ von U.K. hielt das Obergericht die Strafzumessung der Vorinstanz als zu tief. Insbe-

sondere bei der Tagessatzhöhe von 30 Franken sei diese U.K. sehr weit entgegengekommen. 

 

 

  



 
Seite 66 von 129 

5. VOLLZUG IN ANDEREN RELEVANTEN VERWALTUNGSBEREICHEN  

Auf einem landwirtschaftlichen Betrieb geht es aus Behördensicht nicht allein um den Tier-

schutz und den entsprechenden Vollzug durch das VetA. Von Bedeutung sind auch die Direkt-

zahlungen und der Vollzug durch das LA, aber auch der landwirtschaftliche Gewässerschutz, 

den das Amt für Umwelt (AfU) vollzieht, sowie Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen, für die 

das Amt für Raumentwicklung (ARE, früher ARP) zuständig ist. Die Gemeinde ist bei Bauvorha-

ben ebenfalls involviert.   

 

5.1. Landwirtschaftsamt  

5.1.1. Zuständigkeit 

Das LA des Kantons Thurgau ist für den Vollzug der agrarpolitischen Massnahmen zuständig. 

Rund 2100 direktzahlungsberechtigte Landwirtschaftsbetriebe sind betroffen. Mit rund 100 

Millionen Franken werden jährlich die gemeinwirtschaftlichen Leistungen abgegolten.  

Tierschutzkontrollen werden mit anderen vom Bund vorgeschriebenen Kontrollen im Bereich 

der Primärproduktion koordiniert und als Grundkontrollen bezeichnet. Sie erfolgen routine-

mässig, bei unauffälligen Betrieben alle vier Jahre. Sobald Mängel festgestellt werden, werden 

die entsprechenden Tierhaltungen engmaschigeren Kontrollen unterzogen. Diese Grundkon-

trollen können an private Kontrollorganisationen delegiert werden, wenn diese nach bestimm-

ten Normen akkreditiert sind. Kontrollen, die aufgrund von Meldungen aus der Bevölkerung 

erfolgen, werden stets durch die Veterinärbehörde durchgeführt. 

Das LA geht grundsätzlich davon aus, dass der Landwirt die Kontrollpunkte zu erfüllen hat. Ein 

nichtkontrollierter Punkt ist im Kontrollergebnis nicht eingeschlossen und kann bei einer Nach-

kontrolle zu einer Beanstandung führen. Dies führt im Vollzug zu Irritationen, insbesondere, 

wenn der TSB des Kantons einen Stall abgenommen hat und später die Kontrollorganisation 

Abweichungen in den Mindestmassen zum baulichen Tierschutz feststellen muss. Eine wichtige 

Grundlage für den Vollzug der DZ bilden die KIP-Richtlinien. Diese sind 2008 von der Koordina-

tionsgruppe Richtlinien Tessin und Deutschschweiz in Kraft gesetzt worden. Es handelt sich um 

eine Vollzugshilfe, die Rechtsgrundlage bildet die Direktzahlungsverordnung. 

Tierhaltende können sich überdies bei den Tierwohlprogrammen des Bundes („regelmässiger 

Auslauf im Freien, RAUS“ und „besonders tierfreundliche Stallhaltungssysteme, BTS“) oder bei 

einem privatrechtlichen Label (beispielsweise Bio Suisse) anmelden. RAUS-Beiträge können 

seit 1993 und BTS-Beiträge seit 1996 für Mehrleistungen angemeldet werden. Diese Kontrollen 

werden nicht durch das VetA, sondern durch die akkreditierten Kontrollstellen oder Label-

eigene Kontrollinstitutionen durchgeführt. Die Bundesprogramme und die Anforderungen der 

verschiedenen Label gehen über die Mindestanforderungen der Tierschutzgesetzgebung hin-

aus. Verstösse in diesem Bereich führen zu Kürzungen der entsprechenden Abgeltungen oder - 

in gravierenden Fällen - zum Ausschluss aus dem Labelprogramm. Verwaltungs- oder straf-

rechtliche Konsequenzen sind diesbezüglich aber nicht möglich.  

Die Aufgabenstellung an das LA erfordert grundsätzlich die Zusammenarbeit mit dem ARE, 

dem VetA, dem AfU und mit der Steuerverwaltung.  
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5.1.2. Wichtige Ereignisse 

Die Untersuchung und insbesondere die Befragungen bestätigten, dass der Fall U.K. über 20 

Jahre durch Unstimmigkeiten aktenkundig war. Grundlagen bildeten die Kontrollberichte der 

Kontrollorganisationen.  

1996 wurde der Betrieb als Biobetrieb angemeldet. 2001 erfolgte eine Kontrolle durch eine ex-

terne Kontrollorganisation; es wurden keine Mängel festgestellt. Im Jahr 2002 wurde U.K. dann 

infolge schwerwiegender Mängel die Zertifizierung als Knospen- und Biobetrieb abgesprochen. 

Im Zusammenhang mit diesem Entscheid wurde die Kontrolltätigkeit durch die kantonseigene, 

akkreditierte Kontrollstelle wahrgenommen.  

Im Juli 2008 fand eine Besprechung zwischen verschiedenen Amtsstellen unter der Leitung des 

Chefs DIV statt. Es wurde beschlossen, die Kontrollen auf dem Betrieb zu koordinieren und un-

ter der Aufsicht der Kapo durchzuführen. Die Kontrollstelle sollte abwarten, bis die Verfahren 

im Bereich Tierschutz abgeschlossen sind.  

Das LA eröffnete U.K. am 18.08.2008 die Sistierung der Direktzahlungen. Ausschlaggebend wa-

ren die verschiedenen Bedrohungen von Kontrollpersonen auf dem Betrieb, der Tatbestand 

der Kontrollverweigerung, so dass Kontrollen nicht durchführbar waren und kein Kontroller-

gebnis vorlag. Am 24.11.2008 verfügte das LA die Verweigerung der Schlusszahlung der DZ 

2008. Dieser Entscheid wurde von U.K. bis ans Bundesgericht weitergezogen. Mit Urteil vom 

18.06.2011 wurde die Beschwerde teilweise gutgeheissen. Die Verweigerung der tierbezoge-

nen DZ wurde geschützt, die anderen DZ wurden zur Neubeurteilung an die Vorinstanz zurück-

gewiesen.  

Ebenfalls 2008 wurde das LA von einer Labelorganisation in Kenntnis gesetzt, dass infolge gro-

ber Verstösse gegen die Bestimmungen die Anerkennung mit sofortiger Wirkung entzogen 

wurde. Eine Nachkontrolle bestätigte die ungenügende Kennzeichnung der Tiere und der feh-

lende ökologische Leistungsnachweis. 

2009 beauftragte U.K. die Kontrollstelle mit der Durchführung einer Kontrolle in den Bereichen 

ÖLN, RAUS und BTS, um die Voraussetzungen der DZ zu erfüllen. Seinem Anwalt wurde eröff-

net, dass im Fall einer Eskalation die Kontrolle abgebrochen werde. Drohungen und Belästi-

gungen gegenüber Mitarbeitenden der Kontrollstelle würden nicht mehr hingenommen und 

der Widerruf von Kontrollresultaten werde vorbehalten. Am 2.10.2009 fand eine angemeldete 

ÖLN-Kontrolle (ohne Tierschutz) statt, die ohne Begleitung durch die Polizei erfolgte. Verschie-

dene unvollständige Aufzeichnungen führten zu Abzügen. Bestimmte Tierkategorien des RAUS-

Programms wurden vor Ort von U.K. abgemeldet.  

Weitere Schwierigkeiten im Vollzug der Kontrollen führten auf Druck von U.K. 2010 zu einem 

erneuten Wechsel der Kontrollorganisation, der Auftrag wurde an eine ausserkantonale Kon-

trollstelle erteilt. Diese externe Kontrollstelle führte in ihrem ersten Kontrolljahr zwei Kontrol-

len durch und war bis 2017 tätig. 
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5.1.3. Erkenntnis 

Der Vollzug der Direktzahlungen ist eine anspruchsvolle und schwierige Aufgabe in einem 

Querschnittsbereich verschiedener Ämter sowie öffentlicher oder privater Kontrollorganisa-

tionen. Anspruchsvoll sind auch die juristischen Fragen, für die es unbedingt eine Fachperson 

braucht.  

Nicht zu unterschätzen sind auch die fortlaufenden Anpassungen in Gesetz und Verordnungen. 

Für die Instruktionen, Programmierung und Testläufe ist in aller Regel zu wenig Zeit vorhan-

den. sind.  

Es ist ein Krisenstab zu empfehlen, der fallbezogen zusammengesetzt werden kann und koor-

diniert zu Gunsten des Tierwohles Sofortmassnahmen ergreift.  

 

5.2. Amt für Raumentwicklung 

5.2.1. Zuständigkeit 

Im ARE (früheres ARP) ist die Abteilung Ortsplanung zuständig für die Behandlung von Bauge-

suchen ausserhalb des Siedlungsgebiets. Die Entscheide zu den Baubewilligungen werden 

durch die Amtsleitung, Entscheide zu Planungsgeschäften auf Stufe Departement unterzeich-

net. Baubewilligungsgesuche werden über die Gemeinden eingereicht und die Bewilligungen 

durch die Gemeinden der Bauherrschaft eröffnet. Den Gemeinden obliegt der Vollzug der 

Baubewilligung und allfälliger Ersatzvornahmen. 

 

5.2.2. Wichtige Ereignisse 

1996 reichte U.K. ein Gesuch für einen gedeckten Laufstall als Gebäudeerweiterung ein. Be-

reits am 14. Mai 1996 genehmigte das Meliorationsamt ohne Augenschein das Bauprojekt. Das 

Projekt umfasste einen Laufhof mit Jauchegrube von 440 Kubikmeter Volumen. In der Verfü-

gung wurde festgehalten, dass die Tierschutzvorschriften weitgehend berücksichtigt seien und 

somit das Projekt genehmigt werden könne. Es folgten Projekte wie 1998 Um- und Anbauten 

bei Stall und Futterraum. Trotz fehlender Unterlagen wurde das Vorhaben mit Auflagen ge-

nehmigt. Bei einem anderen Projekt wurde von der Gemeinde Hefenhofen ein Baustopp ver-

fügt, weil Arbeiten in Abweichung von der Baubewilligung ausgeführt worden waren. Weil die 

Bauarbeiten trotzdem fortgesetzt wurden, sah sich die Gemeinde gezwungen, eine Strafanzei-

ge einzureichen. Deren Behandlung ging so lange, dass nach dem erstinstanzlichen Urteil die 

StA darauf verzichtete, kurz vor der Verjährung den Fall an die höhere Instanz weiter zu ziehen. 

Der bereits eingedeckte Neubau nutzte U.K. zur Lagerung von Heu. Am 10. September 2001 

führte dieser Heustock zu einem Grossbrand der Scheune. U.K. brachte das Ereignis in den Zu-

sammenhang mit dem Baustopp durch die Gemeinde und stiess Drohungen aus. Der Gemein-

derat erteilte am 25. September 2001 aus Gründen der Verhältnismässigkeit die Baubewilli-

gung. 

Nach Bewilligung und Bau eines neuen Ökonomiegebäudes mit 22 Plätzen für Mutterkühe 

(und ihre Kälber) sowie 22 Plätzen für Pferde in den Jahren 2003/2004 kam bereits 2007 ein 
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Gesuch um Umnutzung dieser Baute in einen Pferdestall mit 60 Plätzen. Weiter ging es um die 

Sanierung des Dachstockes des Wohnhauses und die Sanierung der Hofentwässerung. Die 

Dachstocksanierung wurde bewilligt. Der Umnutzung wurde infolge ungenügender Bauge-

suchsunterlagen nicht stattgegeben.  

Offenbar wurde das Ökonomiegebäude schon länger als Gruppenlaufstall für 60 Pferde ge-

nutzt. Die illegale Umnutzung wurde letztlich toleriert, obwohl alle in das Verfahren einbezo-

genen Amtsstellen sowie die Gemeinde die Umnutzung abgelehnt hatten. Auch die Stellung-

nahme des Chef VetA vom Dezember 2011 ist aufschlussreich, wie eine bereits schon lange 

ohne Bewilligung erfolgte Umnutzung eines Ökonomiegebäudes auf dem Betrieb von U.K. im-

mer noch wie ein Projekt dargestellt wird, obwohl es schon lange illegale Realität geworden 

war:  

Der Chef VetA führt aus, das Gesuch betreffe die Umnutzung eines Mutterkuhstalls zu einem Pferde-

stall (Planung)13. Dabei werde die Pferdehaltung in diesem Gebäude seit Jahren in Form eines Offen-

frontstalles für Gruppenhaltung im Zweiflächensystem mit einer überdachten und eingestreuten Lie-

gefläche und einem nicht überdachten Laufhof betrieben, welcher in sieben Abteile unterteilt sei. Das 

Bauvorhaben halte die in baulicher und technischer Hinsicht geltenden tierschutzrechtlichen Vorschrif-

ten insofern ein, als die baulichen Gegebenheiten die Zahl der Pferde pro Abteil sowie die Gruppenzu-

sammensetzung bezüglich Alterskategorie und Verträglichkeit der Pferde untereinander bestimmen 

(Realität). Ob diese Kriterien in einer erstellten Baute erfüllt seien, könne jeweils nur beurteilt werden, 

wenn die Anlage in Betrieb sei. (Planung) Aus den Plänen nicht ersichtlich (Planung), aber erfasst im 

Betrieb der Anlage (Realität) und in baulicher und technischer Hinsicht nicht tierschutzkonform, sei die 

Einrichtung für die Fütterung der Pferde. Diese bestehe aus palisadenähnlichen Metallabsperrungen, 

durch welche die Pferde die Köpfe in die vorangestellte Futterkrippe strecken könnten. Zudem sei die 

Einrichtung nicht überdacht. Im Hinblick auf eine eindeutige Ausgangslage für zukünftige tierschutz-

rechtliche Beurteilungen der Pferdehaltung auf dem Betrieb sei das Bauprojekt zu höchstens zu bewil-

ligen (Planung), wenn eine Fütterungseinrichtung erstellt werde, die überdacht sei und auch zulasse, 

dass alle Pferde ungestört von ihren Artgenossen fressen könnten (Realität). Der Chef VetA schliesst: 

„Nachdem die Bewilligung auf Grund von Plänen erfolgt und insbesondere die Zweckmässigkeit der 

Fütterungseinrichtung nicht daraus hervorgeht, ist eine Bauabnahme unerlässlich. (Planung) Eine vor-

gängige Besprechung des Vorgehens mit dem Veterinäramt zum Bau wird empfohlen.“  

 

Wiederholt wechselt die Darstellung des Chefs VetA zwischen einer Beschreibung des Ist-

Zustandes und der Prüfung der planerischen Angaben. Die damit erfolgte Erhöhung des Pfer-

debestandes schuf zusätzliche Probleme auf dem Betrieb. Mit dieser hybriden Darstellung 

(Planung und Realität) vergab sich das VetA die Gelegenheit, mit klaren Worten darauf hinzu-

weisen, dass die Umnutzung nicht bloss nicht zu bewilligen sei, sondern rückgängig gemacht 

werden müsse. Die unbewilligte Umnutzung wurde nie rückgängig gemacht.  

Das ARP stellte sich auf den Standpunkt, dass die Gemeinde die rechtskräftige Baubewilligung 

von 2003 und die damals bewilligte Nutzung hätte durchsetzen müssen. Der Entscheid der 

nichtbewilligten Umnutzung wurde U.K. durch die Gemeinde eröffnet. Diese wies darauf hin, 

dass der Dachstockausbau bewilligt werde; hingegen die Umnutzung von der Gemeinde nicht 

                                                             

13 Kursive Bemerkungen (Planung) (Realität) eingefügt durch die Kommission. 
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bewilligt14 werde. Die Gemeinde wies darauf hin, dass der rechtmässige Zustand bis zum 

28.02.2009 wiederherzustellen sei, sollte ein ergänztes Baugesuch nicht innert der gesetzten 

Frist eintreffen, und drohte für den Fall der Nichtbefolgung die Ersatzvornahme an. D.h., die 

Anzahl der gehaltenen Tiere hätte auf den gemäss Bewilligung vom 17.02. 2004 zulässigen 

Stand (resp. die damals bewilligte Grösse und Nutzung) reduziert werden müssen. Danach 

fehlte ihr nicht zuletzt auch aufgrund der Erlebnisse mit U.K. und auch durch Rückmeldungen 

der Kapo die Durchsetzungskraft, um die Ersatzvornahme vorzunehmen. Das DBU hatte in sei-

nem Rekursentscheid 2009 zwar auf die illegale Umnutzung hingewiesen, die Gemeinde ge-

mäss den Akten, die der Kommission zur Verfügung standen, aber nie in seiner Funktion als 

Aufsichtsbehörde aufgefordert, die Umnutzung rückgängig zu machen. Auf diese Weise wurde 

U.K. in seinem Handeln gestärkt, und die Behörden schwächten sich selber. 

Das seit 2007 laufende Bewilligungsverfahren für die Umnutzung dauerte bis in den Herbst 

2012, und aufsichtsrechtlich schritt das zuständige Departement wie erwähnt nicht ein. Das 

ARE hielt in seiner Stellungnahme von Ende September 2018 fest, der Bericht zeige, wie ohn-

mächtig und ratlos die Ämter und Fachstellen bei der Durchsetzung ihrer Entscheide in der 

Praxis seien, wenn sie einem gewaltbereiten und unwilligen Bauherrn, Grundeigentümer, Tier-

halter oder einfach nur Menschen gegenüberstehen. Er zeige auch, dass die Gemeindebehör-

den bei der Durchsetzung von Entscheiden im Rahmen ihrer baupolizeilichen Aufgaben an ihre 

Grenzen stossen. Hier drängt sich seitens der Kommission der Hinweis auf, dass die Gemeinde 

Keine nicht bewilligte Umnutzung dulden darf und die zuständige Aufsicht hätte handeln kön-

nen und müssen. Aus welchen Gründen dies nicht geschehen ist, obwohl alle involvierten Äm-

ter und Departemente gewusst haben, dass diese Umnutzung längst Realität geworden war, 

muss offenbleiben. Die Behörden des Kantons Thurgau tolerierten einen ihnen bekannten ille-

galen Zustand. 

 

5.2.3. Erkenntnis 

Um solche Situationen künftig zu verhindern und solchen Rechtsverfahren und „planlosen“ 

Baueingaben vorzubeugen, empfiehlt die Kommission, dass im Baubewilligungsverfahren bei 

grösseren Bauvorhaben ein Betriebskonzept einzufordern ist, das von den zuständigen land-

wirtschaftlichen und veterinäramtlichen Stellen beurteilt werden muss. Dieses Konzept erfor-

dert vom Betriebsleiter, dass er die bisherige und künftige Entwicklung sowie Stärken und 

Schwächen seines Betriebes aufzeigt. Damit kann nicht nur der Tier- und Gewässerschutz ge-

stärkt, sondern auch die eigene wirtschaftliche Situation abgeschätzt und verbessert werden; 

das Resultat kann aber auch sein, dass sich das Projekt als nicht wirtschaftlich betreibbar her-

ausstellt. Mit den Stellungnahmen von LA und VetA schafft man Klarheit in den wichtigen Be-

reichen Wirtschaftlichkeit, Tierschutz und Gewässerschutz. Mit einem solchen Vorgehen steht 

schliesslich auch das Baubewilligungsverfahren auf einem besseren und nachvollziehbaren 

Fundament.  

In seiner Stellungnahme vom September 2018 wendet das ARE hinsichtlich dieser Empfehlung 

ein, dass die Umnutzung im vorliegenden Fall u.a. deshalb verweigert worden sei, weil der Ge-

                                                             

14 Unterstreichung im Original.  
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suchsteller die nachgeforderten Unterlagen (darunter auch ein Betriebskonzept) nie nachge-

reicht habe. Die Untersuchungskommission hält dazu fest, dass das Nichteinreichen der ent-

sprechenden Unterlagen folgerichtig zu einer Ablehnung des Gesuchs und ggf. zur Wiederher-

stellung des rechtmässigen Zustands vor Ort hätte führen müssen.  

Im vorliegenden Fall bedeutet dies: Eine Ablehnung der Bewilligung war sachgerecht und not-

wendig gewesen. Doch die Gemeinde war angesichts der auch vom ARE eingangs erwähnten 

Umstände nicht in der Lage, die seit Jahren andauernde Nutzung des Gebäudes als Pferdestall 

rückgängig zu machen. Gerade deshalb gibt es eine entsprechende Aufsicht in diesem Bereich, 

und diese hätte tätig werden müssen.  

Zu empfehlen ist zudem auch, dass die Gemeinde ein Exemplar ihres Entscheides dem ARE zu-

stellt. Bei den Akten fand sich kein Exemplar der Verfügung der Gemeinde betr. Nichtbewilli-

gung der Umnutzung und der Androhung der Ersatzvornahme. Ohne die Verfügung der Ge-

meinde kann das zuständige Amt gar keine Überprüfung machen, ob eine Anzeige an die Auf-

sicht oder zumindest ein Monitoring der künftigen Entwicklung nötig ist.  

Die Empfehlung hat somit zwei Adressaten: Die Gemeinde hat zwingend ein Exemplar des 

Baubewilligungsentscheids dem ARE zuzustellen, und dieses hat den Entscheid zu überprüfen 

und in seinen Akten abzulegen.  

 

5.3. Amt für Umwelt  

5.3.1. Zuständigkeit  

Das AfU ist mit Bezug zum Fall namentlich im landwirtschaftlichen Gewässerschutz involviert, 

aber auch im Zusammenhang mit Baubewilligungen (Beurteilung von Geruchs- oder andere 

Emissionen).  

 

5.3.2. Wichtige Ereignisse 

Der Betrieb in Hefenhofen machte bereits im Dezember 1994 im Zusammenhang mit einer 

Gewässerverschmutzung von sich reden. Die Feuerwehr Hefenhofen wurde infolge Jauchezu-

fluss in den Brüschwilerbach aufgeboten. Aufgrund der Anzeige wurde der aufgebrachte U.K. 

gegenüber einer Person handgreiflich. Die anwesende Polizei rapportierte diesen Zwischenfall. 

Das Ausbringen von zugeführter Schweinegülle auf dem Betrieb (2001), die Lagerung von Mist 

auf unbefestigtem Boden über mehr als drei Monate (2003), weitere Feststellungen des AfU 

zum baulichen Gewässerschutz bei einer Kontrolle 2005 und das Nichteinhalten einer Frist für 

die notwendige Sanierung waren Themen, die das Amt beschäftigten.  

Das AfU verfügte 2005 die Sanierung der Liegenschaftsentwässerung, weil Kot und Urin der 

Tiere via Schlitze und Löcher in den Schachtdeckeln zu Gewässerverschmutzungen führten. Es 

setzte die angeordneten Massnahmen aber nicht durch, obwohl Beschwerden gegen diese die 

aufschiebende Wirkung entzogen worden war.  

Schon in dieser Zeitperiode mussten die Mitarbeiter namentlich des VetA und des AfU mit Be-

schimpfungen, aber auch mit Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte rechnen. 
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Exemplarisch ist ein Vorfall, den ein Mitarbeiter des AfU erlebt hatte: „Wutentbrannt rannte 

U.K. Richtung Scheune und schrie ‚du verdammte Dreckchäib, i schloh die abä, i bring di um‘“, 

nachdem er vorher schon einen schweren Holzpilz auf ihn geworfen hatte. Dabei hielt er einen 

Metallschaber mit einer scharfen Kante in die Luft und schrie: „jetzt isch fertig, i schloh die 

abä.“ Nur mit gezogener Dienstwaffe und einem Pfefferspray hätten zwei Polizisten Schlimme-

res verhindern können. Grund für den Wutausbruch von U.K. war eine Bemerkung des AfU-

Mitarbeiters auf eine Äusserung eines Kindes von U.K. hin. 

Weil U.K. die Verbesserung der Liegenschaftsentwässerung immer noch nicht umgesetzt hatte, 

verfügte das AfU 2008 eine Ersatzvornahme. U.K. führte die Massnahmen in letzter Minute 

durch eine Baufirma selber durch, wobei gemäss AfU nicht alles korrekt, insgesamt aber akzep-

tabel ausgeführt wurde. Auch der Liegenschaftsentwässerungsplan wies Fehler auf. 

Bei einer angemeldeten Nachkontrolle des baulichen Gewässerschutzes 2009 wurde die An-

wesenheit der Frau Gemeindeammann von Hefenhofen von U.K. mit Androhung der Eskalation 

wegbedungen. Sie verzichtete trotz Präsenz der Kapo darauf, an der Kontrolle teilzunehmen.  

Auch weitere Kontrollen im Jahr 2011 und eine Gewässerschutzkontrolle 2013 folgten. U.K. be-

fand sich zu diesem Zeitpunkt in Halbgefangenschaft und wurde von der Polizei direkt von der 

Haftanstalt abgeholt, verweigerte sich aber der Aufforderung mitzukommen und blieb dem 

Beginn der Kontrolle fern. Seine erneut ausgesprochenen Drohungen lösten bei der kantona-

len Verwaltung Alarm aus, die Eingangstüren des Verwaltungsgebäudes wurden sofort ge-

schlossen. U.K. tauchte später während der Kontrolle auf dem Betrieb auf und gewährte den 

Behörden Zugang zu sämtlichen relevanten Einrichtungen. Das AfU erstellte erneut eine Män-

gelliste zu den Verstössen gegen das Gewässerschutzgesetz. Auch ein Entscheid mit Bezug zu 

den Entscheiden aus den Jahren 2005 und 2011 zeigte, wie schwer sich das Amt tat, die von 

U.K. nicht eingehaltenen Vorschriften des Gewässerschutzgesetzes durchzusetzen.  

 

5.3.3. Erkenntnis 

Im Sommer 2015 erläuterte die Vertretung des AfU in der AGUK eine Idee, die die Situation 

hätte beeinflussen können: „Zwecks Lösung des Entwässerungsproblems könnte das AfU auch 

eine Reduktion des Tierbestandes auf dem Betrieb von U.K. prüfen, wenn andere Massnahmen 

nichts nützen oder nicht umgesetzt werden (Verhältnismässigkeit).“ Das zeigt aus Sicht der Un-

tersuchungskommission exemplarisch, dass ein Zusammenspiel der verschiedenen Amtsstel-

len, die auf dem Betrieb von U.K. tätig waren, zusätzliche Hebelwirkung hätte entfalten kön-

nen. Wenn die bestehenden Kapazitäten auf dem Betrieb das Güllevolumen nicht fassen konn-

ten, wäre die Reduktion des Tierbestandes unumgänglich gewesen. Die Abklärungen des AfU 

zeigten klar, dass auf dem Hof zu wenig Volumen für die Lagerung von Gülle vorhanden war. 

Diesen Hebel hätte man in Zusammenarbeit zwischen VetA und AfU einsetzen und etwas be-

wirken können.  

Deshalb teilt die Untersuchungskommission die folgende Auffassung nicht, die ihr gegenüber 

abgegeben wurde: „Unsere Belange hatten im Vergleich zu denjenigen des VetA geringe Be-

deutung. Es wäre völlig unverhältnismässig, wegen zu wenig Güllegrubenvolumen (Defizit war 

nicht gross) eine grosse Geschichte zu starten, während die Tierschutzprobleme weiterhin be-

stehen bleiben. Die Ausläufe waren bezüglich Entwässerung in schlechtem Zustand. Die Prob-
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lematik bestand aber in erster Linie in den viel zu vielen Tieren auf dem Hof.“ Genau das hätten 

das VetA und das AfU mit der beschriebenen Hebelwirkung zusammen nutzen können, mit ei-

nem dreifachen Mehrwert: für den Betrieb, für die Ziele des Tierschutzes (VetA) und die des 

Gewässerschutzes (AfU).  

Das AfU führt in seiner Stellungnahme vom 28. September 2018 aus, dass grundsätzlich die 

Möglichkeit bestehe, aufgrund eines zu geringen Güllelagervolumens die Anzahl Tiere zu redu-

zieren. Das gelte aber nur für die Tiere, die Gülle produzieren, also Rindvieh und Schweine. Es 

hätte laut AfU nur die Möglichkeit gegeben, ein paar Kühe vom Hof zu entfernen. Zudem wäre 

die Durchsetzung sehr schwierig gewesen, da U.K. jederzeit kurzfristig weitere Volumen hätte 

zumieten können. Das Problem der vielen Tiere habe sich in der AGUK klar auf die Pferde be-

zogen. Diese produzierten Festmist und würden bei der Berechnung des Güllelagervolumens 

eine untergeordnete Rolle von wenigen Prozenten spielen. Für die Reduktion der Pferdezahl 

seien aus Sicht des Gewässerschutzes einzig die übernutzten und deshalb oft matschigen Aus-

läufe zur Diskussion gestanden. Da der Hof im „übrigen Bereich“ liege (kein Schutzgut betrof-

fen), wäre die Grundlage für die Massnahme (Wegnahme der Tiere) nach Meinung des AfU 

sehr schwach gewesen. Zudem hätten auch die Ausläufe kurzfristig mit Holzschnitzel aufgefüllt 

oder mit weniger Pferden belegt werden können. 

Gerade mit der letzten Bemerkung weist das AfU aus Sicht der Untersuchungskommission da-

rauf hin, dass die morastigen Pferdeausläufe eine Problematik darstellten und auch Auswir-

kungen auf den Gewässerschutz hatten. Das gleiche gilt auch für die Abwässer aus den Mist-

stöcken, die während Jahren ein Thema waren und das AfU umgetrieben haben. Nicht die 

Tierart, sondern die Menge an Tieren war ausschlaggebend für das Gewässerschutzproblem 

und hätte griffige Massnahmen auslösen sollen. Wäre die faktische Umnutzung des Pferde-

stalls gestoppt und die 2003 bewilligte Nutzung für 22 Mutterkühe und 22 Pferde wieder 

durchgesetzt worden, hätte es wesentlich weniger Probleme (inklusive Folgeproblemen für 

andere Bereiche) gegeben.   

Schliesslich sei auf das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer 

vom 24. Januar 1991 hingewiesen. Es hält fest, dass Kanton und Gemeinden beim Vollzug zu-

sammenarbeiten.  

 

5.4. Weitere Ämter 

Die Kommission stellte sich auch bezüglich der nachfolgenden Ämter die Frage, ob es weitere 

Steuerungs-Instrumente gegeben hätte, die zu einer Lösung der schwierigen Situation auf dem 

betreffenden Betrieb allenfalls etwas hätten beitragen zu können.  

 

5.4.1. Steuerverwaltung 

Auf die Bemerkung der Kommission, dass die Steuerbehörden offenbar nie hinterfragt hätten, 

ob das deklarierte Einkommen und das Vermögen von U.K. tatsächlich der Realität entsprä-

chen, hält die Steuerverwaltung in ihrer Stellungnahme vom 13. September 2018 fest, U.K. ha-

be zum letzten Mal für die Steuerperiode 2011 eine Steuererklärung eingereicht. Seither seien 

die Veranlagungen nach pflichtgemässem Ermessen vorgenommen worden. Wenn, so die 
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Steuerverwaltung weiter, seit Jahren kein Einkommen oder Vermögen deklariert werde, könne 

die Steuerbehörde nicht hinterfragen, ob dies tatsächlich der Realität entspreche. Gemäss § 

154 des Steuergesetzes stelle die Veranlagungsbehörde zusammen mit dem Steuerpflichtigen 

die für eine vollständige und richtige Besteuerung massgebenden tatsächlichen Verhältnisse 

fest. Erfülle der Steuerpflichtige seine Verfahrenspflichten nicht, erfolge die Veranlagung nach 

pflichtgemässem Ermessen der Veranlagungsbehörde. Diese berücksichtige dabei Erfahrungs-

zahlen, Vermögensentwicklung und Lebensaufwand des Steuerpflichtigen.  

Das steht im Widerspruch zur einleitenden Bemerkung der Steuerverwaltung, dass die Steuer-

behörden nicht hinterfragen könnten, ob es tatsächlich der Realität entspreche, wenn seit Jah-

ren kein Einkommen oder Vermögen deklariert werde. In der Praxis nimmt - wie auch im Steu-

ergesetz TG beschrieben - die Steuerbehörde eine Einschätzung nach pflichtgemässem Ermes-

sen vor. Aufgrund der regen Handelstätigkeit und des stetig gestiegenen Tierbestandes, der 

Milchproduktion, der zunehmenden Sömmerungs- und Zuchtbeiträge und anderer Einnahmen 

ist die Kommission der Auffassung, dass durchaus Möglichkeiten bestanden hätten, um die 

Steuersituation von U.K. einschätzen zu können:  

- mit einer Steuerverfügung, welche die Beträge der auf Basis der notwendigen Abklärungen 

erfolgten Ermessenseinschätzung erhöht hätte; Das hätte bedeutet, dass U.K. in einer Ein-

sprache die Gründe für seine Ablehnung einer höheren Einschätzung hätte nennen und mit 

Unterlagen dokumentieren müssen; 

- mit dem Kontakt zum LA betr. Direktzahlungen und mit dem Gesuch an das LA, betreffend 

Tierhandelstätigkeit Einsicht in die TVD zu erhalten;  

- mit der Einsicht in die Finanzbücher seines Betriebs sowie Abklärungen aufgrund der TVD 

und anderer Informationen, mit wem U.K. in welchem Rhythmus Tierhandel betrieben hat. 

Die von der Steuerverwaltung in ihrer Stellungnahme erwähnten Verlustvorträge aus früheren 

Jahren wären bei diesen Abklärungen natürlich entsprechend zu berücksichtigen gewesen.  

 

5.4.2. Finanzverwaltung  

Die Finanzverwaltung hält in ihrer Stellungnahme vom 17. September 2018 fest, das Inkasso-

verfahren sei standardisiert und erfolge unabhängig vom jeweiligen Schuldner. Die erste Mah-

nung erfolge 60 Tage nach Rechnungsstellung, die zweite Mahnung werde 90 Tage nach Rech-

nungsstellung an den Kunden versandt. Danach erhalte das rechnungsstellende Amt von der 

Finanzverwaltung eine Betreibungsbestätigung, mit der die Betreibung eingeleitet werden 

könne. Exemplarisch legte die Finanzverwaltung zwei Bestätigungen des VetA vor, bei wel-

chem dieses einen Mahn-, bzw. einen Betreibungsstopp veranlasst habe. Für den Untersu-

chungszeitraum ist der Betreibungsstopp des VetA vom 4. Mai 2015 von Interesse, mit dem 

das VetA darauf hingewiesen hatte, wegen eines Rekurses sei ein Mahnstopp einzulegen.  

 

5.4.3. Konkurs- und Betreibungsinspektorat  

Gemäss seiner Stellungnahme vom 23. September 2018 sind die vom Betreibungsamt verlang-

ten hohen Kostenvorschüsse für die Pfändung von Tieren damit begründet, dass Fahrnisver-
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wertungen hohe Kosten verursachen würden, die kaum gedeckt werden könnten. 2004 habe 

ein Betreibungsamt fünf wertvolle Araber-Zuchtpferde eines anderen Tierhalters verwertet, 

mit Kostenvorschüssen, und der Erlös der Steigerung habe 130 Franken pro Tier betragen.  

Ausgeführt wird weiter: „Hätte das Betreibungsamt die Pferde von U.K. gepfändet, stellte Herr 

U.K. in Aussicht, dass er sich ab sofort nicht mehr um die Tiere kümmern werde, was eine sofor-

tige Fremdplatzierung notwendig gemacht hätte.“  

Abklärungen betreffend Fremdplatzierung der Pferde, Abtransport und Verwertungsmöglich-

keiten (Bauer, Metzger und Privatpersonen) hätten ergeben, dass hohe Verwaltungs- und 

Verwertungskosten zu erwarten gewesen wären, die für Gläubiger keinen Erlös abgeworfen 

hätten. Deshalb sei bei Gläubigeranfragen - die es offenbar gegeben hat - auf die erwähnten 

Umstände hingewiesen worden, was von der Gläubigerschaft so akzeptiert worden sei.  

Die Untersuchungskommission hält an ihrer Auffassung fest, dass mit etwas Aufwand und in 

Absprache mit dem VetA ein Hebel bestanden hätte, um entsprechende Wirkung zu erzielen, 

dass der Pferdebestand nicht immer weitergewachsen wäre. 

 

5.4.4. Amt für Justizvollzug  

Das Amt für Justizvollzug war immer wieder bereit, den Antritt von schon länger fälligen Frei-

heitsstrafen zu verschieben. In den Polizeijournalen finden sich wiederholt ausgesprochene 

Aufgebote zum Haftantritt, denen U.K. nicht gefolgt war. Allerdings ist festzuhalten, dass ge-

mäss den zur Verfügung stehenden Akten U.K. alle Freiheitsstrafen verbüsst hat. Zudem unter-

scheidet sich die Praxis im Kanton Thurgau im Zusammenhang mit dem - auch mehrmaligen - 

Aufschub des Strafantritts nicht wesentlich vom Vorgehen anderer Deutschschweizer Kantone.      

 

5.5. Erkenntnis 

Bei einem Tierhaltungsbetrieb verfügt nicht allein das direkt für den Tierschutz zuständige Amt 

über Entscheid- und Steuerungsmöglichkeiten. Andere Amtsstellen waren bezüglich Direktzah-

lungen (LA), Gewässerschutz (AfU), Bau- und Ausnahmegenehmigungen (ARP/ARE), Steuern 

(Steueramt) und Sicherheit (Kapo) involviert. Auch sie scheiterten an der Durchsetzung von 

Massnahmen auf dem Betrieb von U.K. (Umnutzungen ohne Bewilligung, mangelhafter land-

wirtschaftlicher Gewässerschutz, erschwerte Durchführung von Kontrollen), sahen sich aber 

nicht in der Hauptverantwortung.  

Im Bereich Direktzahlungen ergriffen das DIV und das LA ab 2008 die Initiative, indem in Ab-

sprache mit dem VetA der Fokus noch stärker auf das Verhältnis Kontrollergebnisse - Direkt-

zahlungen gerichtet wurde.  

Das AfU machte ebenfalls Kontrollen und verfügte Massnahmen, deren Umsetzung jedoch 

schwierig war und sich teils über Jahre hinzog. Das ARE und das DBU nahmen ihre Aufsicht bei 

der Umnutzung eines Mutterkuh- und Pferdestalls zu einem Pferdeaufzuchtstall nicht wahr. Al-

le involvierten Ämter hatten die Umnutzung zwar in ihren Stellungnahmen abgelehnt und die 

Gemeinde hatte angeordnet, dass die Umnutzung rückgängig zu machen sei und – für den Fall, 

dass dies nicht geschieht – die Zwangsdurchsetzung angedroht. Dies erfolgte aber nie. Mögli-
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che Hebelwirkungen wurden auf diese Weise nicht genutzt, so dass die Tierschutzproblematik, 

welche in der Öffentlichkeit am emotionalsten wirkt, im Fokus blieb.  

Als Fazit zeigt sich, dass die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Behörden nicht op-

timal und koordiniert abgelaufen ist, obwohl es immer wieder Ansätze dazu gab. Die Zuständi-

gen blieben immer wieder im eigenen (Amts-)Bereich und nutzten gemeinsame oder Hand in 

Hand laufende Steuerungsmöglichkeiten kaum gezielt. Ein Beispiel: Wenn das Güllelagervolu-

men nicht ausreicht, ist das zwar ein Problem des landwirtschaftlichen Gewässerschutzes, aber 

mit einer Reduktion des Tierbestandes hätte es gelöst werden können, wenn mildere Mass-

nahmen nicht zum Ziel führten. Auch die Tolerierung einer nie bewilligten Umnutzung durch 

die Behörden führte dazu, dass auf dem Betrieb zusätzliche Kapazitäten geschaffen wurden, 

die wiederum zu Problemen in der Tierhaltung führten. Dazu kommt die für das Funktionieren 

eines Gemeinwesens fatale Botschaft, dass jemand, ohne je eine Bewilligung von den Behör-

den bekommen zu haben, ein Gebäude umnutzen kann.    

 

5.6. Exkurs zum Amtsgeheimnis 

Die Untersuchungskommission hat bei den Befragungen mehrmals festgestellt, dass die Frage, 

ob andere Behörden, die mit der gleichen Person oder der gleichen Angelegenheit befasst 

sind, informiert werden dürfen, unklar geblieben ist. Das hatte zwei Auswirkungen: Zum einen 

besteht bei einem Teil der befragten Personen die Unsicherheit, ob bei der Zusammenarbeit 

von zwei Behörden eine Information der anderen Behörde oder eine gegenseitige Information 

zulässig ist. Zum anderen wurde von befragten Personen mit dem Verweis auf das Amtsge-

heimnis die gegenseitige Information als eines der Probleme für die Zusammenarbeit bezeich-

net oder als Argument benutzt, dass eine solche nicht oder nur schwer möglich ist. 

Deshalb erfolgt hierzu ein kurzer Exkurs: Gemäss § 12a VRG sind die Verwaltungsbehörden des 

Kantons und der Gemeinden zu gegenseitiger Amtshilfe verpflichtet, soweit nichts Anderes be-

stimmt ist. Der Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Thurgau hält in N 

2 zu § 1 fest, Verwaltung sei all jene Staatstätigkeit, die nicht in Rechtssetzung und nicht im 

Entscheid über Rechtsstreitigkeiten oder Strafen bestehe.  

Als Amtshilfe wird die verfahrensrechtlich nicht geregelte Hilfeleistung im Rahmen des erstin-

stanzlichen, nicht-streitigen Verwaltungsverfahren bezeichnet (Kommentar VRG, N 1 zu § 12a). 

Diese Bestimmung zielt insbesondere auf den Austausch von zur Erfüllung ihrer Aufgaben be-

nötigten Informationen zwischen den Behörden ab (Kommentar VRG zu §12a, N 4). Die Amts-

hilfepflicht umfasst gemäss N 4 des Kommentars VRG die Herausgabe von Akten, die Erstat-

tung von Amtsberichten und die Erteilung von Auskünften, soweit diese zur Klärung des Sach-

verhaltes notwendig ist. Die auskunftserteilende Behörde ist nach Massgabe von § 8 Daten-

schutzgesetz berechtigt und verpflichtet, der ersuchenden Behörde die gewünschte Auskunft 

zu erteilen; das Amtsgeheimnis wird dadurch nicht verletzt. § 68 des Polizeigesetzes sieht vor, 

dass die Kapo Personendaten an andere Polizeistellen und Dritte weiterleiten kann, wenn dies 
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gesetzlich vorgesehen ist, für die Erfüllung der jeweiligen öffentlichen Aufgaben ist oder für 

den Schutz der Empfängerinnen und Empfänger notwendig ist. 15    

Ein konkretes Beispiel kann das Ansuchen des VetA oder des DIV an die Polizei sein, Angaben 

über die Einschätzung der möglichen Gefährlichkeit einer bestimmten Person zu erhalten (sie-

he dazu auch Kapitel 6.1). 

Der Datenschutzbeauftragte hat im Jahr 2017 in einem anderen Fall die Frage des Datenaus-

tauschs aus datenschutzrechtlicher Sicht erläutert. Bezüglich der strafrechtlichen Bestimmun-

gen der Amtsgeheimnisverletzung verweist er auf den StGB-Kommentar von Trechsel/Pieth: 

Der Tatbestand der Amtsgeheimnisverletzung ist nicht erfüllt bei der Orientierung von Perso-

nen, die sich kraft ihrer Stellung als Beamte oder Behördenmitglieder auf dem Dienst-, 

Rechtsmittel- oder Rechtshilfeweg ebenfalls mit der Aufgabe befassen. Ebenfalls ist der Tatbe-

stand nicht erfüllt, wenn eine Behörde die Erfüllung der Aufgaben des Geheimnisträgers be-

aufsichtigen muss.  

  

                                                             

15 Offen kann bleiben, ob § 12a VRG das gleiche meint wie Ziffer 1, und inwieweit Ziffer 2 weiter geht als Art. 12a 

VRG, da gemäss VRG-Kommentar nur die Klärung des Sachverhaltes erwähnt wird, der wohl weniger weit geht als 

die Erfüllung der jeweiligen öffentlichen Aufgaben; es ist davon auszugehen, dass die Erfüllung der jeweils 

öffentlichen Aufgaben massgeblich ist, da es sonst von Formulierungen in der Sachverhaltsdarstellung abhängig 

wäre, ob Informationen zulässig sind. 
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6. ZUSAMMENARBEIT UND STRATEGIE 

6.1. Zusammenarbeit und Strategie zwischen DIV-VetA und DJS-Polizei-StA 

Die Zuständigkeiten zwischen den Ämtern der kantonalen Verwaltung ergeben sich aus ihren 

in der Gesetzgebung des Bundes und des Kantons festgehaltenen Aufgaben. Unklare Zustän-

digkeiten hat es auf der formellen Ebene nicht gegeben. Hingegen gab es unterschiedliche Auf-

fassungen über den Geltungsbereich der Zuständigkeit und des Rollenverständnisses, nament-

lich zwischen dem VetA und der Kapo. Ursache war, dass die Polizei und das VetA den Begriff 

der Vollzugshilfe gemäss Art. 24 TSchG unterschiedlich interpretierten.  

Art. 24 Abs. 1 des eidgenössischen Tierschutzgesetzes unter dem Titel „Behördliches Einschrei-

ten“ lautet: „Wird festgestellt, dass Tiere vernachlässigt oder unter völlig ungeeigneten Bedin-

gungen gehalten werden, so schreitet die zuständige Behörde unverzüglich ein. Sie kann die 

Tiere vorsorglich beschlagnahmen und auf Kosten der Halterin oder des Halters an einem ge-

eigneten Ort unterbringen; wenn nötig lässt sie die Tiere verkaufen oder töten. Sie kann dafür 

die Hilfe der Polizeiorgane in Anspruch nehmen.“ 

Das VetA, das angeordnete Massnahmen durchsetzen muss, las aus dieser Vorschrift die Un-

terstützung der Polizei bei der Durchsetzung heraus. Die Kapo hingegen stellte sich auf den 

Standpunkt, sie sei zuständig für den Schutz und die Sicherheit der Mitarbeitenden des VetA, 

der Kontrollstellen und anderer Funktionäre (sowie von U.K.). Bei Kontrollen auf dem Betrieb 

von U.K. sei sie im Rahmen der Gefahrenabwehr und nur in Ausnahmen auch als Organ der 

Strafrechtspflege aktiv gewesen. Diese Interpretation der Kapo engt den Gesetzeswortlaut 

(„Hilfe der Polizeiorgane“) ein. Wenn das VetA bspw. entscheidet, ein verletztes Tier sicherzu-

stellen, wird diese Sicherstellung von der Polizei ausgeführt.  

Um die Problematik zu ergründen, ist ein kurzer Exkurs zum Zusammenspiel VetA-Kapo nötig.  

 

6.1.1. Zusammenspiel VetA - Kapo 

6.1.1.1. Hilfe der Polizeiorgane 

Massgeblich für das Zusammenspiel ist die bereits eingangs erwähnte Bestimmung in Art. 24 

Abs. 1 TSchG, wonach das VetA beim Einschreiten die Hilfe der Polizeiorgane in Anspruch 

nehmen kann. Verankert ist diese Hilfe überdies in § 11 Abs. 1 des Polizeigesetzes des Kantons 

Thurgau. Demnach unterstützt die Polizei die Behörden bei der Durchsetzung der Rechtsord-

nung, soweit die polizeiliche Mitwirkung gesetzlich vorgesehen ist. Dies ist vorliegend der Fall: 

Nachdem im Tierschutzgesetz vorgesehen ist, dass die zuständige Behörde die Polizei in An-

spruch nehmen kann, hat die Polizei diese bei der Durchsetzung der Rechtsordnung zu unter-

stützen.  

Die Hilfe der Polizeiorgane ist insbesondere dann notwendig, wenn mit Widerstand seitens der 

tierhaltenden Person gerechnet werden muss. Die Verwaltungsbehörde ist nicht befugt, selber 

Zwangsmittel wie etwa körperliche Gewalt anzuwenden oder die Mittel der Fesselung, Reiz-

stoffe oder Waffen einzusetzen. Die speziell hierfür ausgebildete Polizei übernimmt diese Auf-

gabe im Bedarfsfall gemäss den Grundsätzen der Verhältnismässigkeit für sie.   
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Relevant sind in diesem Bereich auch die Bestimmungen zur Amtshilfe (siehe auch Kapitel 5.6). 

6.1.1.2. Aufgaben der Kantonspolizei: Gefahrenabwehr und Gerichtspolizei 

Unabhängig von der konkreten Hilfestellung ist ein/e Angehörige/r der Kapo grundsätzlich für 

zwei Bereiche zuständig: Gefahrenabwehr (inkl. Schutzaufgaben) und Gerichtspolizei.  

Im Rahmen der Gefahrenabwehr ergreift die Kapo Massnahmen, um unmittelbar drohende 

Gefahren für die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit für Mensch, Tiere, Sachen und 

Umwelt abzuwehren und eingetretene Störungen zu beseitigen. Die Kompetenzen, Rechte und 

Pflichten im Rahmen der Gefahrenabwehr sind im kantonalen Polizeigesetz geregelt, die er-

wähnten namentlich in Artikel 11.  

Betrifft die polizeiliche Tätigkeit hingegen die Strafverfolgung, so ist die schweizerische Straf-

prozessordnung (StPO) für die Arbeit der Kapo massgeblich. Gerichtspolizeiliche Kompetenzen 

haben nicht allein die Mitarbeitenden der Kriminalpolizei, sondern alle Angehörigen des Poli-

zeikorps, soweit sie Delikte rapportieren oder direkt Bussen aussprechen16. Artikel 12 StPO 

zählt deshalb ausdrücklich „die Polizei“ als Strafverfolgungsbehörde auf (neben der StA und ei-

ner allfälligen Übertretungsstrafbehörde, die es im Kanton Thurgau und auch in einer Reihe 

von anderen Kantonen nicht gibt). Gemäss Art. 15 Abs. 2, 1. Halbsatz StPO ermittelt die Polizei 

Straftaten aus eigenem Antrieb, auf Anzeige von Privaten und Behörden sowie im Auftrag der 

StA. 

Das Gesetz über die Zivil- und Strafrechtspflege (ZSRG) im Kanton Thurgau sieht überdies in Pa-

ragraph 40 differenzierte Anzeigepflichten vor: Schwerwiegende Straftaten müssen alle Behör-

den und Mitarbeitenden anzeigen, wenn sie ihnen im Amt bekannt werden17. Angehörige des 

Polizeikorps18 müssen demgegenüber alle Straftaten anzeigen.19  

Angewandt auf den vorliegenden Fall hat die mit dem Tierschutzvollzug betraute kantonale 

Veterinärbehörde die Aufgabe, Verstösse gegen die Tierschutzvorschriften zu beseitigen und 

einen gesetzeskonformen Zustand herzustellen. Insbesondere gilt es, die Würde und das 

Wohlergehen von Tieren zu schützen (Art. 1 TSchG). Parallel dazu sorgen die kantonalen Straf-

verfolgungsbehörden dafür, dass tierschutzrelevante begangene Straftaten einem ordentli-

chen Verfahren unterzogen und angemessen bestraft werden. Gemeinsam erfüllen diese Voll-

zugstätigkeiten nicht zuletzt eine wichtige generalpräventive Funktion. 

Verstösse gegen die Tierschutzgesetzgebung sind Offizialdelikte und damit von Amtes wegen 

zu verfolgen. Werden strafbare Verstösse gegen die Tierschutzvorschriften festgestellt, so er-

statten die für den Vollzug zuständigen Behörden Strafanzeige (Art. 24 Abs. 3 TSchG). Diese 

Pflicht gilt gleichermassen für das VetA und die Polizei. Veterinärbehörde, StA und Gerichte 

können sich bei Vorliegen bestimmter Umstände auf das Opportunitätsprinzip berufen, nicht 

aber die Polizei. Sie hat bei hinreichendem Verdacht stets und konsequent zu ermitteln und die 

notwendigen Massnahmen zu treffen, damit wichtige Spuren und Beweismittel rechtzeitig si-

chergestellt und die Strafverfolgung gewährleistet werden kann. 

                                                             

16 namentlich im Bereich der Verkehrspolizei 

17 Bei Kindsmisshandlungen ist statt der Anzeige die Benachrichtigung der zuständigen Fachstelle zulässig (Abs. 1) 
18 mit Ausnahme jener, die in der Fachstelle Häusliche Gewalt arbeiten 
19 Kindsmisshandlungen sind anzuzeigen oder der zuständigen Fachstelle zu melden. 
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Der Bericht der Kapo vom 23.11.2010 bezüglich eines Tierquälereifalls durch einen anderen 

Tierhalter endet mit den Worten: „Weil X.Y. [Name im Original ausgeschrieben] das Pferd 

schon seit einiger Zeit leiden lässt, droht ihm eine Anzeige wegen Verstoss gegen das Tier-

schutzgesetz. Die Entscheidung wegen einer allfälligen Verzeigung wird dem Veterinäramt 

überlassen.“ Wie erwähnt ist Tierquälerei jedoch ein Offizialdelikt und von der Polizei von Am-

tes wegen anzuzeigen. Weshalb sie das im konkreten Fall nicht gemacht ist, ist für die Untersu-

chungskommission nicht ersichtlich.  

Begleitet die Polizei eine vom VetA eingeleitete Tierschutzkontrolle, ist es prioritär Sache der 

Polizeifunktionäre, allfällige Straftaten festzustellen und zur Anzeige zu bringen sowie die nöti-

gen Beweise zu sammeln und den Strafverfolgungsbehörden entsprechend Bericht bzw. Anzei-

ge zu erstatten. Auch dies war immer wieder eine Quelle von Diskussionen und Auseinander-

setzungen, die während Jahren nicht bereinigt werden konnten und auch nie auf der Ebene 

der zuständigen Departementschefs besprochen und gelöst worden wären.  

Die Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs obliegt anschliessend der StA (Art. 16 Abs. 1 

StPO). Die Verfolgung von Tierquälereien nach Art. 26 TSchG fällt stets in ihren eigenen Ver-

antwortungsbereich, was die Untersuchung betrifft. In der Regel nimmt jedoch die Kapo im 

Sinne von Art. 306 StPO den Tatbestand auf, gestützt auf die Kontrollergebnisse und die fachli-

che Einschätzung des VetA. Die StA kann die Polizei gemäss Art. 308 StPO beauftragen, den 

Ermittlungsbericht zu noch offenen Fragestellungen zu ergänzen. Zudem kann sie gestützt auf 

Art. 312 StPO die Polizei mit konkret umrissenen Fragestellungen delegierte Einvernahmen von 

Beschuldigten durchführen.  

 

6.1.2. Neues Modell als Lösungsansatz 

Um die Zusammenarbeit und die Aufgaben künftig klar zu regeln und die Energie auf die ei-

gentliche Sachbearbeitung zu konzentrieren, schlägt die Untersuchungskommission vor, das 

folgende Modell, das sich im Kanton Bern bewährt, einzuführen:  

1) Bei der Kapo wird eine Fachstelle Tierdelikte mit mindestens 150 Stellenprozenten einge-

richtet. Die Mitarbeitenden dieser Fachstelle sind entsprechend aus- und weiterzubilden. 

Die Fachstelle ist, in Absprache mit der StA, zuständig für das Tierschutzstrafrecht im Kan-

ton und für die Bearbeitung von Meldungen von Tierärzten, und sie ist der Single Point of 

Contact für die Strafverfolgungsbehörden und für das VetA (Amtshilfe und Strafverfolgung).  

2) Die kantonale Tierschutzverordnung ist zu ergänzen mit folgenden Bestimmungen: „Die 

Kantonspolizei führt die nötigen Ermittlungen durch zur Aufklärung und Verfolgung von 

Verstössen gegen die Tierschutzgesetzgebung. Die Tätigkeit des Veterinäramts und der Kan-

tonspolizei sind so zu koordinieren, dass der Schutz der Tiere und optimale Voraussetzungen 

für die strafrechtlichen Ermittlungen gewährleistet sind.“ 

Der Ablauf der Amtshilfe wird sinnvollerweise wie folgt gestaltet: 
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Die Fachstelle Tierdelikte führt zudem im Nachgang zu Kontrollen Gespräche mit Tierhaltern 

mit dem Ziel, die Gewalt- und Eskalationsspirale zu brechen. Sie verwaltet polizeiinterne Hin-

weise zu allfälligen Tierhalteverboten, damit dies ein Polizist bei Personenkontrollen sehen 

kann. Und schliesslich nimmt die Fachstelle teilweise auch direkt Strafanzeigen wegen Gewalt 

und Drohung gegen Behörden und Beamte auf. 

Gemäss den Berner Erfahrungen ist die Mehrzahl der Tierhalter, mit denen sich die Fachstelle 

befasst, auch anderweitig einschlägig bekannt, so dass sich darunter auch mehrere sogenannte 

Gefährder befinden (im Nutz- und auch im Heimtierbereich).  

Da die Mitarbeiter des VetA keine Veterinärgrenadiere sind, die Prozesse der Polizei nicht ken-

nen und kaum bezüglich Sicherheit geschult sind, erfolgt im Voraus (wie heute schon im TG) 

eine Absprache vor der Kontrolle. Die Ansprache des Tierhalters erfolgt in der Regel durch die 

Polizei, und diese nimmt auch Einfluss während der Kontrolle, wenn es z.B. zu üblen Beschimp-

fungen durch den Tierhalter kommt. In Bern ist die Aufnahme von Straftatbeständen selbst-

verständlich, nach den Regeln der StPO und nicht mehr auf der Grundlage des Polizeigesetzes. 

Der Wechsel der Gesetzesgrundlage ist für die Polizei kein Problem, gibt es solche Situationen 

doch immer wieder.   

Ein solches Modell braucht mindestens zwei fachlich sehr gut ausgebildete Polizeibe-

amt/innen, mit Erfahrungen in Sicherheitspolizei und Kriminalpolizei. Das Modell führt auch zu 

einer Entlastung der Staatsanwaltschaft, da sie auf die Ermittlungsberichte der Fachstelle ab-

stellen kann und bei Fragen diese kontaktieren und ihr auch zusätzliche Ergänzungen der Er-

mittlungen in Auftrag geben kann. Sinnvollerweise wird diese Arbeit von einem dafür be-
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stimmten, tierschutzrechtlich ausgebildeten Staatsanwalt oder einer Staatsanwältin ausge-

führt; eine Stellvertretung muss sichergestellt sein.  

Die Kapo stellt sich in ihrer Stellungnahme vom 26. September 2018 auf den Standpunkt, für 

die fachliche Bearbeitung sei auch im Strafrechtsbereich das Fachamt, also das VetA, zustän-

dig, und es brauche entsprechende spezialisierte Polizeikräfte nicht. Die Untersuchungskom-

mission ist klar anderer Auffassung; gerade was die prozessualen und auch strafrechtlich rele-

vanten Fragen betrifft, braucht es entsprechende kriminalpolizeiliche Spezialisten im Polizei-

korps. Das gilt auch für die empfohlene Spezialisierung bei der Staatsanwaltschaft (siehe nach-

folgendes Kapitel und Empfehlungen, Kapitel 10).   

Das Verständnis der Untersuchungskommission lässt sich zusammengefasst wie folgt skizzie-

ren: Vor Ort leistet die Polizei Vollzugshilfe. In diesem Sinne ist sie für die Sicherheit aller an-

wesenden Menschen und Tiere zuständig. Sie unterstützt die Veterinärbehörde bei der Umset-

zung der verwaltungsrechtlichen Massnahmen und sorgt dafür, dass diese vollzogen werden 

können. Die Entscheidungsgewalt für die verwaltungsrechtlichen Massnahmen liegt dabei 

beim VetA. Werden die Veterinärbeamten vor Ort jedoch an der Umsetzung gehindert, sichert 

die Polizei die Situation und nimmt gegebenenfalls selber Vollzugshandlungen im Auftrag des 

VetA vor. Werden hierbei strafrechtlich relevante Sachverhalte festgestellt, muss die Polizei - 

weil Tierschutzdelikte Offizialdelikte sind - von sich aus tätig werden, Beweise sichern, gegebe-

nenfalls Ermittlungen einleiten und Strafanzeige zuhanden der Staatsanwaltschaft einreichen. 

Sie ist hierzu sogar verpflichtet, wenn das VetA eine Anzeige nicht für nötig hält. Das VetA ver-

fügt lediglich über einen geringen Spielraum im Bereich von Bagatellverstössen hinsichtlich der 

eigenen Strafanzeigepflicht. Der strafrechtliche Vollzug liegt allein in der Kompetenz der Poli-

zei. In Abhängigkeit von den konkreten Umständen ist es möglich, dass die Polizei für weitere 

Ermittlungshandlungen einen Durchsuchungsbefehl bei der Staatsanwaltschaft einfordern 

muss, weil der strafrechtliche Zugriff vom Zutrittsrecht des VetA nicht gedeckt ist. Die Polizei 

muss das Nebenstrafrecht kennen und anwenden können. Das ist der Auftrag des Gesetzge-

bers. Das Tierschutzstrafrecht ist ein Teil der Nebenstrafrechtsgesetzgebung wie das Strassen-

verkehrs- oder das Betäubungsmittelgesetz. In diesen beispielhaft aufgeführten Gebieten ver-

fügt die Polizei heute schon über die notwendigen Kenntnisse. Absprache und Koordination 

zwischen Polizei und VetA bilden die Voraussetzung für eine gute Zusammenarbeit vor Ort, 

insbesondere, da sich verwaltungs- und strafrechtliche Bereiche bei Tierschutzfällen sehr häu-

fig überschneiden und daher zu wechselnden Zuständigkeiten (unter Umständen sogar inkl. 

Einbezug der Staatsanwaltschaft) führen. 

Die Kapo Thurgau hat bereits verschiedene Fachstellen etabliert, beispielsweise für Waffen 

und Sprengstoffe oder für häusliche Gewalt. Eine Fachstelle Tierschutzdelikte drängt sich auf-

grund der Sensibilität des Themas, des zunehmenden Stellenwerts des Tierschutzes und der 

Komplexität hinsichtlich der benötigten Fachkompetenz geradezu auf und würde sich überdies 

gut in die bisherige Struktur einfügen. Die ablehnende Haltung der Kapo ist nicht nachvollzieh-

bar, zumal es andere grössere, landwirtschaftlich geprägte Kantone gibt, die damit sehr gute 

Erfahrungen gemacht haben.  
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6.1.3. Rolle der Staatsanwaltschaft 

Verschiedene Defizite zeigten sich in der Untersuchung auch im Bereich der Strafverfolgung. 

So kam es u.a. zu Nichtanhandnahmen in folgenden Fällen durch das damalige Bezirksamt:  

- U.K. schlägt einen Mitarbeiter des AfU, den er auf seinem Betrieb nicht dulden will, mit ei-

nem Besenstiel auf den Kopf; 

- keine tierschutzrelevanten Feststellungen trotz Anlieferung von vernachlässigten Tieren im 

Schlachthof; 

- Einstellungen eines Baudelikts von U.K. wegen Verjährung; 

- fehlendes Fachwissen (Anwendung einer BLV-Fachinfo statt der massgeblichen Verord-

nung); 

- keine Vorhalte zu wichtigen Anklagepunkten; 

- Einvernahme einer Geschädigten durch den Untersuchungsrichter; ihr im Rücken sass U.K.; 

- Einvernahme des bedrohten Chef VetA durch den Untersuchungsrichter mit der Bemer-

kung, warum er noch ein Schreiben von U.K. brauche, um zu wissen, dass er auf dem Hof 

nicht erwünscht sei; 

- der gleiche Untersuchungsrichter erachtete in diesem Fall trotz der Bedrohung des Chefs 

VetA durch U.K. mit einer Pistole Sofortmassnahmen nicht als notwendig, so dass es zu kei-

ner Beschlagnahmung der Waffe kam;  

Hinzu kamen: 

- keine Anschlussberufung der StA bei zu tiefem Strafmass (scharf gerügt vom Obergericht 

TG und vom Bundesgericht); 

- Empfehlung der StA TG an das VetA, nicht so viele Anzeigen einzureichen (wegen Arbeits-

last); 

Das Abstützen allein auf die aus der Fachsicht des VetA erstellten Unterlagen beruht auf einer 

Fehleinschätzung der unterschiedlichen Anforderungen. Gerade bei grossen Kontrollen und 

Aktionen kann das VetA nicht gleichzeitig für deren Durchführung verantwortlich sein und sie 

gleichzeitig detailliert dokumentieren. Dafür braucht es die Unterstützung entsprechend aus-

gebildeter Mitarbeiter der Kapo und - bei grösseren Aktionen - auch die eines Staatsanwalts, 

der die Anforderungen seiner Behörde an die zu erstellende Dokumentation kennt.   

Deshalb empfiehlt die Untersuchungskommission auch für die StA eine Spezialisierung. In ihrer 

Stellungnahme vom 24. September 2018 lehnt dies die Generalstaatsanwaltschaft u.a. mit der 

Begründung ab, dass es bei jeder regionalen StA bereits heute Staatsanwältinnen und Staats-

anwälte gebe, die sich in einzelnen Deliktsbereichen spezialisiert hätten. Die Untersuchungs-

kommission erachtet die von ihr empfohlene Spezialisierung jedoch als unumgänglich. 
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6.1.4. Ein konkreter Fall zum Zusammenspiel Amt, Gefahrenabwehr und Strafverfolgung 

Ein Fall zeigt das Spannungsfeld der Aufgaben zwischen VetA, Kapo und StA wie in einem 

Brennglas. Bei der Beschlagnahme eines verletzten Fohlens am 1.7.2015 spielte sich Folgendes 

ab: 

Die Bemühungen des ATA, U.K. zur Herausgabe des Tieres zu bewegen, fruchteten nichts. U.K. 

verweigerte die Annahme der Beschlagnahmungsverfügung des VetA, mit welcher der ATA das 

Fohlen sicherstellen wollte. Formal war sie jedoch zugestellt und damit durchsetzbar gewor-

den. Anders als von der Kapo in ihrer Stellungnahme vom 26.9.2018 dargestellt, scheiterte die 

Beschlagnahme nicht an den angeblich fehlenden Rechtskenntnissen des ATA. Das entspre-

chende Bundesgerichtsurteil hat keine Kritik daran geäussert. Einer allfälligen Beschwerde war 

zudem in der Beschlagnahmeverfügung die aufschiebende Wirkung entzogen worden. U.K. 

holte, ohne dass die Polizei ihn begleitet hätte, das Bolzenschussgerät, mit dem er anschlies-

send das Fohlen tötete. Mit dem Messer in der Hand, welches er zum Entbluten des Fohlens 

gebraucht hatte, stand U.K. vor dem ATA und erhob nach dessen Erinnerung Beschimpfungen 

gegen den Chef VetA. Er wisse schon, wie er diesen um die Ecke bringen könne, das werde er 

nicht selber machen, sondern fünf Rumänen 1000 Franken in die Hand drücken. Ausserdem 

sitze ihm das Messer relativ locker in der Hand.  

Die Polizei hatte U.K. nicht begleitet, als er zu Beginn das Bolzenschussgerät geholt hatte, und 

auch die Beschimpfungen mit dem Messer in der Hand sind im Journaleintrag der Polizei nicht 

erwähnt. Die Beschlagnahmung des Pferdes konnte nicht durchgesetzt werden, trotz der voll-

ziehbaren Verfügung. Ob es hier notwendig gewesen wäre, den Beschlagnahmebefehl für ein 

Tier nach dessen Tötung entsprechend zu ändern, kann offengelassen werden. Nur wenige Ju-

rist/innen hätten bei dieser aufgeheizten Situation auf Platz diese Rechtsfrage aus dem Steh-

greif beantworten können. Nach kurzer Besprechung mit den Kantonspolizisten erklärte sich 

der ATA damit einverstanden, wenn U.K. wenigstens die betroffene Gliedmasse distal des Vor-

derfusswurzelgelenks herausgeben würde, um diese bei der Veterinärpathologie in Zürich un-

tersuchen zulassen. Nach gutem Zureden war U.K. einverstanden damit, sofern ein Staatsan-

walt das verfügen würde und er das schwarz auf weiss hätte.  

Der zuständige Staatsanwalt verlangte zuerst die Verfügung der ursprünglich beschlossenen 

Sofortmassnahmen des VetA, deren Empfang U.K. verweigert hatte. Sie wurde vom VetA ge-

faxt. Zusätzlich verlangte die StA eine Strafanzeige, die ebenfalls vom VetA umgehend einge-

reicht wurde. Das Schreiben der StA forderte dann die umgehende Herausgabe des Beins an 

die StA, mit folgendem Rechtsmittel: „Gemäss Art. 248 Abs. 1 StPO sind Aufzeichnungen und 

Gegenstände, die nach Angaben der Inhaberin oder des Inhabers wegen eines Aussage- oder 

Zeugnisverweigerungsrechts oder aus anderen Gründen nicht durchsucht oder beschlagnahmt 

werden dürfen, zu versiegeln und dürfen von den Strafbehörden weder eingesehen noch ver-

wendet werden. Das Begehren um Siegelung solcher Aufzeichnungen ist gegenüber der Staats-

anwaltschaft sofort, d.h. mit Herausgabe der Aufzeichnungen geltend zu machen.“ 

Im Journaleintrag der Kapo vom 1. Juli 2015 heisst es zu diesem Punkt: „Als dieser Herausga-

bebefehl endlich um 18 Uhr beim PP Amriswil angelangte, wurde dieser an U.K. vorgelegt. Da 

jedoch folgender Satz geschrieben stand: ‚Zudem ist dem Beschuldigten zu eröffnen, dass er 

nicht verpflichtet ist, den Gegenstand herauszugeben‘, lachte er und sagte, dass er dieses Recht 

genau beanspruchen wird. Er habe gewusst, dass er nicht dazu verpflichtet sei, weshalb er dies 
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von der Staatsanwaltschaft hören wollte. Das Veterinäramt habe überhaupt keine Ahnung, zu 

was diese befugt sind und wie dessen Handlungsspielraum aussieht.“ 

Der Journaleintrag der Kapo vom 1. Juli 2015 endete wie folgt: 

„Somit verliessen wir den Hof nach 4 Stunden ohne etwas. Der Erhalt des Herausgabebefehls 

unterzeichnete U.K. mit einem grossen Lachen.“ 

Der Polizist gab in seinem Journaleintrag die Bestimmungen über die Siegelung wie folgt wie-

der:20 „Zudem ist dem Beschuldigten zu eröffnen, dass er nicht verpflichtet ist, den Gegenstand 

herauszugeben“. 

Der Polizist, der den Bericht über den Einsatz verfasst hatte, war zum fraglichen Zeitpunkt 

nicht auf dem Betrieb. Er war aber in telefonischem Kontakt mit den dort anwesenden Polizis-

ten. Er hatte den Herausgabebefehl von der StA auf den Polizeiposten zugestellt bekommen 

und - wohl auch aufgrund des telefonischen Kontaktes mit den anderen Polizisten - die Passa-

ge mit der Siegelung wie folgt im Bericht erwähnt: „Da im Befehl darauf hingewiesen werden 

musste, dass der Beschuldigte nicht verpflichtet ist, den Gegenstand herauszugeben, lachte 

U.K. und erklärte, von diesem Recht Gebrauch zu machen.“   

Die Kapo hält in ihrer Stellungnahme fest, es finde sich in der Vernehmlassungsfassung des Be-

richts kein Wort darüber, dass sie [die Kapo] in einer Nachbesprechung Mängel in diesem Fall 

durchaus festgestellt habe. Das hat die Untersuchungskommission nicht in Frage gestellt, hat 

sie doch bereits in der Vernehmlassungsfassung die Grundsätze dargestellt, welche die AGUK 

sechs Wochen nach diesem Fall unter massgeblicher Federführung der Kapo an der AGUK- Sit-

zung vom 13. August 2015 festgelegt hat: 

„1. Vor jeder Aktion muss eine Absprache stattfinden um Absicht und Vorgehen festzulegen. 

Zudem sind die Alternativen und Varianten zu besprechen, so dass es im Rahmen der Aktion 

nicht zu Unklarheiten über das weitere Vorgehen kommt, welche die Gegenseite zu ihren Guns-

ten ausnützen kann. Durch den Beizug der Kantonspolizei können die eigenen Kompetenzen 

nicht erweitert werden. Die Kompetenz zur Beschlagnahmung eines Gegenstandes oder zur 

Kontrolle des Hofes muss sich aus den gesetzlichen Grundlagen des durchführenden Amtes er-

geben. Die Kantonspolizei kann, sofern es gesetzlich vorgesehen ist, zur Unterstützung beigezo-

gen werden. Muss von einer Gefährdung ausgegangen werden, kann die Kantonspolizei zur 

Abwehr von Gefahr um Unterstützung ersucht werden. 

2. Das Amt trägt die alleinige Verantwortung dafür, dass die angeordnete Verwaltungsmass-

nahme rechtmässig ist und durchgesetzt werden kann und darf. Ob und wie auf Einwände von 

Seiten UK oder dessen Anwalt gegen die Rechtmässigkeit der Verwaltungsmassnahme oder des 

Vorgehens eingegangen wird, entscheidet allein das Amt. Die Leitung der Kontrolle etc. liegt 

beim durchführenden Amt.   

                                                             

20 Der Passus über die Siegelung lautete im Herausgabebefehl der Staatsanwaltschaft wie folgt: „Gemäss 

Art. 248 Abs. 1 StPO sind Aufzeichnungen und Gegenstände, die nach Angaben der Inhaberin oder des 

Inhabers wegen eines Aussage- oder Zeugnisverweigerungsrechts oder aus anderen Gründen nicht 

durchsucht oder beschlagnahmt werden dürfen, zu versiegeln und dürfen von den Strafbehörden weder 

eingesehen noch verwendet werden. Das Begehren um Siegelung solcher Aufzeichnungen ist gegenüber 

der Staatsanwaltschaft sofort, d.h. mit Herausgabe der Aufzeichnungen geltend zu machen.“  
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3. Die Polizei stellt die Sicherheit der Amtspersonen und der weiteren an der Aktion beteiligten 

Personen sicher und sorgt dafür, dass UK die Verwaltungsmassnahmen nicht behindern oder 

verhindern bzw. die Verwaltungsmassnahme störungsfrei durchgeführt werden kann. Da die 

Gefährlichkeit und Renitenz von UK bekannt sind, sind stets angemessene (Verhältnismässig-

keit) Sicherheitsmassnahmen und ein konsequentes Durchgreifen in Betracht zu ziehen. Die 

Kantonspolizei kann eine Aktion abbrechen, wenn sie die Sicherheit nicht mehr gewährleisten 

kann. Vor einem Abbruch hat sie dem die Aktion leitenden Amt Empfehlungen unter dem Titel 

„Deeskalation“ abzugeben, wenn die Befolgung dieser Empfehlungen die Situation entschärfen 

könnte. 

4. Ist ein Protokoll über die Aktion nötig oder gewünscht, hat dies das Amt zu erstellen. Die an-

wesenden Polizisten müssen allenfalls im weiteren Verlauf des Verwaltungsverfahrens als Aus-

kunftspersonen oder Zeugen mündliche oder schriftliche Aussagen machen.  

5. Stellt die Polizei während der Aktion von UK begangene Offizialdelikte fest wie z.B. Gewalt 

und Drohung gegen Behörden und Beamte, erstellt sie einen Polizeirapport und löst von Amtes 

wegen ein entsprechendes Strafverfahren aus. Bei Offizialdelikten ist somit keine Strafanzeige 

der geschädigten Person nötig. Selbstverständlich kann eine geschädigte Person selber auch ei-

ne Strafanzeige gegen UK einreichen in den Fällen, wo es sich um kein Offizialdelikt handelt o-

der die Polizei das Offizialdelikt selber nicht wahrgenommen hat.“ 

Der Chef VetA beantragte, dass dieses dargelegte Rollenverständnis bzw. die Aufgabenteilung 

zwischen VetA, Kapo und StA mit Polizeischutz auf der Ebene Polizeikommando und General-

staatsanwaltschaft zu besprechen und klar festzulegen sei. Der Oberstaatsanwalt und stv. Ge-

neralstaatsanwalt lehnte diesen Antrag ab mit der Begründung, dass Kapo und StA sich bereits 

regelmässig austauschen würden und diese Aufgabenteilung bzw. das Rollenverständnis klar 

seien. Gerade deshalb wäre der Einbezug der betroffenen Amtsvertreter aus Sicht der Unter-

suchungskommission für eine Rollenklärung dringend notwendig gewesen. Der Oberstaatsan-

walt und stv. Generalstaatsanwalt vergab sich mit seiner Haltung die Chance, über den polizei-

lich-justiziellen Bereich diese notwendigen Klärungen tatsächlich auch vorzunehmen und den 

Austausch über die Vorgehensweise regelmässig zu pflegen.  

Der Polizeikommandant führt in der Stellungnahme vom 26. September 2018 aus, es treffe 

nicht zu, dass das Kommando der Kapo ein frühes Durchsetzen von Massnahmen des Tier-

schutzgesetzes verhindert habe. Er bringt auch zum Ausdruck, es sei den Akteuren nicht gelun-

gen, sich die verschiedenen Rollen gegenseitig klar zu machen und die eigenen Verantwort-

lichkeiten zielgerichtet wahrzunehmen. 

 

6.1.5. Problematik der Deeskalation im konkreten Fall 

Aus Gründen der Verhältnismässigkeit ist eine Taktik der Deeskalation im Umgang mit einem 

schwierigen Mitbürger nicht nur sinnvoll, sondern aus Sicht der Polizei und aller anderen Betei-

ligten auch angezeigt. Dabei ist aber der Kontext zu beachten: Sowohl Mitarbeitende des AfU 

wie auch des VetA wurden immer wieder von U.K. beschimpft, angegriffen und bedroht. Die 

Polizei rapportierte gerade Beschimpfungen und Drohungen nicht systematisch. Auch die Be-

schimpfungen und Drohungen gegen den - abwesenden - Kantonstierarzt wurden weder im 

Bericht über den Einsatz vom 1.07.2015 noch im Polizeijournal wiedergegeben. Es fragt sich 
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auch, ob in diesem Fall nicht Art. 40 Abs. 2 ZSRG betr. Pflicht der Polizei zur Anzeige zur An-

wendung hätte kommen können oder müssen. (vgl. 6.1.1). 

Die grosse Zahl von Rapporten der Kapo, die zwischen 2007 und 2017 vorliegen, sowie die 

Journaleinträge über verschiedenste Amtshandlungen ab 2010 im Zusammenhang mit U.K. 

zeigen, dass die Kapo immer wieder - gesamthaft über 200 Mal - tätig werden musste.  

 

Dies geschah zum grossen Teil nicht im Rahmen von Tierschutz-Kontrollen oder  

-Interventionen, sondern im Rahmen von anderen Vorfällen, Ereignissen und Einsätzen. Des-

halb ist auch verständlich, dass die Kapo bei diesem über die Jahre hinweg stabilen „Auftrags“-

Bestand keine dauernde Eskalation mit U.K. wollte, da dies zahlreiche ihrer Einsätze erheblich 

erschwert hätte.  

Im Rahmen der Genehmigung des Protokolls seiner Befragung hatte ein Polizist, der regelmäs-

sig auf dem Betrieb war, seine mündlichen Ausführungen wie folgt ergänzt: „Allgemeine Situa-

tion mit U.K.: Keine Amtsperson, von der ich weiss, freut sich über einen Auftrag bei U.K. Dies 

ist auf sein Verhalten zurück zu führen. Seine aufbrausende Art und Weise war und ist sehr un-

angenehm für die involvierten Personen. Da es wegen den anfallenden Aufträgen notwendig 

ist, mit U.K. vermehrt in Kontakt zu treten, eignete sich die Polizei eine deeskalierende Art und 

Weise im Bezug mit ihm an. Diese besteht darin, dass wir mit Ruhe und grosser Geduld auf ihn 

zugehen. Weiter nehmen wir ihn in dessen Formulierungen ernst, obschon ihm Vorwürfe auch 

entgegengebracht werden bzw. ihm widerlegt werden. Unsere Forderungen werden in ruhiger 

Art und Weise gegenüber U.K. formuliert. Diese führt dann jeweils dazu, dass die Aufträge ohne 

auftretende Gefahr erledigt werden können. Es ist aber von Wichtigkeit, die entsprechenden 

Aufträge zu klassifizieren. Geht es bei U.K. um eine mögliche Existenz, muss in der Folge die Ge-

fahrenlage neu beurteilt werden.“ 

Die deeskalierende Taktik der Polizei ist aus dieser Sicht im Grundsatz nachvollziehbar. Über-

dies ist sie ein wichtiges Element, um ein verhältnismässiges Handeln der Polizei zu gewährleis-

ten. 
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Der damalige Chef DIV erwähnte in seiner Stellungnahme, dass die Haltung der Kapo auch das 

VetA und das restliche DIV veranlasst habe, solange als möglich eine Lösung auf dem Verhand-

lungsweg zu suchen. Aus seiner Sicht als DIV-Vorsteher habe er sich immer wieder um die Si-

cherheit gesorgt.   

Die Deeskalation war somit ein Instrument, das nicht nur die Kapo anwandte; auch der Chef 

VetA hatte z. B. in seinem Aide-Mémoire vom März 2014 erwähnt, das VetA habe im Entscheid 

vom 8.8.2013 im Sinne der Deeskalation auf eine Strafanzeige verzichtet, aber den Tatbestand 

des Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen angedroht, wenn U.K. den Anordnungen nicht 

Folge leiste. Auch der externe Sachverständige, der im Winter 2014 ausdrücklich mit dem 

Mandat der Durchsetzung des Entscheides vom 8.8.2013 beauftragt wurde, skizzierte - in Ab-

sprache mit dem Chef VetA und mit Einverständnis der übrigen AGUK-Mitglieder - die beiden 

Varianten Deeskalation bzw. Repressives Vorgehen. Als weiteres Vorgehen beschloss die 

AGUK: „Es werden im Moment die oben erwähnten beiden Wege ‘Deeskalation’ und ‘Repressi-

ves Vorgehen’ parallel weiterverfolgt.“  

Auch an der AGUK-Sitzung vom 13.2.2015 wurde davon gesprochen, „den Weg der Deeskalati-

on weiter zu verfolgen“. Dies hatte aus Sicht der Untersuchungskommission erhebliche Aus-

wirkungen auf die Autorität der involvierten Ämter. Denn immer dann, wenn eine Kontrolle 

oder eine Massnahme hätte durchgesetzt werden müssen, wurde aus Gründen der Verhält-

nismässigkeit oder aus Sorge wegen einer möglichen Eskalation und zur Wahrung der Sicher-

heit der Mitarbeitenden darauf verzichtet – gemäss dem Grundsatz der Deeskalation. Hinge-

gen diente der parallel ebenfalls zu verfolgende Weg „repressives Vorgehen“ - nämlich die 

Durchsetzung des Entscheids des VetA vom 8.8.2013 bzw. des AfU vom 8.7.2013 - allein als 

Druckmittel, um in Verhandlungen mit U.K. zu einer Lösung zu kommen.    

Immer wieder hatte U.K. - und nicht das jeweils zuständige Amt - bestimmt, wer von den Kon-

trollpersonen auf seinen Betrieb kommen durfte. Im Sinne der Deeskalation riet die Polizei in 

der Regel davon ab, dass eine von ihm nicht erwünschte Person auf den Betrieb kommen oder 

dortbleiben und Kraft ihres Amtes walten konnte. Auch der Gemeindepräsidentin verbot U.K. 

den Zugang, obwohl auch sie in amtlicher Funktion anwesend war. Auch damit wurde die Au-

torität der staatlichen Behörden auf Kantons- und Gemeindeebene geschwächt, obwohl das si-

cher nicht die Absicht der Kapo war. Sie war ebenso in einem Dilemma wie andere Amtsperso-

nen.  

Gestützt auf ihre Taktik der Deeskalation massen die Behörden der Kooperationsbereitschaft 

von U.K. grosses Gewicht bei. Im Bestreben, den Willen von U.K. zu respektieren, ist es dabei 

im Rahmen verschiedener Tierschutzkontrollen zu grotesken Situationen gekommen:  

 Am 28.4.2009 verlangte U.K. anlässlich einer unangemeldeten Tierschutzkontrolle, dass die 

auf 08.30 Uhr angesetzte Kontrolle erst um 10.00 Uhr beginne. Die Funktionäre von VetA 

und Polizei warteten - gemäss der Stellungnahme der Kapo waren alle Amtsvertreter glei-

cher Meinung - daraufhin eineinhalb Stunden vor Ort.  

 Eine unangemeldete Kontrolle am 13.11.2009 wurde polizeilich wie folgt rapportiert: Die 

Ehefrau von U.K. wurde auf dem Hof angetroffen. Sie erklärte, ihr Mann sei zurzeit nicht 

anwesend, woraufhin ihn die Polizei anrief. U.K. gab an, aufgrund einer Sitzung zurzeit nicht 

abkömmlich zu sein. Er sei frühestens ca. 16.00 – 16.30 Uhr wieder an seinem Wohnsitz an-

zutreffen. Die Einsatzleitung beschloss daraufhin, zwei Mitarbeiter der Kapo von der Kon-
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trolle abzuziehen und mit den restlichen Funktionären das Eintreffen von U.K. abzuwarten. 

In der Zwischenzeit wurde der Hof überwacht, um allfällige Veränderungen bzw. mögliche 

Tiertransporte zu verhindern. U.K. traf schliesslich um 16.10 Uhr an seinem Wohnort ein. 

Die Polizei hält fest: „Die Tierschutz-Nachkontrolle konnte im Anschluss in Anwesenheit des 

Genannten und seiner Frau problemlos durchgeführt werden. Das Ehepaar K. gewährte uns 

uneingeschränkten Zugang zu sämtlichen für die Kontrolle relevanten Orte und Einrichtun-

gen. Somit konnten alle Kontrollpunkte in einer ausgesprochen ruhigen und sachlichen Art 

und Weise überprüft werden.“  

 Ebenso verweigerte U.K. am 19.1.2011 im Rahmen einer unangemeldeten Tierschutzkon-

trolle, die ihm kurz nach 14.00 Uhr vor Ort eröffnet wurde, den Zugang zu seinen Stallun-

gen. Zwei Veterinär- und sieben Polizeifunktionäre warteten daraufhin vor Ort ab, bis U.K. 

sich um 15.50 Uhr kurz vor Eintreffen seines Anwalts mit der Kontrolle einverstanden er-

klärte. 

 Auch bei der durch das VetA und das AfU in Begleitung der Polizei unangemeldet durchge-

führten Kontrolle vom 24.4.2013 war U.K., der sich zu jenem Zeitpunkt in Haft befand, nicht 

gewillt, die Polizeieskorte, die ihn abholen wollte, zu begleiten. Stattdessen ging er seiner 

Wege, „erlaubte“ aber, dass die Kontrolle in Anwesenheit seines Rechtsvertreters ohne ihn 

durchgeführt werden konnte. Da über den Verbleib von U.K. in der Zwischenzeit nichts be-

kannt war, geriet die Verwaltung in Frauenfeld in Aufregung.  

In der Stellungnahme der Kapo wurde festgestellt, dass auch mit den Vertretern der Fachämter 

das Zuwarten jeweils abgesprochen worden sei. Es sei auch die Aufgabe der Polizei gewesen, 

bis zum Eintreffen von U.K. dafür zu sorgen, dass keine allfälligen belastenden Beweise ver-

nichtet würden. Die Kapo wies in ihrer Stellungnahme auf etwas hin, das auch in den Befra-

gungen von Polizeiangehörigen gesagt wurde: Das nach ihrer Auffassung problematische und 

konfrontative Verhalten des Chef VetA. Eine der befragten Personen nutzte einen Teil der Be-

fragung, um die Verantwortung praktisch ausschliesslich beim Chef VetA zu orten – weit vor 

U.K., mit dem man schon habe umgehen können.  

Ein bedenkenswerter Aspekt ist die Terminologie der Kapo. Im Zusammenhang mit dem Fall 

U.K. werden Amtspersonen als „Reizpersonen“ oder „Negativpersonen“ bezeichnet. Dies, weil 

sie vom Betroffenen wegen möglicher oder bereits festgestellter Konflikte als Provokation 

empfunden werden könnten. Gerade bei einem Amtsleiter muss die Schwelle für eine solche 

Definition hoch sein. Der Chef VetA selber hat, wie auch die Stellungnahme der Kapo festhält, 

für den Fall der Durchsetzung des Entscheides vom 8.8.2013 eine andere Person für die Lei-

tung des Einsatzes bestimmte, da er ein „rotes Tuch“ sei. Auch die Frau Gemeindeammann - in 

amtlicher Funktion - wurde von U.K. mit barschen Worten begrüsst und fortgeschickt.  

Die Untersuchungskommission hält an ihrer Auffassung fest, dass nicht der Kontrollierte ent-

scheiden kann, wer in seinem Bereich eine staatliche Aufgabe erfüllen soll. Diese Abwägung 

muss immer im Einzelfall vorgenommen werden. Sonst wird die staatliche Autorität schlicht 

und einfach untergraben.   

Interessant ist, wie die Gerichte den Fall, als U.K. den Chef VetA mit einer Pistole bedroht hat-

te, bezüglich der Rolle des Chefs VetA einschätzen: Das Bezirksgericht Arbon stellte in seinem 

Urteil vom 4.11.2010 fest, dass der Chef VetA während der Hofkontrolle öffentliche Aufgaben 

erfüllt habe. Seine Teilnahme stehe in Zusammenhang mit der Erfüllung einer öffentlich-

rechtlichen Funktion. Das Obergericht folgte dieser Auffassung, ebenso das BGer.  
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Beispiel eines Vorfalls 

Bei einer Kontrolle vom 27.10.2009, an der an Stelle der Polizei der Anwalt von U.K. anwesend war, hielt 

U.K. dem Chef VetA eine Pistole an den Hals (Aussage U.K. beim Statthalteramt, 4.11.2009). Der Chef 

VetA schilderte, dass U.K. die Pistole irgendwie gegen den Bauch- bzw. Brustbereich gehalten habe; si-

cher habe er den Lauf nicht auf den Boden gehalten, sondern auf ihn. Er habe in den Lauf gesehen (Aus-

sage Chef VetA in der polizeilichen Befragung am 27.10.2009). Beim Statthalteramt hielt der Chef VetA 

fest, die Pistole sei von schwarzer Farbe geschienen, als er sie erstmals erblickt habe; ihm sei eine Ar-

meepistole durch den Kopf gegangen. Später sei sie auf der Seite silbrig-grau gewesen, es habe irgend-

wie geglitzert. „Als er den Lauf auf mein Gesicht richtete, sah ich das Bild einer Armeepistole von vorne, 

rechteckig, mit Öffnung. Ich bin kein Waffenexperte. Ich ging klar davon aus, dass es eine echte Waffe 

war.“ Er sei in Angst und Schrecken versetzt worden (Aussage in der Befragung durch den Vize-

Statthalter, 6.11.2009). Der TSB VetA sagte in der polizeilichen Befragung, U.K. habe die Pistole von der 

Grösse einer Dienstwaffe auf Bauchhöhe, so etwa aus der Hüfte gehalten, aber den Arm nicht ausge-

streckt gehabt (Aussage vom 27.10. 2009).  

Die erwähnten Befragten schilderten praktisch in gleicher Weise, dass der Chef VetA hinter dem Anwalt 

von U.K. Schutz gefunden habe und U.K. um sie „herumtänzelte“. Grund für das Verhalten von U.K. war 

die Weigerung des Chefs VetA, ein Schreiben zu unterzeichnen, mit dem er U.K. bestätigt hätte, dass er 

(Chef VetA) falsche Tierschutzrichtlinien angewendet habe. Gegenüber dem Vize-Statthalter machte 

U.K. geltend, es habe sich um eine Spielzeugpistole gehandelt (Aussage beim Statthalteramt, 4.11.2009).  

Der Tatbestand von Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte war erfüllt und führte zu einer 

Verurteilung von U.K. Gemäss Rapport der Polizei hatten Abklärungen bei der Sicherheitspolizei der Ka-

po ergeben, dass auf U.K., seine Eltern sowie seine Ehefrau keinerlei Waffen registriert sind. Nach Rück-

sprache mit dem zuständigen Pikettuntersuchungsrichter des Bezirksamts Arbon sei in dieser Angele-

genheit auf Sofortmassnahmen zum Nachteil von U.K. verzichtet worden.    

Die Polizei stellte nach einem anderen Vorfall, in den keine Verwaltungspersonen involviert waren, bei 

U.K. am 29. Mai 2010 folgende Waffen und Munition sicher21: 

1) Handfeuerwaffe „Steyr“ 12) Parabellum Ordonnanz 

2) Vorderschaftsrepetierflinte 13) 3 Bolzenschutzapparate 

3) Flobert 14) Munition 9mm Para „Luger“ 

4) Luftgewehr 15) Munition UMC .38 Spezial 

5) Unterhebelrepetiergewehr  16) Munition .308 Winchester 

6) Handfeuerwaffe „Steyr“ 17) Munition „Samson“ 

7) Vorderschaftsrepetierflinte 18) Munition .22LR, Blei 

8) Ordonnanzgewehr 1996 19) Munition Winchester, 70mm 

9) Remington, Schrotflinte N552  20) 5 Dosen Patronen für Bolzenschussgeräte 

10) Handfeuerwaffe mit Zielfernrohr 21) Kartuschen kal. 9x17, Viehbetäubung 

11) Revolver „Rossi“ 264925 22) Schrotpatronen, 8 Schachteln à 25 Stk, 70mm 

 

 

  

                                                             

21 Auftrag an den Kriminaltechnischen Dienst der Kantonspolizei Thurgau vom 31. Mai 2010. 
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6.1.6. Psychologische Aspekte 

Die zahlreichen Erlebnisse der Amtspersonen im Umgang mit U.K. hatten einerseits beträchtli-

che Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der für Kontrollen oder andere Einsätze auf dem 

Hof von U.K. eingesetzten Mitarbeitenden der Fachämter (VetA, LA, AfU, Gemeindevertre-

ter/in). Sie fühlten sich - aus ihrer subjektiven Sicht - nicht in allen Fällen wirklich geschützt, 

was vermutlich auch die Art ihres Auftretens prägte. Gerade Personen wie U.K. haben in aller 

Regel ein sehr feines Sensorium dafür.  

Die Aufgabe für die Polizei wie auch die kontrollierenden Ämter war schwierig. Die Polizei ver-

weist in ihrer Stellungnahme auf das Protokoll der 7. AGUK-Sitzung vom 24.3.2015, wo die an-

wesenden Personen des VetA ausführten, sie hätten sich bei der Kontrolle vom 11.3.2015 zu 

keinem Zeitpunkt bedroht oder in Gefahr gefühlt. Eine dieser Personen hatte jedoch am  

1.7. 2015 ein diametral anderes Erlebnis.  

Es gelang offenbar nicht, allen von den Ämtern eingesetzten Mitarbeitenden - die in keiner 

Weise die Erfahrung und Schulung eines Polizisten hatten - ein Gefühl der Sicherheit zu vermit-

teln.  

Andererseits hat die von den meisten Behörden faktisch geduldete Nicht-Durchsetzung gel-

tenden Rechts oder die Duldung unzulässiger Tierschutz-, Gewässerschutz- und anderer Situa-

tionen U.K. gestärkt. Das „grosse Lachen“ von U.K. beim Abzug der Behörden am 1. Juli 2015 

im beschriebenen Fall des verletzten Fohlens hallte sehr lange in den Köpfen der Betroffenen 

nach. 

 

6.1.7. Erkenntnis 

Das gegenseitige Rollenverständnis wurde erst im zweiten AGUK-Jahr geklärt, was aber wichtig 

war. Den Begriff der Vollzugshilfe interpretierten das VetA und die Kapo unterschiedlich: Das 

VetA las aus der Vorschrift heraus, dass die Polizei das Amt bei der Durchsetzung von angeord-

neten Massnahmen (tatkräftig) unterstützen würde. Die Kapo hingegen machte geltend, sie sei 

allein für den Schutz und die Sicherheit aller Beteiligten zuständig. Dies war immer wieder eine 

Quelle von Diskussionen und latenten Auseinandersetzungen, die während Jahren nicht berei-

nigt werden konnten und auch nie auf der Ebene der zuständigen Departementschefs (na-

mentlich DIV und DJS) besprochen und gelöst worden sind. Eine Bereinigung dieses wichtigen 

Punkts und damit eine einvernehmliche Zusammenarbeit hätte eine andere Wirkung und Aus-

strahlung auf U.K. gehabt. 

Die Beschränkung der polizeilichen Rolle auf den Schutz der für den Vollzug zuständigen Amts-

personen entspricht nicht dem Wortlaut von Artikel 24 des Tierschutzgesetzes. Dieses hält 

fest, dass das VetA für die Durchsetzung von Massnahmen zuständig ist, aber dabei die Hilfe 

der Polizei in Anspruch nehmen kann. Das bedeutet, dass das VetA die Polizei für die Unter-

stützung von Durchsetzungshandlungen beiziehen kann und die Polizei Vollzugshilfe leistet.  

Diese rechtliche Betrachtungsweise deckt sich auch mit der Stellungnahme des Kommandan-

ten der Kantonspolizei vom 27.9.18: „Die Aufgabe der Kantonspolizei war und ist es, Angehöri-

ge anderer Ämter bei der Durchsetzung von in ihrem Kompetenzbereich liegenden Anordnun-

gen zu schützen. Die Polizei kann zur Durchsetzung von durch das Veterinäramt angeordneten 
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Massnahmen beigezogen werden. Für die Durchsetzung verantwortlich ist und bleibt das Vete-

rinäramt.“  

Zudem sind Offizialdelikte von der Polizei von Amtes wegen anzuzeigen. Die kantonale Gesetz-

gebung hat überdies eine Anzeigepflicht der Polizei statuiert, die für alle Delikte gilt. Sie geht 

weiter als die Anzeigepflicht für andere kantonale Mitarbeitende, die sich auf schwere Delikte 

beschränkt.  

Bei der Dokumentenanalyse und insbesondere in den Befragungen zeigte sich der Untersu-

chungskommission, dass die Sicherheitsbedenken der für Kontrollen eingesetzten Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter das Verwaltungshandeln prägten und zwischenzeitlich zu Lähmungen 

führten. U.K. war nicht nur mehrmals gegen Amtsträger tätlich geworden und hatte Gewalt 

angedroht, sondern bestimmte auch, welche Amtspersonen nicht auf den Betrieb kommen 

durften, was letztlich die staatliche Autorität schwächte und U.K. in seiner Renitenz stärkte. Im 

Kern ging es neben dem Vollzug der Fachämter immer wieder um die Frage, wie die Behörden 

mit schwierigen Bürgern umgehen, und um das Rollenverständnis der im Einsatz stehenden 

Ämter und Mitarbeitenden.  

Die deeskalierende Taktik der Polizei ist zwar im Grundsatz nachvollziehbar, und sie ist ein 

wichtiges Element, um ein verhältnismässiges Handeln der Polizei und der Behörden zu ge-

währleisten. Das DIV mit VetA und LA sowie das AfU setzten ebenfalls auf Deeskalation, weil 

sie Bedenken wegen der Sicherheit hatten. Im Fall U.K. jedoch führte diese Strategie in den 

Augen der Untersuchungskommission aber letztlich zu einer Erosion der staatlichen Autorität 

der Amtsträger, da U.K. sich durch die Nicht-Durchsetzung rechtskräftiger Entscheide immer 

wieder in seinem Handeln bestätigt fühlen musste. Sie war aus diesem Grund nicht mehr ver-

hältnismässig.  

In künftigen ähnlichen Situationen gehört eine gemeinsam vereinbarte und abgesprochene 

Vorgehensweise zu den wichtigen Elementen der Zusammenarbeit. Wenn es keine Einigung 

gibt, müssen die Chefs der betroffenen Departemente die Vorgehensweise verbindlich vorge-

ben, unter Mitarbeit der betreffenden Amtsleiter. 

  

6.2. Frühe Versuche der Zusammenarbeit zwischen vier Departementen 

Am 29.5.2008 verurteilte das Bezirksgericht Arbon U.K. zu einer unbedingten Strafe wegen 

Drohung, mehrfacher Tierquälerei sowie mehrfacher Übertretung der Tierschutz-, Lebensmit-

tel- und Tierseuchengesetzgebung. In den Medien löste das Urteil eine Diskussion aus, warum 

die Behörden nicht schon früher konsequent gegen U.K. vorgegangen seien. Dies teilte der 

damalige Chef DIV dem Chef DBU, dem Chef DJS und dem Chef DFS sowie der Gemeinde He-

fenhofen mit einem Schreiben vom 9.6.2008 mit und lud zu einer Sitzung ein. Ihm sei bekannt, 

dass auch die Adressaten bzw. die entsprechenden Ämter mit U.K. zu tun und teilweise Prob-

leme hätten.  

Ziel war es, das Verhalten von U.K. mit dem Mittel der Direktzahlungen besser steuern zu kön-

nen. Das führte zu einem von den Thurgauer Behörden verfügten Stopp der Akonto-Zahlungen 

und zu verschiedenen, in der Regel zwei Jahre dauernden Verfahren im Zusammenhang mit 

Kürzungen oder Verweigerungen von Direktzahlungen, die bis hin zum BVerG und auch mehr-

mals vor BGer gingen (siehe auch Kapitel 5.1.2). Auch das Bundesamt für Landwirtschaft hatte 
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selten einen solchen Fall auf dem Radar gehabt: In der Befragung durch die Untersuchungs-

kommission bezeichneten ihn die Vertreter als aussergewöhnlich bezüglich der Dimension wie 

auch des Aufwandes für alle involvierten Instanzen.  

Nicht uninteressant ist, dass mit diesen Massnahmen aufgrund kritischer Fragen in den Medi-

en zum Strafurteil in Sachen U.K. rasch reagiert wurde. Es zeigt sich auch, dass schon damals 

neben DIV und DBU (zuständig für das AfU), auch das DJS und selbst das DFS einbezogen wa-

ren. Allerdings entschuldigte sich der Finanzverwalter gleich am anderen Tag, nachdem er die 

Einladung bekommen hatte, obwohl auch dem Finanzamt eine wichtige Rolle im Fall U.K. zu-

kam.  

Der damalige Chef DIV hingegen hatte offenbar erkannt, dass für ein Vorgehen in einem sol-

chen Fall unter den involvierten Ämtern und zwischen den Departementen Koordination und 

Absprachen und letztlich auch eine gemeinsame Strategie notwendig sind.  

Auch die Kapo nahm mehrmals Anlauf, um die Kontrollsituation zu klären, weil unübersichtlich 

war, wer was mit Polizeischutz auf dem Betrieb von U.K. kontrollieren wollte.  

 

6.3. Zusammenarbeit und Strategie während der AGUK-Phase 

6.3.1. Einsetzung der AGUK 

Aufgrund der Kontrolle und der Feststellungen des VetA vom 24.4.2013 verfügte dieses am  

8.8.2013 eine Reihe von Massnahmen, die U.K. umzusetzen hatte. Namentlich wurde ent-

schieden, dass U.K. seinen Pferdebestand bis am 1.9.2013 auf maximal 60 Pferde reduzieren 

muss. Die aufschiebende Wirkung eines Rekurses gegen alle 12 verfügten Massnahmen und 

Anforderungen wurde entzogen. Auf den Rekurs von U.K., der den formellen Anforderungen 

nicht entsprochen hatte, trat das DIV mit Beschluss vom 17.9.2013 nicht ein, weil U.K. auch in-

nert der am 10.9.2013 angesetzten Nachfrist keine den gesetzlichen Anforderungen genügen-

de Rekursschrift mit Antrag und Begründung eingereicht hatte. Bis Ende März 2014 gab es von 

Seiten des VetA jedoch keine Aktivitäten, um den rechtskräftigen Entscheid durchzusetzen.  

Ab Ende März 2014 machte sich der Chef VetA Gedanken über den Vollzug des Entscheides 

und skizzierte im Hinblick auf eine vom Chef DIV einberufene Arbeitsgruppe drei mögliche Lö-

sungswege: Zwangsvollstreckung, Fall nicht mehr weiter zu verfolgen (Betrieb im rechtsfreien 

Raum), Status quo (Kontrollen, Nachkontrollen, Verfahren, Strafanzeigen, ungedeckte Kosten) 

auf Zusehen hin. 

Anfang April 2014, knapp ein Jahr nach den Kontrollen von AfU und VetA, lud der Chef DIV die 

Amtsleiter VetA, LA, den Kommandanten Kapo, den Oberstaatsanwalt (auch Stv. General-

staatsanwalt) und Mitarbeitende des Rechtsdienstes DIV bzw. AfU zu einer Sitzung ein. Ziel 

war der Vollzug der Reduktion des Pferdebestandes von rund 120 auf maximal 60 Tiere. Un-

mittelbar bestehe keine Gefahr für die Tiere, und auch beim Gewässerschutz sei ein Eingreifen 

nicht dringend. Die Arbeitsgruppe U.K. (AGUK) führte Ende April 2014 ihre erste von gesamt-

haft 11 Sitzungen durch (bis Dezember 2015).  

Im August 2014 brachte der Chef DIV dem Gesamtregierungsrat einen Bericht der AGUK zur 

Kenntnis und zur allfälligen Beratung. Grund dafür sei, dass der Fall bisher bekannte Dimensio-

nen sprenge und nicht nur das DIV, sondern auch das DBU (Amt für Umwelt), das DJS (Polizei 
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und StA), das DFS (aussergewöhnliche Kosten) und den Informationsdienst (allenfalls riesige 

Publizität) betreffe. Das Dilemma bestehe bei diesem Fall darin, dass mit Nichtstun gleichsam 

einen „Staat im Staat“ geduldet würde und dass umgekehrt ein Vollzug personell, finanziell 

und sicherheitsmässig fast nicht vertretbar wäre.  

Die AGUK schlug ein Vorgehen vor, mit dem es jeweils an U.K. lag, die Reduktion des Pferdebe-

standes vorzunehmen. Für den Fall, dass er das nicht tun sollte, waren kaskadenartig gesamt-

haft 16 weitere Massnahmen des VetA vorgesehen. Hierzu ist zu bemerken, dass der Chef DIV 

in seinem Brief vom 21.8.2014, mit dem er den AGUK-Bericht vom 21.7.2014 für eine Ausspra-

che in die Regierung brachte, keine Anträge gestellt hatte. Er hielt in seinem Begleitbrief fest, 

er bringe den Fall U.K. zur Kenntnis und zur allfälligen Beratung. Er gehe davon aus, dass er 

nicht darum herumkomme, die Empfehlungen der Arbeitsgruppe zu befolgen. Die damaligen 

Regierungsmitglieder waren der Auffassung, dass auf die von der AGUK vorgeschlagene Weise 

vorgegangen werden soll. Dabei ging es darum, das Teiltierhalteverbot zu vollziehen, aber vor-

gängig noch Gespräche zu führen und dem Betrieb die Möglichkeit zu geben, den Tier- und 

namentlich den Pferdebestand selber zu reduzieren.  

Der Chef DIV berichtete an der nächsten AGUK-Sitzung Ende Oktober 2014 als Resultat aus der 

Regierungssitzung folgendes: Er habe der Regierung den AGUK-Bericht erläutert, und diese 

habe davon Kenntnis genommen. Es sei darüber aber kein Beschluss gefasst worden und der 

Regierungsrat habe sich nicht als zuständig erachtet. Vielmehr sei die Regierung der Meinung, 

dass das weitere Vorgehen allein in der Verantwortung der zuständigen Stellen liege. Damit 

waren namentlich das VetA und das DIV gemeint.  

In den Schlussbemerkungen des AGUK-Berichtes selber wird zwar festgehalten, dass die Ein-

bindung einer Reihe von Ämtern und drei Departementen „einen solchen strategischen Ent-

scheid“ rechtfertige. Der Beschluss der AGUK, der dem Regierungsrat vorlag, umfasste 6 Ziffern 

auf 2 Seiten mit verschiedenen Anträgen in Kaskadenform (wenn-dann-Formulierungen). Mög-

licherweise hat der in der Schlussbemerkung des AGUK-Berichtes erwähnte strategische Ent-

scheid einem Teil der AGUK den Eindruck vermittelt, dass die Regierung einen Entscheid fällen 

werde. Hinweise auf eine vertiefte Diskussion in der Regierung über die Tatsache, dass eine 

Reihe von anderen Ämtern und vier Departemente, wie der Chef DIV in seinem Schreiben aus-

geführt hatte, ebenfalls mit U.K. in verschiedenen Verfahren zu tun hatten, finden sich in den 

vorliegenden Unterlagen nicht.   

 

6.3.2. Fehlende Durchsetzung des Teiltierhalteverbots 

Der damalige Chef DIV, der den Nichteintretensbeschluss vom 17.9.2013 unterschrieben hatte, 

reichte an seiner Befragung durch die Untersuchungskommission ein Papier zu den Akten, mit 

dem er erklärte, weshalb es zu einem früheren Zeitpunkt (vor dem 7.8.2017) keine Räumung 

gegeben habe und ein Zuwarten gerechtfertigt gewesen sei. Weiter schilderte er die Risiken 

einer Räumung des Tierbestandes. 

Er machte insbesondere geltend, unter dem Aspekt der Verhältnismässigkeit habe sich eine 

Räumung des Hofs oder eine Wegnahme der Tiere nicht rechtfertigen lassen. Dabei bezieht er 

sich auf das vom VetA erst im Oktober 2014 verfügte Totaltierhalteverbot, denn er führte an, 

die Räumung aller Tiere sei eine faktische Enteignung. Weitere Argumente waren die erhebli-
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chen Kosten und die grossen Risiken, da man nach einer Räumung einen Racheakt von U.K. mit 

Toten und Verletzten nicht habe ausschliessen können, weil die Polizei U.K. nur 24 Stunden in 

Polizeigewahrsam hätte festhalten können. U.K. habe eine Waffe auf den Chef VetA gerichtet 

und einen Mitarbeiter des AfU zweimal angegriffen.  

Die Polizei, so der damalige Chef DIV, habe nur bei der Räumung Unterstützung leisten wollen, 

habe sich aber nicht in der Lage gesehen, auch die Sicherheit der gefährdeten Personen vor-

sorglich zu gewährleisten (siehe auch Kapitel 6.1). In diesem Zusammenhang ist auf ein Schrei-

ben des Kommandanten der Kapo vom 27.5.2016 an den damaligen Chef DIV hinzuweisen. 

Mehrfach habe die Kapo ausgeführt, dass sie die Sicherheit der involvierten Personen während 

einer Aktion gewährleisten könne. Auch sei über einen gewissen Zeitraum hinweg eine Obser-

vation von U.K. möglich. Jedoch müsse für eine längerfristige Bewachung von Amtspersonen 

ein privater Sicherheitsdienst beigezogen werden. Das sei schon an der 2. Sitzung der AGUK 

am 20.5.2014 ein Thema gewesen. Eine Lösung, wie sie der neue Kommandant entwickelt hat-

te, indem er bei der Räumung im August 2017 den Kantonsarzt einschaltete, der eine fürsorge-

rische Unterbringung prüfen liess, war schon in der AGUK als mögliche Massnahme erwähnt, 

aber als schwierig umzusetzen erachtet worden (u.a. im Bericht der AGUK zuhanden der Regie-

rung vom 21.7.14).    

Gemäss Chef DIV wäre eine Räumung mit immensen Kosten für die Aktion an sich und für den 

darüberhinausgehenden Personenschutz durch eine private Sicherheitsfirma sowie mit grosser 

Publizität verbunden gewesen. Es hätten auch keine Beweise für gravierende Tierquälereien 

bestanden, die eine Räumung gerechtfertigt hätten.  

 

6.3.3. Die weiteren Arbeiten der AGUK  

Einer Einladung des Chefs DIV von U.K. zu einer Besprechung über den Stand der vom VetA am 

8.8.2013 angeordneten Reduktion des Pferdebestandes folgte U.K. nicht. Am 6.10.2014 ver-

fügte das VetA ein Totaltierhalteverbot. 

Hier ist zu fragen, warum der Chef DIV im Glauben, die Wegnahme der Tiere bei U.K. wäre un-

verhältnismässig gewesen (siehe Teiltierhalteverbot oben), das VetA bei der Anordnung eines 

Total-Tierhalteverbots im Oktober 2014 unterstützt hatte. Er selber begründete dies folgen-

dermassen: Es habe die berechtigte Hoffnung gegeben, dass U.K. seinen Tierbestand unter 

dem Druck des Totaltierhalteverbots von sich aus gemäss dem Teil-Tierhalteverbot reduzieren 

würde. Das hätten sein Anwalt und U.K. ihm an einer Besprechung versprochen. Zweck der 

Entscheide sei nicht in erster Linie die Durchsetzung gewesen, so der damalige Chef DIV, son-

dern der Druckaufbau, der fast alle anderen Tierhalter dazu gebracht habe, den Tierbestand 

selber zu reduzieren oder den Betrieb aufzugeben. U.K. liess sich aber offenbar von diesen Ent-

scheiden nicht massgeblich beeindrucken, was aufgrund seines früheren Verhaltens auch nicht 

überraschen konnte.   

Hinzu kommt, dass das BGer später feststellte, dass das Totaltierhalteverbot unter einem ele-

mentaren Mangel litt.  
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Auszug aus dem Urteil des BGer vom 16. Juli 2016 

„Der Rechtvertreter des Beschwerdeführers hat - nach Medienberichten über das mögliche     

(Voll-)Tierhalteverbot - am 28. Oktober 2014 um Akteneinsicht für alle vergangenen und zu-

künftigen Verfahren ersucht. Zu diesem Zeitpunkt lief die Rekursfrist gegen den Entscheid 

vom 6. Oktober 2014 noch bis zum 3. November 2014, falls die Zustellfiktion zur Anwendung 

gekommen wäre. Die Eingabe des Rechtsvertreters erfolgte unter anderem unter dem Titel 

„Prüfung eines Tierhalteverbots“ und enthielt einen Hinweis darauf, dass der Beschwerde-

führer überrascht sei, dass „ihm keine Gelegenheit gegeben wurde, den Sachverhalt aus sei-

ner Sicht darzustellen. 

Das Veterinäramt antwortete ihm am Tag nach Ablauf der Rekursfrist mit der knappen Fest-

stellung: ‚Akteneinsicht werden wir Ihnen zum uns richtig erscheinenden Zeitpunkt gewäh-

ren.‘ Das Schreiben verkannte damit den individualrechtlichen Gehalt des Anspruchs auf 

rechtliches Gehör und auf Akteneinsicht; die Gewährung dieses Rechts liegt nicht im Ermes-

sen der Behörden.“ 

 

Verschiedene Stellungnahmen zur Vernehmlassungsfassung des Berichts äussern sich zu die-

sem Bundesgerichtsurteil und machen geltend, es handle sich um eine Spitzfindigkeit des BGer 

(„Verfahrenseröffnung zur Prüfung des Totaltierhalteverbots und Information des Anwalts über 

den Entscheid des Totaltierhalteverbots, inkl. Zustellung“). Immerhin sei der Entscheid des DIV 

durch das Thurgauer VGer geschützt worden, also könne der Verfahrensfehler nicht „schwer-

wiegend“ gewesen sein. Abschliessend enthält eine Stellungnahme den Wunsch, diese Wer-

tung im Bericht zu relativieren. Darauf kann die Untersuchungskommission nicht eingehen: 

Bewusst und willentlich dem Anwalt, der während der Rekursfrist um die Akteneinsicht gebe-

ten hatte, genau einen Tag nach Ablauf der Rekursfrist mitzuteilen, dass das VetA zu gegebe-

ner Zeit die Akten zustellen werde, ist ein hochgradig wider Treu und Glauben handelndes 

Verhalten. Das mag bei einer Privatperson legitim sein; für eine staatliche Behörde ist das nicht 

tolerierbar. Auch wenn U.K. ein sehr schwieriger Kunde war, gilt das Fairnessgebot gegenüber 

jeder Person. 

Das Thurgauer VGer hatte die Beschwerde von U.K. mit Urteil vom 28.10.2018 abgewiesen und 

die vom VetA erfolgte Verweigerung der Akteneinsicht und des rechtlichen Gehörs geschützt. 

Es stellte die Frage der Zustellung ins Zentrum und leitete daraus auch ab, es spiele keine Rolle, 

dass das VetA U.K. bzw. seinem Rechtsvertreter nicht umgehend nach Erhalt des Schreibens 

vom 28.10.2014 Akteneinsicht gewährt habe. Die zentrale Funktion des rechtlichen Gehörs vor 

einem tiefgreifenden Entscheid (Totaltierhalteverbot) hatte - anders als beim BGer - nicht die 

von diesem in den Mittelpunkt gestellte Bedeutung.   

Noch in Unkenntnis dieser späteren Entwicklung wurde in der AGUK-Sitzung vom Oktober 

2014 beschlossen, die Reduktion der Anzahl Pferde auf 60 noch vor Ostern 2015 zwangsweise 

zu vollstrecken und dafür einen Stab einzusetzen, den eine dafür geeignete externe Person lei-

ten würde. Der externe Sachverständige wurde an der nächsten AGUK-Sitzung vorgestellt, und 

zusammen mit dem Chef VetA entwickelte er nach Gesprächen mit der Person, die im Juni 

2010 ein Gutachten über U.K. erstellt hatte, sowie dem Kantonsarzt zwei Wege für das weitere 

Vorgehen: Deeskalation unter Einbezug von Vertrauenspersonen oder repressives Vorgehen. 
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Diese parallele Verfolgung der beiden Wege „Deeskalation“ und „repressives Vorgehen“ hiess 

die AGUK gut.  

Im Februar berichtete der externe Sachverständige der AGUK, er sei aufgrund seiner Abklärun-

gen in der Lage gewesen, U.K. richtig einzuschätzen und zu verstehen. Er sei am 3.2.2015 

erstmals auf dem Hof gewesen und am Vormittag der AGUK-Sitzung ein zweites Mal. Er habe 

U.K. und dem Anwalt erklärt, dass das Teiltierhalteverbot die Ausgangslage für eine Lösung 

sein müsse. U.K. und der Anwalt seien zudem einverstanden gewesen, mit einer Kontrolle den 

aktuellen Stand zu dokumentieren. Der externe Sachverständige legte Wert darauf, dass das 

weitere Vorgehen über ihn laufen müsse.   

Es zeigte sich an der März-Sitzung der AGUK, dass die im rechtskräftigen Entscheid des VetA 

vom 8.8.2013 festgestellten Mängel grösstenteils auch am 11.3.2015 immer noch nicht beho-

ben waren. Auch das AfU stellte fest, einige Punkte seien verbessert worden, aber das vorlie-

gende Güllegrubevolumen reiche immer noch nicht aus, und es liege kein korrekter, vollstän-

diger und aktueller Liegenschaftsentwässerungsplan vor. Zu diesem Zeitpunkt stellte die AGUK 

fest, dass es sehr schwierig sein dürfte, U.K. und seinen Anwalt zu überzeugen, das Teil-

Tierhalteverbot selber umzusetzen. Ein Versuch, dem Anwalt die Rechtslage zu erklären, schei-

terte. Auch der externe Sachverständige erachtete das Gespräch als sehr harzig und es sei all-

gemein sehr schwierig, U.K. klar zu machen, dass eine hohe Anzahl Pferde eher eine Belastung 

für ihn darstelle. U.K. wolle den Betrieb weiterführen und nach Lösungen mit mehr als 60 Pfer-

den suchen. Auch das zeigt, dass eine einvernehmliche Lösung noch sehr weit entfernt war. 

Damit blieb das Ziel, vor Ostern 2015 eine Lösung zu erwirken, unerreichbar. 

Die AGUK-Sitzung im August 2015 drehte sich um den in Kapitel 6.1.4 geschilderten Vorfall mit 

dem Fohlen auf dem Betrieb von U.K. und den daraus gezogenen Schlussfolgerungen für den 

Ablauf der Durchsetzung einer Verwaltungsmassnahme mit Unterstützung der Polizei. Die 

AGUK setzte das neue Ziel, dass nach dem Alpabzug im Herbst weiterhin nicht mehr als 60 

Pferde auf dem Hof sein werden und U.K. auch das Güllegrubenproblem lösen müsse. Von ei-

ner zwangsweisen Wegnahme von Tieren auf dem Betrieb sei, wenn irgendwie möglich, abzu-

sehen, da die Gefährlichkeit von U.K. und damit das Sicherheitsrisiko gleich gross sei, ob man 

ihm ein Tier oder 60 Tiere gegen seinen Willen wegnehme. Wenn er nach dem Alpabzug wie-

der mehr als 60 Pferde auf dem Betrieb halte, sei die Situation neu zu beurteilen, mit Folgen 

der Kürzung oder Verweigerung der Direktzahlungen. Auch hier schwankten die zuständigen 

Behörden ständig zwischen Deeskalation und Durchsetzung, letztlich stand aber die Deeskala-

tion explizit auch aus Sicht des VetA, des AfU und des LA sowie des Vorstehers DIV im Vorder-

grund, obwohl sich seit Monaten auf diesem Weg wenig bis gar nichts bewegt hatte und sich 

inzwischen neue Vorfälle (insbesondere verletztes Fohlen) auf dem Hof von U.K. ereignet hat-

ten.   

Für den Fall, dass nach der Rückkehr der Pferde von der Alpung mehr als 60 Tiere auf dem Be-

trieb sein sollten, wurde an der AGUK-Sitzung vom 26.10.2015 eine Zwangsvollstreckung des 

Teil-Tierhalteverbotes diskutiert, um die seit April 2013 angeordnete Reduktion der Pferdezahl 

auf 60 Tiere durchzusetzen. Für diesen Entscheid sprachen sich im damaligen Moment 4 

AGUK-Mitglieder aus (2 Vertreter der Polizei, der Vertreter der StA und der Vertreter des LA). 

Der Chef VetA und der Chef Rechtsdienst DIV stimmten dagegen, nicht zuletzt wegen Beden-

ken betreffend die Sicherheit. Die Vertretung des AfU und der Chef DIV enthielten sich der 
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Stimme, womit nach Auffassung des Chefs Rechtsdienst DIV der für die Durchsetzung notwen-

dige Mehrheitsbeschluss nicht zustande gekommen war.  

In seiner Stellungnahme vom 25. September 2018 weist der Chef Rechtsdienst DIV darauf hin, 

dass er damals die aktuelle Stimmungslage in der AGUK in Erfahrung habe bringen wollen, im 

Sinne einer Umfrage. Die Aussage sei so zu verstehen, dass über die Frage, ob das Teil-

Tierhalteverbot zwangsvollstreckt werden sollte oder nicht, nicht mit einem Mehrheitsbe-

schluss der AGUK hätte entschieden werden können. Einerseits habe die AGUK nicht über eine 

solche Entscheidkompetenz verfügt. Andererseits hätte seines Erachtens das VetA als das am 

meisten von der Zwangsvollstreckung betroffene Amt einer solchen in jedem Fall ausdrücklich 

zustimmen müssen. Dass über eine allfällige Zwangsvollstreckung kein Beschluss gefasst wor-

den sei und ein solcher auch nicht beabsichtigt gewesen sei, zeige auch Ziffer 4 des festgeleg-

ten weiteren Vorgehens, das bereits in der Vernehmlassungsvorlage des Berichts enthalten 

war:  

„4. (…) Die AGUK-Mitglieder sollen sich im Hinblick auf diese Sitzung22 auch Gedanken über 

mögliche Szenarien machen (Zwangsvollstreckung ja oder nein, wenn immer noch mehr als 60 

Pferde auf dem Betrieb sind; Sicherheitsproblematik in den betreffenden Ämtern diskutieren, 

insbesondere im VetA [sind Personen, die U.K. auf dem Radar hat, bereit, dieses Risiko auf sich 

zu nehmen und Sicherheitsmassnahmen zu erdulden? Welche Sicherheitsmassnahmen würden 

gewünscht?]; Auflösung AGUK, wenn im Moment nicht mehr als 60 Pferde auf Betrieb und TVD 

korrekt nachgeführt sind?)“.   

In seiner Stellungnahme weist der Chef Rechtsdienst DIV zudem darauf hin, dass von den vier 

Personen, die sich am 25.10.2015 in der AGUK nicht ausdrücklich für eine allfällige Zwangsvoll-

streckung nach dem Alpabzug ausgesprochen hätten, drei bereits von U.K. bedroht worden 

waren.  

Schliesslich wurde an dieser 10. Sitzung festgehalten, dass die bei der StA hängigen Verfahren 

gegen U.K. wegen Verstössen gegen die Tierschutzgesetzgebung zumindest im Moment wei-

terhin sistiert bleiben. Das zeigt, dass die gesamte AGUK (und nicht nur die Polizei) dem 

Grundsatz der Deeskalation folgte und auf eine Verhandlungslösung setzt, die seit 10 Monaten 

schon am Laufen war.  

Die AGUK hielt dann tatsächlich am 18.12.2015 ihre 11. und letzte Sitzung ab. Grund dafür war 

aber nicht die Feststellung, dass nur noch 60 Pferde auf dem Betrieb waren, sondern die Fest-

stellung des Chefs DIV: „Heute findet bereits die 11. AGUK-Sitzung statt, und wir kommen ein-

fach nicht weiter.“ Er betonte das Sicherheitsrisiko sowie die Kosten einer Zwangsvollstreckung 

von ca. ½ Mio. Franken. Eine Zwangsvollstreckung des Tierhalteverbots sei aufgrund der darge-

legten Risiken jedenfalls gegenwärtig nicht verhältnismässig und wohl auch kaum vernünftig 

umsetzbar. Dass es 2014 den Fall mit der Stute und 2015 den Fall mit dem Fohlen gegeben 

hatte, stellt diese Einschätzung rückblickend in Frage.  

Hingegen gab es an der letzten AGUK-Sitzung keine substantielle Besprechung der Punkte, die 

an der vorherigen Sitzung im Zusammenhang mit den zu machenden Gedanken über mögliche 

Szenarien und zur Grundsatzfrage angesetzt worden waren (Zwangsvollstreckung ja oder nein, 

wenn immer noch mehr als 60 Pferde auf dem Betrieb sind). Auch gab es keine Diskussion zur 

                                                             

22 gemeint ist die 11. Sitzung der AGUK vom 18. Dezember 2015 
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Sicherheitsproblematik. Insbesondere aus dem VetA, das hierzu besonders angesprochen war, 

kam nur eine längere operative Rückmeldung zu einem Fall mit Schafen. 

Der externe Sachverständige hielt fest, dass die verweigerten Direktzahlungen Wirkung zeigen 

würden. Betreffend einer GmbH sei es so, dass U.K. Gesellschafter mit Minderheitsbeteiligung 

sei und einer seiner Söhne die Mehrheitsbeteiligung habe und Geschäftsführer sei. Nach dem 

Alpabzug würden U.K. 60 Pferde gehören; die anderen 80, die ebenfalls auf dem Betrieb seien, 

gehörten der GmbH. Werde diese Lösung durch U.K. und dessen Anwalt entsprechend schrift-

lich bestätigt, könne, so der externe Sachverständige, das VetA das Total-Tierhalteverbot auf 

Gesuch von U.K. und dessen Anwalt allenfalls aufheben. Dass ein solches Vorgehen ernsthaft 

als Lösung hätte akzeptiert werden sollen, überrascht die Untersuchungskommission und wür-

de einer Kapitulation des Staates gleichkommen. Ein Kanton kann die Umgehung eines rechts-

kräftigen Behördenentscheids durch eine (im wahren Wortsinn) Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung nicht tolerieren und sich nicht dermassen in seiner Handlungsfähigkeit betreffend 

Tierschutz beschränken lassen. Auch das LA teilt gemäss seiner Stellungnahme vom 25.9.2018 

keinesfalls die Meinung des externen Sachverständigen. Es habe ein solches Vorgehen von An-

fang an abgelehnt.  

Das Protokoll der 11. und letzten AGUK-Sitzung schloss wie folgt: „Aus der abschliessend inten-

siv geführten Diskussion ergibt sich, dass die AGUK trotz intensiver Bemühungen keine mit allen 

beteiligten Dienststellen koordinierten Weg zur Lösung der verschiedenen Probleme in Sachen 

U.K. findet. (Name zuständiger Regierungsrat) will die AGUK deshalb auflösen. Von den Anwe-

senden wird kein Widerspruch erhoben.“ 

Abschliessend ist die folgende Stellungnahme eines Mitglieds der AGUK im Rahmen der Ver-

nehmlassung Ende September 2018 von Interesse, in der folgendes festgehalten wird: Die Pha-

se der AGUK sei geprägt gewesen durch interne Koordination und „Suchen nach einer zweck-

mässigen Lösung“. Die unterschiedliche Betroffenheit der beteiligten Ämter habe zu unter-

schiedlichen Ansichten geführt, die sich zum Teil gegenseitig neutralisiert hätten. Verschiedene 

Varianten seien in der AGUK diskutiert, aber nicht umgesetzt worden. Man habe den Eindruck 

bekommen, dass nicht wirklich die Umsetzung einer Lösung im Vordergrund gestanden habe, 

sondern es primär darum gegangen sei, keinen Skandal zu provozieren. Man habe sich erhofft, 

dass sich der Betriebsleiter mittels Repression oder Deeskalation endlich kooperativ verhalte 

und sich der „Fall“ so irgendwie löse. Eine klare Führung habe in dieser Phase gefehlt, und das 

zu erreichende Ziel habe man zunehmend aus den Augen verloren. Zudem sei der Eindruck 

entstanden (gerade auch im Zusammenhang mit einem Aussprachepapier im Sommer 2014 

zuhanden des Regierungsrats), dass es sich primär um einen Tierschutzfall und weniger um ei-

ne Aufgabe der Regierung und Gesamtverwaltung gehandelt habe. Diese Innensicht auf die 

Arbeit der AGUK entspricht im Wesentlichen auch der Aussensicht der Untersuchungskommis-

sion.   

 

6.3.4. Erkenntnis 

Die AGUK war mit kompetenten Fachleuten besetzt, die in ihrem Bereich Führungspositionen 

hatten. Die Leitung hätte jedoch eine Person mit Entscheidungskompetenz, namentlich der 

Chef DIV oder der GS DIV wahrnehmen müssen, und auch der Polizeikommandant oder sein 
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Stellvertreter hätte persönlich vertreten sein müssen. Dies umso mehr, als zahlreiche Amts-

stellen beteiligt waren und die Kernfrage - wie in verschiedenen Befragungen gehört - nicht al-

lein der Tierschutz war, sondern insbesondere auch der Umgang mit einem schwierigen Bür-

ger. 

In einer solchen Konstellation wäre es für die Problembearbeitung und -lösung wie auch ar-

beits-ökonomisch sinnvoll, sich als GS bereits in einem früheren Stadium einzuklinken und be-

reit zu sein, die Führung zu übernehmen und nicht zuzuwarten, bis es brennt. Wenn es in den 

Departementen künftig ähnliche Fälle gibt, wäre es gut, wenn der GS diese Erkenntnis proaktiv 

umsetzen würde. Vorbeugendes Handeln ist in solchen Situationen für alle Beteiligten von Vor-

teil, namentlich auch für den Landwirtschaftsbetrieb selber, die involvierten Ämter, die Mitar-

beitenden und nicht zuletzt für den Departementschef.  

Zudem hätten die unterschiedlichen Auffassungen bezüglich der Durchsetzung von Massnah-

men bei Kontrollen wirklich vertieft diskutiert und massgebliche Differenzen zwischen den Äm-

tern des DIV und des DJS auf der Ebene der Departementsvorsteher besprochen und entschie-

den werden müssen. Damit wäre eine gemeinsame Durchsetzung der im Jahr 2013 von VetA 

(und auch des AfU) getroffenen Entscheide realisierbar geworden.     

Gemäss seiner Befragung durch die Untersuchungskommission hatte der Chef DIV den Chef 

DJS darauf angesprochen, dass er sich von der Polizei und der StA mehr Hilfe erwarte und die 

StA spezialisierte Leute für den Tierschutz brauche. Der damalige Chef DJS sei sehr zurückhal-

tend gewesen, bei der StA etwas zu unternehmen, diese sei selbstständig und der General-

staatsanwalt vom Grossen Rat gewählt. Der Chef DJS sagte auf die Frage, ob es Differenzen 

zwischen den Ämtern gegeben habe, was die Aufgabe der Polizei konkret sei und ob es bis zu 

ihm gekommen sei, dass man nicht die gleiche Auffassung habe, folgendes: „Nein, in diesem 

Sinne nicht. Vom Vorsteher DIV habe ich nur positive Rückmeldungen über den Einsatz der Kan-

tonspolizei bekommen. Da wurde mir absolut nichts Negatives zugetragen, ich habe jedenfalls 

nichts in Erinnerung. Bei gravierenden Sachen hätte es ein Arbeitspapier gegeben, das hätte 

Klarheit schaffen müssen. Der Lead war klar beim VetA, und man wollte helfen.“   

Von Anfang an war die Durchsetzung der Tierhalteverbote nur noch Drohkulisse in den mona-

telangen Verhandlungen um eine einvernehmliche Lösung. U.K. und sein Anwalt hatten den 

Charakter der Durchsetzungsdrohung wohl durchschaut und konnten ihre Strategie fahren, bis 

hin zur Konstruktion einer GmbH, mit der mehr als doppelt so viele Pferde als 2013 entschie-

den auf dem Hof hätten gehalten werden können. 

 

6.4. Zusammenarbeit und Strategie während der Mediationsphase und im  
Regierungsrat  

6.4.1. Aussprachepapier des Chefs DIV an die Gesamtregierung 

Ende Juni 2016 ging der per 1. Juni als neuer DIV-Chef ins Amt gewählte Regierungsrat mit ei-

nem Aussprachepapier in den Regierungsrat, in dem er darstellte, dass praktisch alle Departe-

mente und zahlreiche Amtsstellen im Zusammenhang mit dem Betrieb in Hefenhofen invol-

viert waren. In einem Schreiben vom 20.6.2016, das er der Untersuchungskommission im 

Rahmen der Rückmeldungen zur Chronologie zugestellt hat, hielt er zuhanden der Regierung 
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folgendes fest: „Ihr alle kennt den ausserordentlich komplexen Fall UK. In der breiten Öffent-

lichkeit ist UK vor allem wegen den wiederholten Verstössen gegen das Tierschutzgesetz be-

kannt geworden. Ich verschone euch mit den umfangreichen Akten und stelle euch nur folgende 

drei Aktenstücke zur Verfügung: 1. Schreiben der Gemeinde Hefenhofen vom 16.09.2008, 2. Be-

richt der KAPO TG (GABM) vom 27.05.2016, 3. Zusammenfassung der aktuellen Situation vom 

27.06.2016.“   

Der Inhalt der genannten Aktenstücke lässt sich wie folgt kurz zusammenfassen: 

Schreiben der Gemeinde Hefenhofen vom 16.9.2008 

Die Gemeinde Hefenhofen bezog sich 2008 auf einen Augenschein des AfU auf dem Hof, der in 

unmittelbarer Nachbarschaft zur Gemeindeverwaltung liegt. Sie ersuchte um eine Vorankündi-

gung von Augenscheinen 24 Stunden im Voraus oder besser noch früher. So könnte bedrohli-

che Situationen besser begegnet und Gefährdungen könnten verringert werden. Sollte ein so-

fortiges Tierhalteverbot ausgesprochen werden, befürchtete die Gemeinde einen Gewaltaus-

bruch.  

Bericht der KAPO TG (GABM) vom 27.5.2016 

Die Fachstelle Gefahrenabwehr und Bedrohungsmanagement (GABM) der Kapo Thurgau be-

kam mit Schreiben vom 17.5.2016 eine Anfrage des damaligen DIV-Chefs mit verschiedenen 

Fragen zur Gefahrenlage bei einer Zwangsvollstreckung des Teil- oder des Totaltierhaltever-

bots (ob eine Zwangsvollstreckung vertretbar sei, ob ein anfechtbarer Zwangsvollstreckungs-

entscheid erlassen werden soll, wie die Wahrscheinlichkeit einer Gewalttat während oder nach 

der Zwangsvollstreckung beurteilt werde und ob sich diese auch an Dritte richten oder er sol-

che beauftragen könnte23). Weitere Fragen betrafen die möglichen Schutzmassnahmen für ge-

fährdete Personen und deren Dauer. Schliesslich wurde gefragt, welche Hilfestellungen und 

Unterstützung das GABM anbieten könne. Am Schluss fragte der Chef DIV, ob das GABM einen 

realistischen Weg sehe, um eine Zwangsvollstreckung und damit ein Herbeiführen einer Ge-

fahrenlage noch abzuwenden.  

Hintergrund waren Informationen des externen Sachverständigen, wonach U.K. ihm gegen-

über bereits mehrmals massive Morddrohungen gegen den Kantonstierarzt, den Chef Rechts-

dienst DIV und den Chef DIV geäussert habe. Der Chef DIV bat die Kapo darum, sich mit dem 

externen Sachverständigen in Verbindung zu setzen und gab dessen Natel-Nummer an.  

Ergänzend zu den Antworten der Fachstelle GABM vom 27.5.2016 hielt der damalige Polizei-

kommandant gegenüber dem Chef DIV fest, dass die Fachstelle GABM keine forensisch psychi-

atrische Dienstleistung zum Inhalt habe. Der Kommandant hielt weiter die Geschichte der 

AGUK fest und erwähnte, dass der Chef DIV diese am 18.12.2015 aufgelöst habe. Er habe die 

Auflösung u.a. anderem damit begründet, dass er eine Durchsetzung der Massnahme als nicht 

verhältnismässig erachtet habe und diese ausserdem nicht vernünftig durchsetzbar sei. Neben 

den Sicherheitsbedenken habe der Chef DIV auch die enormen Kosten erwähnt, die diese Akti-

on nach sich ziehen würden. Mehrfach habe die Kapo Thurgau zudem ausgeführt, dass sie die 

Sicherheit der involvierten Personen während einer Aktion gewährleisten könne. Auch sei über 

einen gewissen Zeitraum eine Observation von U.K. möglich. Für eine längerfristige Bewachung 

                                                             

23 Der Briefwechsel ist dokumentiert in der Chronologie (2. Mai-Hälfte 2016). 
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von Amtspersonen müsste jedoch ein privater Sicherheitsdienst beigezogen werden. Von kon-

kreten Morddrohungen von U.K. würde die Kapo zum ersten Mal hören.  

Hier zeigt sich einmal mehr die Dilemma-Situation im Dreieck von Durchsetzung - Sicherheit - 

Kosten. Eine Prognose über das Verhalten einer einzelnen Person ist anspruchsvoll und 

braucht entsprechende Spezialkenntnisse.   

Zusammenfassung der aktuellen Situation vom 27.6.2016 

Das dritte Dokument war eine Zusammenfassung vom Juni/Juli 2016 des Chefs Rechtsdienst 

DIV mit den Problemen der Vollstreckung des Tierhalteverbotes. Weil kein betroffenes Amt ins 

„Schussfeld“ von U.K. oder in den öffentlichen Fokus geraten möchte, sei eine Koordination 

unter den Ämtern praktisch unmöglich. Die Polizei könne einen Schutz von Amtspersonen und 

eine Überwachung von U.K. nur während und unmittelbar nach einer Aktion gewährleisten. 

Für einen dauerhaften Schutz würden die rechtlichen Grundlagen und die personellen Mög-

lichkeiten fehlen.  

Gegenüber der Untersuchungskommission hat sich die Kapo im Rahmen der Stellungnahme 

zur Chronologie zu dieser Passage geäussert. Wiedergegeben ist hier eine Einschätzung des 

Chefs Rechtsdienstes DIV. Sie wurde in dieser Formulierung als Teil des Aussprachepapiers des 

Chefs DIV der Gesamtregierung und damit auch der Chefin DJS unterbreitet.  

Das Dokument des Chefs Rechtsdienst DIV führte weiter aus, dass alle Departemente und zahl-

reiche Amtsstellen involviert seien: Zusammengefasst DIV mit VetA und LA, DBU mit AfU, DJS 

mit Kapo, StA und Strafvollzug, das Betreibungsamt Romanshorn, das DFS (Steuerverwaltung) 

sowie die Gemeinde Hefenhofen. Das DEK werde allenfalls auch involviert, da Ausstandsanträ-

ge gestellt werden könnten. Insgesamt zeige sich, dass weite Teile der kantonalen Verwaltung 

und die Gemeinde Hefenhofen vom Fall betroffen seien. Es gehe keineswegs allein um Tier-

schutz bzw. ein Tierhalteverbot. Vielmehr stelle sich generell die Frage, wie der Rechtsstaat 

gegen eine Person vorgehen könne, die sich kaum an die Rechtsordnung halte, die offensicht-

lich gefährlich sei, bisher schwere Straftaten aber erst angedroht und noch nicht begangen ha-

be. Jede Amtsstelle werde im Vollzug nichts oder nur noch das absolut Nötigste unternehmen. 

Ein konsequentes Vorgehen würde die koordinierte Mithilfe verschiedener anderer Amtsstel-

len voraussetzen, was letztlich immer an der Angst vieler Betroffener scheitere. Die Arbeit in 

der inzwischen aufgelösten Arbeitsgruppe (AGUK) habe dies deutlich gezeigt.  

 

6.4.2. Versuch eines Neustarts durch den neuen Chef DIV 

In seiner Befragung durch die Untersuchungskommission führte der seit Juni 2016 tätige neue 

Chef DIV aus, er habe aus den Akten gesehen, wie viel während all den Jahren schon probiert 

worden sei und dass alles nicht zum Erfolg geführt habe. Aus seiner Sicht habe man einen Neu-

start machen müssen. Deshalb habe er die erwähnten Unterlagen dem Regierungsrat im Rah-

men einer Aussprache unterbreitet.  

Resultat der Überlegungen des Chefs DIV war der Beginn einer Mediation durch den externen 

Sachverständigen, der bereits im zweiten AGUK-Jahr den eigentlichen Durchsetzungsauftrag, 

(für den er angefragt worden war), nie an die Hand genommen und stattdessen - gestützt auf 

den von der AGUK eingeschlagene Weg der Deeskalation - eine Art Mediation geführt hatte. 
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Die diesbezügliche Anfrage des Anwalts von U.K. im August 2016 kam nicht zufällig. Im Juli 

2016 hatte nämlich das BGer festgestellt, dass das Totaltierhalteverbot unter Verletzung des 

rechtlichen Gehörs von U.K. erfolgt war. Das Druckmittel Totaltierhalte-Verbot war für das DIV 

somit weggefallen und musste neu aufgegleist werden.  

Die Mediation ab August 2016 lief dann fast wie eine Kopie des Deeskalationsweges im zwei-

ten Jahr der AGUK ab, der ohne Erfolg geendet hatte. Immer wieder gab es im Rahmen der 

Mediation Verhandlungen um die Berechnung der Zahl der Pferde, die auf dem Betrieb gehal-

ten werden dürfen, und über Monate hinweg kam es zu neuen und alternativen Vorschlägen 

von Seiten von U.K. und seinem Anwalt.  

Mit der Sistierung einer grossen Zahl von VetA-Verfahren, aber auch von hängigen Verfahren 

vor BGer, (namentlich des Falls mit der verletzten Stute und des Falls des verletzten Fohlens), 

lähmte die Mediation das Handeln des VetA enorm und baute damit U.K. und seinen Anwalt 

mental auf.  

Im Januar 2017 erfolgte eine Einschätzung von drei Fachpersonen, darunter die Kontrollorgani-

sation und eine zugezogene externe Pferde-Fachperson, in der festgestellt wurde: 

 „grosse Überforderung bei U.K., Zustand der Tiere hat sich einmal mehr verschlechtert“ 

 „Angesichts der gravierenden Mängel beim qualitativen Tierschutz ist zu bezweifeln, dass 

U.K. überhaupt fähig ist, Tiere zu halten. (…) Um die Tierschutzanforderungen zu erfüllen, 

müssten neben artgemässer Fütterung und Pflege auch ganzjährig nutzbare Bewegungsflä-

chen für den täglichen Auslauf vorhanden sein. Ich bitte darum, dies bei der Festlegung des 

Maximalbestandes24 mit zu berücksichtigen.“  

Spätestens zu diesem Zeitpunkt hätten das DIV und der externe Sachverständige und Mediator 

sehen müssen, dass das Unterfangen, eine Verhandlungslösung zu erzielen, kaum mehr durch-

führbar war. Dazu kam die zeitliche Komponente: Es war vorgesehen, während der Zeit, in der 

ein grösserer Teil der Pferde auf den Alpen war, die notwendigen baulichen Anpassungen auf 

dem Betrieb zu machen. Dafür hätte es aber entsprechende Bewilligungsverfahren gebraucht, 

die nicht eingeleitet werden konnten, so dass die Zeit immer knapper wurde.  

Am 28.5.2017 meldete der Mediator nach einer Kontrolle auf dem Hof selber folgendes zu-

rück: „Wir fanden den Hof mit vielen Tieren und vielen Mängeln, die auf eine dauernde Über-

forderung von U.K. hinweist; er kann diese Tierhaltung niemals25 tierschutzkonform umsetzen.“ 

Dennoch wurden die Verhandlungen weitergeführt. Zu diesem Zeitpunkt (ein Tag vor der Ab-

reise auf die Alp) waren 140 Pferde (ohne Fohlen) auf dem Hof. Am 8.8.2013 hatte das VetA 

mit dem seither nicht vollzogenen Entscheid die Zahl von 60 Pferden für den Betrieb von U.K. 

festgelegt. Der letzte der zahlreichen Vereinbarungsentwürfe bezüglich Zahl der Pferde auf 

dem Hof vom 6.7.2017 ging von 70 Pferden und einer Toleranz von 10 Pferden aus (eigene o-

der Pensionspferde), gesamthaft also 80 Pferden. 

Erst mit den Fotos, die kurz darauf dem VetA und dem DIV zugestellt wurden, war diese Ver-

einbarung zu Makulatur geworden. Dass auch hier die Brisanz nicht vollumfänglich erkannt 

                                                             

24 von Pferden. 

25 im Original fett hervorgehoben. 
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wurde, zeigt die Tatsache, dass der Chef des Informationsdienstes am 3.8.2017 aus den Medi-

en von diesen Bildern erfahren hatte.  

 

6.4.3. Erkenntnis 

Kurz nach seinem Amtsantritt wollte der neue Chef DIV 2016 einen strategischen Neustart wa-

gen und wählte als ersten Schritt ein Aussprachepapier zuhanden der Regierung und daraufhin 

eine Mediation. Beigezogen wurde wiederum der externe Sachverständige, der bereits im 

zweiten AGUK-Jahr den Durchsetzungsauftrag nie an die Hand genommen und eine Art Media-

tion geführt hatte. Das Totaltierhalte-Verbot als Druckmittel war inzwischen aufgrund des 

Bundesgerichtsurteils weggefallen und musste neu aufgegleist werden. Die Mediation ab Au-

gust 2016 lief dann fast wie eine Kopie des massgeblich von DIV und VetA eingeschlagenen 

Deeskalationsweges im zweiten Jahr der AGUK ab. Spätestens im Frühsommer 2017 hätten das 

DIV und der externe Sachverständige als Mediator sehen müssen, dass das Unterfangen, eine 

Verhandlungslösung zu erzielen, aus einer Reihe von Gründen kaum mehr durchführbar war. 

In diesem Kontext stellte die Räumung als Folge der medialen Eskalation im August 2017 fast 

eine Erlösung dar. Hier funktionierte auch die Zusammenarbeit, weil es für alle involvierten 

Ämter keine andere Option mehr gab als rasch und zielgerichtet zu handeln.  

 

6.5. Zusammenarbeit und Strategie mit dem Bund 

Nach Art. 32 Abs. 2 TSchG liegt die Durchsetzung der Tierschutzvorschriften grundsätzlich in 

der Verantwortung der Kantone und der entsprechenden kantonalen Fachstellen. Dem Eidge-

nössischen Departement des Innern (EDI) obliegt die Oberaufsicht über den Vollzug. Zeigen 

sich bei der Umsetzung der Tierschutzgesetzgebung strukturelle Probleme, so steht demnach 

auch der Bund in der Pflicht, angemessen auf die Situation zu reagieren. Einzelfälle tangieren 

den Zuständigkeitsbereich des Bundes dann, wenn sie eine Dimension erreichen, bei der of-

fensichtlich wird, dass der Kanton mit der Durchsetzung der Bundesbestimmungen überfordert 

ist.  

Art. 40 TSchG verleiht dem Bund weitgehende Eingriffsmöglichkeiten, wie etwa das Erstellen 

von Weisungen, das Einfordern von Berichten, das Durchführen von Analysen oder das Vor-

nehmen von Inspektionen. Der Bund hätte somit die Möglichkeit, drastische Vorfälle wie etwa 

jenen in Hefenhofen in Zusammenarbeit mit den Kantonen aufzuarbeiten oder beispielsweise 

auch einen Leitfaden für Krisenfälle zu entwickeln. Dabei ist nicht an einen Ausbau der Büro-

kratie, sondern an praktische Unterstützung oder Zurechtweisung von Kantonen durch die 

Aufsichtsbehörde zu denken. Der Fall Hefenhofen machte die Vollzugsschwierigkeit nicht nur 

innerhalb des Kantons offensichtlich: Er beschäftigte wiederholt das BGer, das Bundesamt für 

Landwirtschaft und den Veterinärdienst der Armee und war überdies Anlass für Medienberich-

te weit über die Kantonsgrenzen hinaus. Letztlich führte ein Bundesgerichtsentscheid in einem 

von U.K. weitergezogenen Direktzahlungskürzungsfall sogar zu einem parlamentarischen Vor-

stoss im Ständerat und in der Folge zu einer Änderung des Landwirtschaftsgesetzes.  
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6.6. Zusammenarbeit und Strategie mit den Verbänden 

6.6.1. Pferdezuchtverbände  

U.K. züchtete Freiberger und war im Freibergerzuchtverband wie auch im Eidgenössischen 

Verband des reinrassigen Freibergerpferdes (RRFB). Die Erhaltung genetischer Ressourcen ho-

noriert der Bund mit Prämien. Der Schweizerische Freibergerverband (SFV) entscheidet über 

die Beitragsberechtigung und richtet die Beiträge direkt oder über die jeweilige Pferdezucht-

genossenschaft an die Züchterin oder den Züchter aus. Anhand einer Liste der beitragsberech-

tigten Stuten mit Fohlen bei Fuss stellt der Verband dem BLW die Beiträge in Rechnung. Der 

Verband zieht für die Kontrolle der tierschutzkonformen Haltung die Kantone oder die von die-

sen beigezogenen Organisationen bei (Art. 24 Abs. 5 TZV = Verordnung über die Tierzucht). 

Hier ist auch aus der Befragung nicht ersichtlich geworden, wie der SFV seine Aufsichtspflicht 

mit dieser Vorgehensweise wirkungsvoll wahrnehmen kann, wenn bei 10% der Pferde der Auf-

trag gegeben ist, diese zu kontrollieren. Der Geschäftsführer des SFV beruft sich auch auf die 

Oberaufsicht durch das BLW, das praktisch jedes Jahr eine Kontrolle des Auszahlungssystems 

gemacht habe. U.K. erhielt für die beitragsberechtigten Zuchtstuten mit Fohlen dann eine 

Prämie, wenn diese gemäss Kontrollbericht der Kontrollstelle tierschutzkonform gehalten 

wurden, unabhängig davon, ob auf dem Betrieb bei anderen Tierkategorien Mängel bestan-

den. Gemäss Verband beantragte U.K. in manchen Jahren für acht oder zwölf Stuten Prämien, 

in anderen Jahren gar keine. Negative Kontrollergebnisse in Bezug auf die Zuchtstuten bei U.K. 

seien beim Verband nie eingegangen, berichtet der Geschäftsführer. Bis im Herbst 2016 fan-

den auf dem Hof von U.K. auch Fohlenschauen (Beurteilung von Zuchtfohlen im Rahmen einer 

öffentlichen Veranstaltung) in Zusammenarbeit mit dem RRFB statt.  

 

6.6.2. Verband Thurgauer Landwirtschaft 

Der Verband Thurgauer Landwirtschaft (VTL) ist als Verein organisiert und vertritt die Interes-

sen von über 2000 Landwirtschaftsbetrieben. Nicht sämtliche Betriebe sind Mitglieder des 

Verbandes. Werden Dienstleistungen vom Verband eingefordert, wird die Mitgliedschaft be-

rücksichtigt. Beratung und Unterstützung werden oft bei Tierschutzfällen und Kontrollen auf 

den Betrieben beim Verband nachgesucht. Ausschlaggebend für die konkrete Dienstleistung ist 

die Betroffenheit des Tierhalters: vom Gefühl, nicht richtig behandelt worden zu sein bis hin zu 

Unterstützung bei Einsprachen. Die Themen erstrecken sich von Tierschutz über Umweltschutz 

und Raumplanung bis zur umfangreichen Kontrolltätigkeit bedingt durch die Agrarpolitik.   

Der VTL bestätigte ein unverkrampftes Verhältnis zu den verschiedenen Amtsstellen. Der Ver-

band stellte fest, dass er öfters mit Vollzugsthemen auf die Verwaltung zugehe als umgekehrt. 

Man wünschte sich, dass Hilfsstellungen seitens des Verbandes öfters einbezogen werden, be-

vor der Rechtsweg eingeschlagen werden muss. Dass dieses Vorgehen vielfach durch das 

Amtsgeheimnis oder den Datenschutz eingeschränkt bleibt, ist dem Verband bewusst, (wobei 

hier mehr möglich ist als gemeinhin angenommen); dennoch sollte in ausserordentlichen und 

insbesondere den Tierschutz betreffenden Fällen der Einbezug von Personen aus dem Berufs-

feld, dem nachbarschaftlichen oder familiären Umfeld geprüft werden. In diesen Fällen sind 

eine rasche Hilfestellung zur Einhaltung der unumgänglichen Vorschriften und eine umsichtige 
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Betriebsberatung zwingend. Diese Dienstleistung ist in jedem Fall auf die örtlichen Verhältnisse 

auszurichten und personell individuell zusammenzusetzen.     

U.K. war infolge Zahlungsausstands schon länger nicht mehr Mitglied des VTL. Er war vielen 

Bauern als illustre Person bekannt und es wurde zur Kenntnis genommen, dass sich die Behör-

den nicht durchsetzen konnten. U.K. wurde mit den erkämpften Teilerfolgen aus juristischen 

Verfahren nicht als Verlierer wahrgenommen. Für den Verband war es gemäss eigenen Dar-

stellungen eine unendliche Geschichte, in die man nicht einbezogen gewesen sei. Hier ist auch 

festzuhalten, dass der Einbezug des Verbandes oder Dritter früher erfolgen muss, spätestens 

dann, wenn Verfahren zu laufen beginnen.  

Allerdings liegen der Untersuchungskommission auch Schilderungen vor, dass diese Ausfüh-

rungen nicht immer der gelebten Haltung des VTL entsprechen würden, der sich in den letzten 

Jahren generell gegen einen strengen Tierschutzvollzug gestellt habe. Die Wahrung der Inte-

ressen der Bauern sei für den VTL eine wichtige Aufgabe, aber für die Branche könne es keine 

Rolle spielen, ob der Landwirt Mitglied oder Nicht-Mitglied des VTL sei. Der Reputationsscha-

den für die Branche wie für den Kanton Thurgau ist der gleiche, unabhängig davon, ob der be-

treffende Landwirt VTL-Mitglied sei.   

 

Von Interesse für die Untersuchungskommission war die Schilderung von Fällen, bei denen laut 

Verband nach der Feststellung von Mängeln im Rahmen von Kontrollen die jeweiligen Be-

triebsleiter lange vom VetA im Ungewissen gelassen werden. Nach Auffassung des Verbandes 

sollten die Fälle von Betrieben, von denen das VetA wisse, dass sie hinsichtlich ihrer Tierhal-

tung schwach seien, nachhaltiger, kürzer und straffer geführt wurden. So könne auch verhin-

dert werden, dass ein Fall wie U.K. während Jahren laufe.  

Neu für die Untersuchungskommission war die Schilderung der VTL-Vertreter über Betriebe 

mit einem „nicht ausgesprochenen Tierhalteverbot“. Ein Bauer habe ein Tierhalteverbot be-

kommen, das nicht umgesetzt worden sei. Dann habe es eine Kontrolle gegeben, die ein gutes 

Resultat gezeigt habe. Das VetA habe aber das Tierhalteverbot nicht löschen wollen; unter ge-

wissen Bedingungen könne der Bauer die Tiere weiterhin halten, wenn er mit dem Tierbestand 

retour gehe und keine Jungtiere mehr habe. Das ist wohl einer der Fälle, wo das Tierhaltever-

bot als Instrument diente, den Druck gegenüber einem Tierhalter zu erhöhen oder aufrecht zu 

erhalten, um zu einer Verbesserung auf dem Betrieb zu kommen.   

 

6.6.3. Gesellschaft Thurgauer Tierärzte 

Die auffallend schlechte tierärztliche Betreuung des Betriebs von U.K. wirft die Frage nach der 

Rolle von privatrechtlich tätigen Tierärzten in Nutztierhaltungen auf. Die im Kanton Thurgau 

tätigen Tierärztinnen und Tierärzte sind mehrheitlich in einem Berufsverband, der Gesellschaft 

Thurgauer Tierärzte, organisiert und verfügen über ethische Grundsätze, die als Verhaltensko-

dex aufzufassen sind. Demnach sorgen sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten für den bestmögli-

chen Schutz des Wohlergehens von Tieren in ihrem Tätigkeitsbereich. Sie tragen dabei eine 

moralische und in vielen Fällen auch eine rechtliche Mitverantwortung. Durch Information und 

Beratung soll die Verantwortung des Tierhalters für das Wohlergehen seiner Tiere geschärft 

werden. Tierärztinnen und Tierärzte sollen insbesondere auch darauf hinwirken, dass die phy-
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siologischen und ethologischen Bedürfnisse von Tieren in Haltung, Zucht und Ernährung be-

rücksichtigt werden. Im Weiteren sollen sie Tierhaltende über die geltenden Tierschutzbe-

stimmungen informieren und bei Feststellen tierschutzwidriger Zustände sowohl entsprechend 

auf die verantwortlichen Personen einwirken als auch weitere angemessene Massnahmen 

treffen, einschliesslich der Meldung an die zuständige Vollzugsbehörde, sofern eine amtliche 

Abklärung angezeigt erscheint. Bei schweren Missständen statuieren die ethischen Grundsätze 

sogar eine Anzeigepflicht für die Mitglieder der Gesellschaft.  

Die Gesellschaft Thurgauer Tierärzte war als Verband, soweit ersichtlich, nicht in den Fall U.K. 

involviert, vermutlich aber verschiedene ihrer Mitglieder. Auf dem Betrieb von U.K. scheint es 

keinen den Tierbestand regelmässig betreuenden Tierarzt gegeben zu haben. Nur vereinzelt 

wurden Tierärzte beigezogen, insbesondere auch für die Kastration junger Hengste. Während 

einzelne in spezifischen Fällen konsultierte Tierärzte gemäss Aktenlage mit den Behörden zu-

sammengearbeitet oder eigeninitiativ Meldung beim VetA gemacht haben, ist von anderen, 

die den Betrieb mehrfach besucht haben, nicht bekannt, inwiefern sie auf die Verbesserung 

des Tierwohls hingewirkt haben. Im Rahmen der von der Untersuchungskommission vorge-

schlagenen Tierschutzkommission erscheint der Einbezug der Gesellschaft Thurgauer Tierärzte 

sinnvoll.  

 

6.6.4. Tierschutzorganisationen im Kanton Thurgau 

Die Verordnung des Regierungsrates zur Bundesgesetzgebung über den Tierschutz (Tierschutz-

verordnung) des Kantons Thurgau vom 17.05.1983 (RB 450.41) enthält in § 12 die Anweisung 

an die Vollzugsorgane, soweit erforderlich mit Thurgauer Tierschutzorganisationen zusammen-

zuarbeiten. Eine entsprechende Zusammenarbeit scheint aktuell nicht zu existieren. Die Unter-

suchungskommission hat verschiedene Exponenten von im Thurgau ansässigen Tierschutzor-

ganisationen für einen informellen Austausch getroffen. 

Dabei hat sich gezeigt, dass sich die Tierschutzorganisationen zu wenig eingebunden fühlen, 

obschon sie wichtige und für die Behörden entlastende Arbeiten (beispielsweise die Unter-

bringung von beschlagnahmten Tieren oder das Filtern von Meldungen aus der Bevölkerung) 

übernehmen. Werden sie über das Handeln des VetA im Dunkeln gelassen, ist dies insbeson-

dere problematisch, wenn gemeldete Missstände über längere Zeit bestehen bleiben. Weil 

kein Vertrauensverhältnis besteht, bleiben sie im Ungewissen, ob und wann ein von ihnen ge-

meldeter Fall bearbeitet wird und warum angeordnete Massnahmen nicht greifen. 

Der Einbezug der Tierschutzorganisationen in den Tierschutzvollzug erweist sich als sinnvolle 

Massnahme im Sinne der Verbesserung des Tierschutzvollzugs. Im Rahmen einer durch den 

Regierungsrat einzuberufenden Tierschutzkommission, die paritätisch mit Vertretern verschie-

dener Anspruchsgruppen (Tierhalterverbände, Tierschutz, Tierärzteschaft, Gemeinden, Politik) 

besetzt wird, kann das VetA in grundsätzlichen Vollzugsfragen beraten und die zielführende 

Vorgehensweise im Grundsatz bestimmt werden. In Ergänzung erachtet die Untersuchungs-

kommission die Einrichtung einer Beschwerdemöglichkeit in verwaltungsrechtlichen Angele-

genheiten als Instrument, um dem öffentlichen Interesse des Tierschutzes angemessen Rech-

nung zu tragen. Dieses Beschwerderecht ist bei einer Dachorganisation der thurgauischen Tier-

schutzorganisationen unter Mandatierung einer Juristin oder eines Juristen anzusiedeln und 

dient ebenso der Vollzugskontrolle wie auch der Qualitätssicherung von Verwaltungsentschei-
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den. Als Beispiel sei Art. 13 des Kantonalen Landwirtschaftsgesetzes (Bern) genannt, wonach 

dem Dachverband Berner Tierschutzorganisationen in Bezug auf Verfügungen und Entscheide 

im Bereich des Tierschutzes ein Beschwerderecht zukommt.  

Die Untersuchungskommission muss jedoch mit aller Klarheit darauf hinweisen, dass die heuti-

ge Art der Zusammenarbeit unter den Tierschutzorganisationen massiv verbessert werden 

muss, wenn ein Dachverband, der mit einer Stimme spricht, tatsächlich zustande kommen und 

die ihm zugedachte Rolle spielen soll. Verändert sich gegenüber heute nichts oder nur wenig, 

liegt es in der Verantwortung der Tierschutzorganisationen selber, wenn sie diese Chance nicht 

gemeinsam wahrnehmen.  
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7. UMGANG MIT SCHWIERIGEN KUNDEN IM VERWALTUNGSVOLLZUG 

7.1. Ausgangslage 

Aufgrund der Unterlagen in den Chronologie-Bausteinen, den zur Verfügung gestellten Akten 

und aus den Befragungen ist es nicht einfach zu klären, ob sich die Person U.K. als schwieriger 

Kunde situationsbezogen einordnen lässt. Das Ziel soll sein, vorbeugende Massnahmen zu fin-

den und ein Früherkennungssystem herzuleiten. Im Folgenden erfolgt dies aus Sicht des Vete-

rinärvollzugs für den Umgang mit schwierigen Tierhaltern. 

Aus der Sicht der Behörden sind Kunden Bürger und Bürgerinnen, die Dienstleistungen des 

Staates in Anspruch nehmen, aber auch als Norm-Unterworfene Kontrollen und Vollzugsmass-

nahmen durch die Behörden zu gewärtigen und deren Anweisungen Folge zu leisten haben. Im 

Verhältnis Bürger zu Staat können situationsbezogen je nach Ausmass des Gegenstandes der 

Vollzugsmassnahmen vielfältige Konflikte entstehen. Dabei kommt ein grundsätzliches Ver-

ständnis der Bürger-Staatbeziehung aus dem Gleichgewicht, wobei auf beiden Seiten Fehlein-

schätzungen und daraus Fehler passieren können. Bei einer Analyse ist auch die Frage zu stel-

len, ob es auch schwierige Personen bei der Behörde gibt. Meistens sind es Überforderungen 

im Umgang miteinander, die eine objektive Betrachtung erschweren und zu emotionalen Ent-

gleisungen führen können.  

Eine allgemeingültige Definition eines schwierigen Kunden ist nicht möglich, aber es können 

Auffälligkeiten angeführt werden, die allgemein eine Person als solche charakterisieren kön-

nen: 

- uneinsichtig in Bezug auf das Problem, rechthaberisch und nicht kooperativ, 

- ausgesprochene und effektive Bedrohungen, 

- Person ist bereit mitzuwirken, wenn diese Bereitschaft zu ihrem Nutzen ausfällt, 

- lässt sich nicht in ihrer Lebensweise dreinreden, 

- versteht staatliche Vorschriften als Einschränkung ihrer Freiheit, 

- versteht andere Personen in ihrem Umfeld zu instrumentalisieren, 

- nimmt sich zu viel vor, hofft auf Erfolg durch nicht durchdachte Entscheide,  

- geht auf Forderungen teilweise ein, missachtet aber gleich wieder in anderen Fällen Vor-
schriften, 

- ist beratungsresistent, 

- entwickelt viel Fantasie, die Behörde auszutricksen und dominiert das Verfahren, 

- hört nur auf das, was ihre Meinung bestätigt. 

 

Diese Eigenschaften führen meist zu Überforderungen im Beruf, in der Familie und im sozialen 

Umfeld sowie in der Meisterung komplexer Abläufe. Gerade in der Landwirtschaft ist die Per-

son von der Tierhaltung über den Futterbau, die Ökonomie, Gesetzesmaterie und Verwaltung 

bis hin zu Führungsaufgaben und Umgang mit Menschen im Betrieb stark gefordert. Die Prob-

leme können durch finanzielle Schwierigkeiten verstärkt werden und zu einem erhöhten Ag-

gressionspotential führen. 
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Auf Grund der Unterlagen in den Chronologie-Bausteinen, den zur Verfügung gestellten Akten 

und aus den Befragungen lässt sich erkennen, dass im Verlauf der Zeit und in vielen einzelnen 

Vorfällen eine Reihe von Merkmalen auf die Person U.K. zutreffen und ihn als schwierigen 

Kunden charakterisieren. Auf Seite der Behörden zeigen sich auch Schwächen, die darauf hin-

weisen, dass in solchen Fällen die Handelnden auf auftretende ungewohnte Situationen nicht 

vorbereitet sind, um adäquat zu reagieren. Das Vorgehen im Vollzug basierte auf unterschied-

lichen Einschätzungen der Personen auf Behördenseiten, was zu gegenseitigen Blockaden führ-

te. Hilflosigkeit und Angst verhinderten ein zielgerichtetes Handeln. Fehler in einzelnen Verfah-

ren führten zu abschliessenden gerichtlichen Entscheiden, die U.K. Recht gaben und ihn somit 

in seinem Verhalten, Widerstand zu leisten, wieder bestärkten. In anderen Fällen können 

rechtlich gültig abgeschlossene Verurteilungen zu weiterer Verdrossenheit führen. 

Das Fazit (Erkenntnis) soll Wege aufzeigen, wie in Zukunft in ähnlichen Fällen mit schwierigen 

Kunden umgegangen werden kann. Das Ziel sollte sein, dass durch Früherkennung es gar nicht 

zur Situation des schwierigen Kunden kommen sollte. Die Erfahrungen in ähnlichen Fälle, in 

denen es mit Druckaufbau in Form von Androhungen der Tierabnahme zu einsichtigem Verhal-

ten der Normunterworfenen gekommen ist, sind ebenfalls zu überprüfen.  

 

7.2. Erkenntnis  

Verantwortliche Vollzugspersonen müssen im Umgang mit schwierigen Kunden geschult wer-

den. Zugleich brauchen sie eine Begleitung und Betreuung durch Fachpersonen, da jeder Fall 

seine situationsbezogenen Eigenheiten hat. Dadurch könnten Überreaktionen verhindert, Dis-

tanz gewahrt und vermieden werden, dass verbaler Widerstand als persönlicher Angriff zu ver-

stehen ist. Dies könnte auch dazu beitragen, eine Gefährdung von Leib und Leben frühzeitig zu 

erkennen und abzuwenden. Wobei aus den Befragungen sich auch ergab, dass man nie hun-

dertprozentige Sicherheit haben kann und in kritischen Fällen die Polizei mit ihrer Kompetenz 

beizuziehen ist. 

Ein weiterer Punkt ist zu lernen, wie mit der Öffentlichkeit umzugehen ist (transparente Infor-

mation unter Wahrung des Amtsgeheimnisses, Entgegnungen auf Medienberichte, Einbezug 

von Betroffenen und NGOs).  

Der Kanton wie auch der Bund sollten bei der Ausbildung der Tierschutzkontrolleure neben 

den fachlichen und rechtlichen Inhalten auch Aspekte der Psychologie und Medien als Inhalt 

haben. Dabei müssen die Verantwortlichen im Vollzug auch Grenzen der eigenen Kompetenz 

erkennen können und früh Spezialisten ausserhalb ihrer Fachkompetenz beiziehen dürfen. 

Ein bereits schwieriger Kunde lässt sich nicht umerziehen („in die Knie zwingen“, „Aushun-

gern“), sondern man muss ihm durch Früherkennung dort Hilfe anbieten, wo er nicht klar-

kommt (Betriebsführung, soziales Umfeld, Finanzen). Die Entscheidung, vorgeschlagene Lö-

sungsansätze aus der Beratung umzusetzen, liegt bei der betroffenen Person selbst. Im Fall 

U.K. ist das auch probiert worden, aber ohne anhaltenden Erfolg. Man muss einer betroffenen 

Person auch klar und unmissverständlich zur Kenntnis bringen, dass sie für ihr Verhalten selber 

verantwortlich ist und die Konsequenzen ihres Handelns zu tragen hat (Härte des Vollzugs, 

Rechtsgleichheit für alle Bürger). 
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Im Umgang mit schwierigen Kunden gibt es mehrere Verantwortliche. Um die Rollen der Ver-

antwortlichkeiten festzulegen, ist es hilfreich einen sogenannten „Responsibility Check“ aufzu-

bauen (abgeändert nach Weich, Dürnberger, Grimm: Ethik in der amtstierärztlichen Praxis, Ha-

rald Fischer Verlag, Erlangen, 2016). 

 1 2 3 4 

Wer Kunde Behörde Organisationen Gesellschaft 

Was     

Wofür     

Weswegen     

Wovor     

Wann     

Wie     

 

Die Matrix kann fallbezogen ausgeweitet und angepasst werden. So könnte eine eigene Matrix 

nur für die verschiedenen Stufen auf Behördenebene formuliert werden. So können unter Or-

ganisationen auch Berufsverbände, NGOs oder andere Personenkreise im Umfeld des Kunden 

berücksichtigt werden. In den einzelnen Kasten sind die angestrebten Ziele und Vorgehenswei-

sen zu formulieren und für was sie die Verantwortung zu übernehmen haben. Durch den 

„Responsibility Check“ sollen die Verantwortlichkeiten nicht nur formuliert, sondern auch die 

Abgrenzungen aufgezeigt werden, für was einzelne betroffene Stellen die Verantwortung zu 

übernehmen haben. So kann mehr Bewusstsein für die eigene Rolle geschaffen und das Han-

deln der anderen Betroffenen respektiert werden. 
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8. POLITISCHER KONTEXT 

8.1. Politischer Kontext  

Grundsätzlich stellt sich die Frage, inwieweit Organe der Legislative (im Thurgau: Grosser Rat, 

Geschäftsprüfungskommission, Justizkommission) in einzelnen konkreten Fällen auf die durch 

die kantonalen Amtsstellen zu bewältigenden Problembehandlungen Einfluss nehmen können 

oder sollen. Immerhin steht es den Mitgliedern des Grossen Rates zu, von der Regierung Aus-

kunft zu erhalten über konkrete verwaltungstechnische Verfahrensvorgänge, in welche Ämter 

und Departemente involviert sind (Einfache Anfrage) oder über diese im Rat zu diskutieren (In-

terpellation). Gegebenenfalls kann daraus ein parlamentarischer Vorstoss resultieren, welcher 

dann als Motion, Antrag gemäss § 52 GOGR, Leistungsmotion oder Parlamentarische Initiative 

eingereicht wird und je nach Überweisungsbeschluss des Grossen Rates die Regierung zur Um-

setzung zwingt. 

Als parlamentarische Aufsichtsgremien agieren die Justizkommission (Justizvollzug) sowie die 

Geschäftsprüfungskommission (GFK) mit ihren Subkommissionen, welche für alle Bereiche der 

Kantonalen Verwaltung zuständig sind. Insbesondere anlässlich der regelmässig durchzufüh-

renden Ämterbesuche erhalten die Mitglieder der Subkommissionen einen vertieften Einblick 

in die Verwaltungsabläufe der Ämter und Departemente und legen darüber in der Gesamt-

kommission sowie im Parlament anlässlich der jährlichen Behandlung des Geschäftsberichts 

Rechenschaft ab. 

Der Grosse Rat wacht demzufolge über den Vollzug der gesetzlichen Grundlagen, welche auch 

die Tierhaltung und den Tierschutz betreffen. Zudem gilt zu berücksichtigen, dass hierbei nicht 

nur das DIV mit dem VetA und dem LA involviert sind, sondern auch das DBU mit den Ämtern 

AfU und ARE, das DJS mit Kapo, StA und Betreibungsämtern sowie das DFS mit der Finanzver-

waltung (Steuern). 

 

8.2. Der Tierschutz im Thurgauer Parlament 

Zum Vollzug der Tierschutzgesetzgebung im Kanton Thurgau sind in den Akten diverse parla-

mentarische Vorstösse festgehalten, insgesamt 13 allein in den Jahren 2001 bis 2016. Zum ei-

nen wurde vom Regierungsrat mehrfach Auskunft verlangt über medial bekannt gewordene 

Verstösse gegen Tierschutzvorschriften. Im Weiteren wurden parlamentarische Vorstösse ein-

gereicht, welche den Vollzug der Gesetzgebung betrafen oder – als konkretes Beispiel – die 

Einführung eines Kantonalen Tieranwalts forderten. 

Dem Parlament und insbesondere der GFK kommt auch eine gewisse Aufsichtspflicht über die 

Tätigkeiten der Departemente und Ämter des Kantons Thurgau zu. Namentlich die GFK kam 

jeweils im Rahmen ihrer Besprechung des jährlichen Geschäftsberichts der Aufsichtspflicht 

nach und nahm in ihren Erörterungen Bezug auf die in den Subkommissionen vorgenommenen 

Analysen. Aus den Protokollen der GFK geht hervor, dass anlässlich der Ämterbesuche vertieft 

Einsicht genommen wurde Arbeitsabläufe und administrativen Verfahren, desgleichen in Kon-

trollberichte und Statistiken. Oftmals wurden dabei auch Vorgänge kritisch hinterfragt. Im Zu-



 
Seite 113 von 129 

sammenhang mit der Budgetberatung wurde regelmässig die personelle Dotierung der Ämter 

erörtert. 

In den Folgejahren wird in der Subkommission immer wieder auf U.K. eingegangen, insbeson-

dere im Juni 2010, als ein totales Tierhalteverbot sowie der für Kontrollen immer wieder ange-

forderte Polizeischutz angesprochen wird. 

 

8.3. Fehlende Unterstützung (oder fehlendes Bewusstsein?) 

Die parlamentarischen Vorstösse belegen ein gewisses Interesse verschiedener Parlamentarie-

rinnen und Parlamentarier in Fragen, welche die Tierhaltung und den Tierschutz betreffen, 

insbesondere dann, wenn gröbere Verstösse bekannt wurden. Allerdings fanden die parlamen-

tarischen Vorstösse wie zum Beispiel „Einführung eines Kantonsanwalts in Tierschutzstrafsa-

chen („Tieranwalt“ - 00/MO 13/119) im Grossen Rat nicht die notwendige Mehrheit zur Über-

weisung an den Regierungsrat. 

Auffallend ist jedoch auch die Art der regierungsrätlichen Antworten auf die verschiedenen 

eingereichten Einfachen Anfragen, denn sie sind alle in etwa im gleichen Grundton gehalten: 

Wir kennen die Sachlage – Wir sind daran die Probleme zu lösen – Die Mitarbeitenden der in-

volvierten Ämter arbeiten professionell, fachkundig und zuverlässig – Die Kontrollen sind auf 

der gesetzlichen Grundlage erfolgt – Die notwendigen Massnahmen wurden in die Wege gelei-

tet… 

 

8.4. Kostenfragen blockierten Vollzug 

Aus den der Untersuchungskommission zur Einsicht gestandenen Unterlagen gehen keine kon-

kreten Hinweise auf eine „bremsende“ Haltung des Parlaments hinsichtlich der Kosten bei der 

Umsetzung aller tierschutzrelevanten Bereiche hervor, zumal in einer Zeit von Sparprogram-

men. Die Bedenken hinsichtlich zu hoher Folgekosten, welche in den Jahren 2008 bis 2015 bei 

der Erörterung einer konsequenten Umsetzung des Tierhalteverbots mit ausschlaggebend wa-

ren, wurden stattdessen stets von regierungsrätlicher Seite angeführt. Dabei ist natürlich nicht 

von der Hand zu weisen, dass der Regierungsrat letztendlich ja die allfällig durch eine Hofräu-

mung verursachten Zusatzkosten hätte vor dem Parlament rechtfertigen müssen. 

Allerdings wurde in der GFK mehrfach moniert, dass die veterinäramtlichen Kontrollen nicht im 

vorgegebenen Rahmen stattfinden würden: Gemäss Bundesstatistik 2005 wurden nur 11-50% 

der vom Bund vorgeschriebenen amtstierärztlichen Kontrollen erfüllt. 2007 wurde in der 

Kommission diskutiert, ob die hohe Quote an Rekursen und der daraus resultierende Mehr-

aufwand nicht die Kontrolltätigkeit des VetA zu sehr beeinträchtige. Und in einem Protokoll 

aus dem Jahr 2010 ist festgehalten, dass als Folge der Blauzungenkrankheit andere Kontrollen 

aus Kapazitätsgründen zurückgestellt werden mussten. Dabei wird auf die dannzumal noch 

unklaren Vorgaben des Bundes verwiesen, ebenso auf die per 01.01.2012 in Kraft zu setzende 

Verordnung über die Koordination der Kontrollen und die damit verbundene Vorgabe für die 

Kantone, die Kontrollen ämterübergreifend vorzunehmen, so dass Betriebe ohne Mängel nicht 

häufiger als alle vier Jahre behördlich kontrolliert werden. Im selben Jahr wurde innerhalb der 
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Budgetdiskussion wiederholt der Gesamtaufwand des VetA angesprochen, den Budgetvorga-

ben jedoch klar zugestimmt. 

Im Rahmen der Beratung des Geschäftsberichts am 10. Juni 2013 wurde zum Ausgabenüber-

schuss beim VetA festgehalten: „Die praktische Umsetzung der Kontrollen im Veterinärbereich 

wird durch teilweise sehr formalistische Entscheide der Oberinstanzen [gemeint sind Bundes-

verwaltungsgericht und BGer] erschwert. Es ist für die Vollzugsorgane demotivierend, wenn je-

der Schritt angefochten und der Vollzug aus formellen Gründen immer wieder verzögert wird.“ 

Und weiter: „Die Abklärung des Sachverhaltes bei Tierschutzfällen ist sehr aufwändig und muss 

sauber dokumentiert werden, damit der sich darauf stützende Entscheid rechtmässig ist.“ 

 

8.5. Fazit 

Die Untersuchungskommission fand in den Akten keine Hinweise darauf, dass seitens des 

Thurgauer Parlaments der Regierung die notwendige Unterstützung versagt geblieben wäre. 

Die verschiedenen parlamentarischen Vorstösse hatten jedoch stets eine direkte Kausalität, sei 

es einerseits anlässlich eines Verstosses gegen Tierschutzvorschriften oder andererseits im 

Kontext mit der Totalrevision der Tierschutzverordnung des Bundes. Auch gibt es in den Unter-

lagen keine Anhaltspunkte dafür, inwieweit sich die Regierung mehr Unterstützung gewünscht 

hätte. Im Gegenteil: als in der GFK die personelle Aufstockung des VetA befürwortet wurde, 

lehnte der zuständige Regierungsrat dies ab (Protokoll der GFK-Sitzung am 8. Juni 2009). 
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9. MÖGLICHE FEHLEINSCHÄTZUNGEN ODER FEHLVERHALTEN  
(LEHREN) 

Der Auftrag des Regierungsrats an die Untersuchungskommission umfasste nicht nur die Auf-

arbeitung des Falls, sondern in Buchstabe j) auch die Feststellung von möglichen Fehleinschät-

zungen oder Fehlverhalten und deren Konsequenzen (Lehren). 

Wie bereits eingangs erwähnt, grenzt die Kommission ihre Arbeit von allen laufenden Verwal-

tungs- und Strafverfahren ab, da hiermit die zuständigen Gerichte befasst sind, und kon-

zentriert sich dafür auf den Vollzug der Tierschutzgesetzgebung im Fall von U.K. und damit zu-

sammenhängende Bereiche.  

Fehlverhalten im Vollzug - verstanden als bewusst pflichtwidriges Handeln, das den gesetzli-

chen Normen widerspricht - hat die Kommission in ihrer Untersuchung nicht festgestellt. Aller-

dings kam es auf verschiedenen Ebenen zu Fehleinschätzungen, die wiederum zu Fehlent-

scheidungen führten. In der Summe verhinderten diese einen wirkungsvollen Vollzug.  

Zusammengefasst lassen sich folgende Fehleinschätzungen benennen: 

 

9.1. Veterinäramt 

9.1.1. Möglichkeiten für konsequente Massnahmen ab spätestens 2010 nicht genutzt 

Die Akten weisen darauf hin, dass die Anordnung eines Teiltierhalteverbots bereits im Jahr 

2007 oder spätestens 2009 angezeigt gewesen wäre (nicht erst im Jahr 2013). Auch hätte ein 

Tierhalteverbot auf Basis der Verurteilung wegen mehrfacher Tierquälerei und mit schlechter 

Prognose für eine tierschutzkonforme Tierhaltung spätestens 2010 erfolgen sollen. Hier ist ei-

ne Fehleinschätzung der zuständigen Behörden, namentlich des VetA und des vorgesetzten 

DIV, festzustellen. 

 

9.1.2. Tierhalteverbot als Druckmittel im konkreten Fall überschätzt  

Eine Fehleinschätzung erfolgte auch dadurch, dass man in den jeweils zuständigen Ämtern 

(nicht nur im VetA) davon ausging, dass die behördlichen Entscheide Druck auf U.K. ausüben 

würden - nicht zuletzt das anfangs Oktober 2014 verfügte Total-Tierhalteverbot. Jedoch beein-

druckten weder behördliche Entscheide noch deren drohende Umsetzung U.K. (im Gegensatz 

zu fast allen anderen Betriebsleitern im Landwirtschaftsbereich). Waren diese Hoffnungen, mit 

Druck etwas erreichen zu können, zu Beginn der AGUK-Phase trotz einschlägiger Erfahrungen 

seit 2007 noch halbwegs verständlich, wurden sie insbesondere im Jahr 2015 illusorisch.  
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9.2. Departement für Inneres und Volkswirtschaft 

9.2.1. Ungerechtfertigtes Glauben an eine einvernehmliche Lösung 

Zudem gab es von Seiten DIV zwei weitere Fehleinschätzung: Im Jahr 2015 versuchte der da-

malige Chef DIV mit einem externen Sachverständigen in Verhandlungen mit U.K. und seinem 

Anwalt die Probleme auf dem Hof zu lösen. Die zweite Fehleinschätzung machte - im Wissen 

um den Misserfolg der von seinem Vorgänger eingeleiteten Verhandlungen - der neue Chef 

DIV, indem er den Generalsekretär und den gleichen externen Sachverständigen im August 

2016 mit neuen Verhandlungen mit U.K. und seinem Anwalt beauftragte; diese scheiterten 

Mitte Juli 2017, als die Fotos über den Zustand der Tiere auftauchten. Das hatte sich aber nach 

Rückmeldungen der eingesetzten Sachverständigen bereits im Januar 2017 und spätestens im 

Mai 2017 abgezeichnet. 

 

9.3. Verschiedene Ämter und Departemente 

9.3.1. Eingeschränkte Fokussierung auf den Vollzug der Tierschutzgesetzgebung 

Das Scheitern bei der Durchsetzung von Tierschutzmassnahmen auf dem Betrieb U.K. liegt 

nicht nur in der Arbeit des Veterinäramts und des Departements für Inneres und Volkswirt-

schaft begründet. Um den Fall zu verstehen, müssen weitere Aspekte und ihr Zusammenspiel 

untereinander betrachtet werden. Erst in der Summe wird ersichtlich, woran der Vollzug im 

Fall des Tierhalters U.K. gescheitert ist. 

Die im Auftrag des Regierungsrats selber zum Ausdruck kommende Einschätzung, es handle 

sich im Wesentlichen um Fragen des Tierschutzvollzugs, ist nicht falsch. Mehr oder weniger un-

ter dem Radar des Regierungsrats haben sich aber eine ganze Reihe von Zusammenarbeitsfra-

gen aufgestaut, die offenbar weder auf der Ebene von zwei oder drei Ämtern lösbar waren und 

nur selten zwischen zwei Departementschefs erörtert wurden.  

Neben dem VetA haben sich auch das LA, das AfU, die Gemeinde als Baubewilligungsbehörde, 

das ARP (später ARE), die Kapo wie auch die StA und die Gerichte namentlich im Straf- und 

Verwaltungsrechtsbereich bis hin zum Bundesverwaltungs- und Bundesgericht mit diesem Be-

trieb beschäftigt. Diese nicht abschliessende Aufzählung zeigt, wie wichtig der Austausch, die 

Koordination und Zusammenarbeit sowie ein gemeinsames, abgesprochenes und zielgerichte-

tes Vorgehen sind.  

 

9.3.2. Nichterkennen von Umfang und Ernst der Lage  

Die vorliegend in Kapitel II A geschilderten Ereignisse zeigen, wie weit man bei der Bearbeitung 

dieses vielfältigen Fallkomplexes vom best-practice-Zustand entfernt war. Zu vergegenwärti-

gen ist nur schon die grosse Zahl von parallel laufenden Verfahren in einem Dutzend Ämtern 

aus vier Departementen. Hier den Überblick zu bewahren, über das eigene Amt hinauszu-

schauen und Synergien zu entdecken ist eine anspruchsvolle Aufgabe. Die Energie wurde aber 

in vielen kleineren Konflikten und bei der Diskussion grösserer Grundsatzfragen verbraucht, 
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statt in eine durchaus kritisch-argumentierenden Zusammenarbeit einzusteigen, wo man zu-

sammen eine bessere Lösung findet - für sich selber, aber auch für die Sache.  

Die Untersuchungskommission sieht hier das grösste Problem, gerade weil eine Steuerung un-

glaublich schwierig geworden war. Zwar wurden immer wieder Anläufe für Koordination und 

Zusammenarbeit genommen, durchaus mit Erfolg in einigen Bereichen und Punkten; doch der 

Fall (oder besser gesagt: die vielen hängigen Verfahren) schnürten alle involvierten Ämter im-

mer mehr ein. Weil sich aufgrund des Verhaltens von U.K. zudem verschiedene Mitarbeitende 

und auch ihre Vorgesetzten um die Sicherheit sorgten, ging es auch nicht mehr nur um eine 

Verwaltungshandlung, sondern um etwas, von dem man zunehmend persönlich betroffen war.  

Hier auf Amtsleiter- und Departementsstufe Mittel und Wege zu finden, bedeutet, dass die 

notwendigen Informationen fliessen müssen.  

Es geht der Untersuchungskommission nicht darum, Ämter in ein negatives Licht zu rücken. 

Das Versagen - wenn man so sagen will - betrifft einen Grossteil der Verwaltung und der De-

partementschefs, und zwar nicht wegen eines Einzelentscheids, der möglicherweise falsch war, 

sondern weil der Umfang und der Ernst der Lage nicht erkennbar waren oder nicht erkannt 

wurden. Zudem gab es zwischen VetA und Kantonspolizei immer wieder unterschiedliche Auf-

fassungen über die Art des Vorgehens und des Umgangs mit U.K., insbesondere wenn es um 

Kontrollen oder Interventionen auf dem Betrieb ging.   

 

9.4. AGUK  

9.4.1. Unterschätzte Fragen der Führung, der Planung und der Mittel zur Zielerreichung   

Die Konstituierung der AGUK war ein wichtiger Schritt des VetA und des DIV, und der Einbezug 

von verschiedenen in den Fall involvierten Ämtern war richtig. Einer Fehleinschätzung unterlag 

man, als nicht der Chef DIV bzw. sein Generalsekretär die Führung übernommen hatte. Auch 

hätten nebst den Fachleuten aus allen Ämtern die Leiter einbezogen werden müssen, die in 

Absprache mit ihren Departementschefs weiterhin für Entscheide zuständig waren.  

Das zweite AGUK-Jahr war eine Art erste Mediation, die genauso wie die Mediation von August 

2016 bis Juli 2017 keine Resultate zeitigte. Die AGUK wurde Ende Dezember 2015 vom Chef 

DIV aufgelöst: ohne Plan, wie es weitergehen soll. Das zeigt die Ratlosigkeit und die fehlende 

Perspektive nach anderthalb Jahren intensiver Arbeit.  

 

9.4.2. Keine bilaterale Besprechung der unterschiedlichen Auffassungen für das Vorgehen auf 
dem Betrieb von U.K. zwischen den Chefs von DIV und DJS 

Namentlich der Chef DJS (der nicht AGUK-Mitglied war) ist, soweit aus den Kommissionsunter-

lagen ersichtlich, nicht über die Schwierigkeiten der interdepartementalen Zusammenarbeit 

(insbesondere bezüglich der auf dem Betrieb zu vollziehenden VetA- und AfU-Entscheide) ori-

entiert worden.  
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9.5. Kantonspolizei 

9.5.1. Beschränkung auf den polizeilichen Schutz 

Die Beschränkung der polizeilichen Rolle im Wesentlichen auf den Schutz der für den Vollzug 

zuständigen Amtspersonen fusst auf einer Fehleinschätzung von Artikel 24 des Tierschutzge-

setzes.  

Zudem sind Offizialdelikte von der Polizei von Amtes wegen anzuzeigen. Die kantonale Gesetz-

gebung hat zudem eine Anzeigepflicht der Polizei statuiert, die für alle Delikte gilt. Sie geht 

weiter als die Anzeigepflicht für andere kantonale Mitarbeitende, die sich auf schwere Delikte 

beschränkt.  

Festzuhalten ist aber auch, dass diese unterschiedliche Auffassung durch die vom Polizeikom-

mandanten klar definierte Beschreibung der Aufgaben heute nicht mehr besteht.  

 

9.6. Staatsanwaltschaft 

9.6.1. Fehlende Wahrnehmung der Zuständigkeit bei Tierschutzdelikten 

Das Abstützen allein auf die aus der Fachsicht des Veterinäramts erstellten Unterlagen beruht 

auf einer Fehleinschätzung der unterschiedlichen Anforderungen. Gerade bei grossen Kontrol-

len und Aktionen kann das Veterinäramt nicht gleichzeitig für deren Durchführung verantwort-

lich sein und sie gleichzeitig detailliert dokumentieren. Dafür braucht es die Unterstützung ent-

sprechend ausgebildeter Mitarbeiter der Kantonspolizei und - bei grösseren Aktionen - auch 

die eines Staatsanwalts, der die Anforderungen seiner Behörde an die zu erstellende Doku-

mentation kennt.   

Eine Reihe von im Bericht aufgeführten Vorgängen zeigen, wie wichtig einerseits eine fachliche 

Vertiefung und echte Spezialisierung bei ausgewählten Mitarbeitern der Kantonspolizei und 

der Einbezug eines Staatsanwalts ist, welcher gleichzeitig auch mit einem Pendant im VetA in 

Verbindung steht. Die Kommission erachtet es als eine Fehleinschätzung der Staatsanwalt-

schaft, diese Empfehlungen rundweg abzulehnen; das gleiche gilt für die Ablehnung der Partei-

rechte des Veterinäramts.   

 

9.7. Gesamtregierungsrat 

9.7.1. Unterschätzung seiner Steuerungsmöglichkeiten  

Der Regierungsrat als Kollegialgremium ist in der Berichtszeit zwei Mal mittels eines Ausspra-

che-papiers (2014 und 2016) von den beiden DIV-Chefs orientiert worden. Gerade die beiden 

Aussprachepapiere und ihre Behandlung in der Regierung zeigen, dass hier departements-

übergreifende Fragen aufgeworfen und mögliche Vorgehensvarianten präsentiert wurden. Die 

befragten Regierungsmitglieder hatten den Eindruck, man habe das Anliegen des Departe-

mentschefs unterstützt und das Vorgehen als gut befunden. Der möglicherweise nur implizit 

vorhandene Wunsch nach Beratung war entweder nicht spürbar oder nicht gespürt worden.  
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Hier ist der Regierungsrat vorab gefordert, für solche Situationen nicht nur valide Informatio-

nen zu bekommen, sondern ein solches Geschäft so zu behandeln, dass es nicht um die Frage 

geht, ob ein Departementschef ein bestimmtes Dossier abgeben soll (was in beiden Fällen 

nicht richtig gewesen wäre). Vielmehr geht es darum, dass alle Mitglieder in ihrem Departe-

ment abklären, welche Ämter wie stark in einen Fall- oder Problemkomplex involviert sind. Ein 

Instrument könnte eine ad hoc-Arbeitsgruppe sein, die regelmässig die Regierung (oder die in-

volvierten) Departementschefs informiert. Zudem sollte die Regierung, wenn ein solcher Kom-

plex hängig ist, diesen ab und zu unter Aussprache diskutieren, damit auch allfällige nicht 

überwindbare Differenzen in der Einschätzung oder der Vorgehensweise zwischen den Depar-

tementschef besprochen werden können. 

Ein Grossteil der Probleme, welche die Untersuchungskommission festgestellt hat, wäre durch 

eine solche „konsultative Steuerung“ - die wohl in keinem Reglement oder Gesetz des Kantons 

Thurgau festgelegt ist - lösbar geworden, und zwar auch innert nützlicher Zeit. 
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10. EMPFEHLUNGEN  

Aus den in den vorangegangenen Kapiteln beschriebenen Beurteilungen leitete die Untersu-

chungskommission verschiedene Massnahmen zur Verbesserung des Vollzugs in einem 

schwierigen Umfeld im Allgemeinen und des Tierschutzvollzugs im Speziellen ab. Diese Mass-

nahmen werden im Sinne von Empfehlungen nachfolgend zusammenfassend dargestellt. 

 

10.1. Optimierung des Tierschutzvollzugs 

10.1.1. Einsatz von Begleitgruppen: Definition eines Vorgehens zur Zusammenarbeit mit ande-
ren Behörden und Privaten (v.a. Landwirtschaftsorganisation) bei gravierenden bzw. 
nicht nachhaltig korrigierbaren Tierschutzproblemen auf Landwirtschaftsbetrieben 

Tierschutzprobleme gründen oft in physischer, psychischer oder wirtschaftlicher Überforde-

rung der Tierhalter. Zur Begleitung eines Tierschutzverfahrens und zur Erarbeitung von breit 

abgestützten Entscheiden, ist das VetA in solchen Fällen auf das Mitwirken von anderen Be-

hörden (Gemeinde, Sozialbehörde) und landwirtschaftlichen Sachverständigen (Bauernver-

band, landwirtschaftliche Beratung) oder anderen geeigneten Personen angewiesen.  

Ziel eines Begleitgruppeneinsatzes muss es immer sein, entweder eine nachhaltig tierschutz-

konforme Tierhaltung innert nützlicher Frist zu erreichen, oder falls dies nicht gelingt, den 

Tierbestand zu reduzieren oder die Tierhaltung geordnet aufzulösen.  

Aus diesem Grund muss die Leitung und Entscheidkompetenz beim verfahrensführenden Amt 

liegen. Eine Begleitgruppe ist individuell auf den vorliegenden Fall angepasst zusammenzuset-

zen. Folgende Aufgaben kommen einer Begleitgruppe zu: 

 Notfallintervention: Rasche Abhilfe für betroffene Tiere in gravierenden Situationen. 

 Begleitung eines laufenden Verfahrens (setzt das Einverständnis des Tierhalters voraus): 

Beurteilung der Tierhaltung aus landwirtschaftlicher Sicht und Vorschlag von Massnahmen 

an die zuständigen Ämter, Begleitung des Tierhalters bei der Umsetzung von Massnahmen. 

 Vollzugsunterstützung: Begleitung des Tierhalters bei einer Intervention des VetA. 

 Als Voraussetzung für die Nutzung dieses Instruments müssen die gesetzlichen Grundlagen 

für den Datenaustausch mit Behörden und Privaten im Rahmen von Begleitgruppeneinsät-

zen geschaffen werden. Eine weitere Voraussetzung ist die Etablierung einer Zusammenar-

beit mit dem Bauernverband und der landwirtschaftlichen Beratung und den von diesen 

benannten für diese Aufgabe geeigneten Personen.  

 

10.1.2. Schaffung einer Tierschutzkommission zur Beratung des Veterinäramts in grundsätzli-
chen Vollzugsfragen 

In einer Tierschutzkommission in welcher verschiedene Anspruchsgruppen (z.B. Landwirt-

schaft, Tierschutzverband, Kynologischer Verband, Wildtierexperte, Gemeindevertreter, politi-

sche Vertretung) vertreten sind kann das VetA grundsätzliche Vollzugsfragen oder spezielle 

Einzelfälle zur Diskussion bringen. Dies ermöglicht es dem VetA einerseits Expertenmeinungen 
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(fachlich, politisch, gesellschaftlich) in die Entscheidungen einzubeziehen und andererseits, 

seine Arbeit aufzuzeigen und zu erklären (vertrauensbildende Massnahme).  

Voraussetzung für die Nutzung dieses Instruments ist eine paritätische Zusammensetzung aus 

den verschiedenen Anspruchsgruppen und die Delegation von fachlich kompetenten Personen 

aus den Organisationen.  

 

10.1.3. Parteirecht im Verwaltungsverfahren: Zusprechung eines Beschwerderechts gegen 
Entscheide im Bereich Tierschutz an einen Tierschutzdachverband 

Mit der Einrichtung von Parteirechten in Verwaltungsverfahren im Tierschutzbereich können 

die Interessen der Tiere von einer Partei vertreten werden. Dies fördert einerseits die Qualität 

des behördlichen Handelns und andererseits das Vertrauen der Öffentlichkeit in den Vollzug 

der Tierschutzgesetzgebung. Voraussetzung dafür ist einerseits die Schaffung einer entspre-

chenden gesetzlichen Grundlage. Andererseits setzt die Zusprechung dieses Parteirechts eine 

Organisation der Thurgauischen Tierschutzvereine in einem Dachverband und die Mandatie-

rung einer juristischen Fachperson, welche das Beschwerderecht mit dem gebotenen Sachver-

stand wahrnimmt, durch diesen voraus.  

Diese Empfehlung bringt die Kommission mit einer Gegenstimme an.  

 

10.1.4. Parteirechte im Strafverfahren: Benennung einer Behörde, welcher in Strafverfahren 
betreffend Tierschutzdelikte Parteirechte zukommen 

Mit der Einrichtung eines Parteirechts in Tierschutzstrafverfahren soll es weniger darum ge-

hen, jeden Einzelfall zu hinterfragen, sondern vielmehr darum, dass eine Fachbehörde dem 

Tierschutz in Präzedenzfällen, bei Wiederholungstätern, bei schweren Widerhandlungen oder 

in Fällen, die spezifisches Fachwissen erfordern (z.B. Qualzucht) das nötige Gehör verschaffen 

kann. Damit wird die Qualität des Tierschutzvollzugs insgesamt erhöht. Da in Tierschutzstraf-

verfahren nicht alleine juristische Fragen, sondern auch Fragestellungen aus den Bereichen Ve-

terinärmedizin, Verhaltenskunde, Tierhaltung und Biologie zu beurteilen sind, bietet sich die 

Benennung des VetA als Behörde, welche die Parteirechte wahrnehmen kann, an. Als Voraus-

setzung dafür sind entsprechende gesetzliche Grundlagen zu schaffen. 

Die Generalstaatsanwaltschaft lehnt in ihrer Stellungnahme vom September 2018 das „Ansin-

nen“ der Untersuchungskommission in den Empfehlungen, dem VetA in Tierschutzfällen alle 

Parteirechte zu geben, ab. Die Kommission ist der klaren Auffassung, dass wenn es beim heuti-

gen Stand bleiben würde, könnte niemand eine Nichtanhandnahme- oder eine Einstellungsver-

fügung der StA (und nur diese selber ein freisprechendes Urteil) an die höhere Instanz weiter-

ziehen. Nur so können die Interessen an einem möglichst wirkungsvollen Tierschutzvollzug 

gewahrt werden. Dieser wird auch dadurch gestärkt, wenn die Fachkompetenz der StA im Be-

reich des Tierschutzrechts gemäss den Empfehlungen der Untersuchungskommission gebün-

delt wird (siehe Empfehlung 10.3.2).  

Die Generalstaatsanwaltschaft hat in ihrer Stellungnahme einleitend folgendes festgehalten: 
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„Wir leben in einem Rechtsstaat. Die Grundsätze des rechtsstaatlichen Handelns sind in der 

Bundesverfassung klar definiert. Daraus ergibt sich, dass das Recht die Grundlage und die 

Schranke des staatlichen Handelns darstellt (Legalitätsprinzip). Staatliches Handeln muss sich 

auf eine gesetzliche Grundlage abstützen, im öffentlichen Interesse liegen und verhältnismässig 

sein. Staatliche Organe haben nach Treu und Glauben zu handeln. Sie müssen eine rechtsglei-

che Behandlung sicherstellen und dürfen keine rechtsfreien Räume schaffen. Rechtskräftige 

Verfügungen und angedrohte Ersatzmassnahmen müssen konsequent vollzogen und durchge-

setzt werden.“  

Diese Anliegen vertritt auch die Untersuchungskommission bei der Aufarbeitung der Vergan-

genheit und für die Gestaltung der Zukunft. Und deshalb stellt sie auch die entsprechenden 

Empfehlungen. 

 

10.2. Optimierung der Tierschutzverwaltungsverfahren 

10.2.1. Standardisierung des Tierschutz-Kontrollprozesses und Anwendung einheitlicher Vor-
lagen 

Mit der Definition einer einheitlichen Dokumentation und der Ausarbeitung von Vorlagen, 

welche die aus Verfahrenssicht wesentlichen Elemente (Sachverhalt, Erwägungen, Massnah-

men, rechtliches Gehör, Verfahrensbestimmungen, etc.) enthalten, kann einerseits die Qualität 

der Verwaltungsverfahren und der Dokumentation von Kontrollergebnissen erhöht und ande-

rerseits die Transparenz gegenüber dem betroffenen Tierhalter erhöht werden. Denkbar ist 

folgende Dokumentation: 

1. Abgabe eines Kontrollprotokolls vor Ort (auch wenn Kontrolle keine Mängel ergeben hat): 

So kann einerseits etwas Zeit nach der Kontrolle für die Erstellung des Berichts gewonnen 

werden, da der Tierhalter die Anordnungen bereits schriftlich erhalten hat. Andererseits 

sind so auch Kontrollen ohne Mängel klar dokumentiert. 

2. Erstellung und Versand eines detaillierten Kontrollberichts mit der Gewährung des rechtli-

chen Gehörs bei Bedarf (Erstellen einer Vorlage mit juristischer Unterstützung, welche die 

wesentlichen Verfahrenselemente enthält). 

3. Entscheid nach Ablauf der Frist zum rechtlichen Gehör (Erstellen einer entsprechenden Vor-

lage mit juristischer Unterstützung, welche die wesentlichen Verfahrenselemente enthält). 

 

10.2.2. Verbesserte juristische Unterstützung des Veterinäramts bei der Festlegung der Ver-
fahrenstaktik und der Erstellung von Entscheiden 

Zur Qualitätssicherung in den Verwaltungsverfahren sollte ein regelmässiger Austausch mit Ju-

risten zur Festlegung des (aus Sicht Verwaltungsrecht) geeigneten Vorgehens in Tierschutzver-

fahren (Festlegung einer Verfahrenstaktik mit Zielvorstellungen) stattfinden. Weiter sollten die 

Personen mit Verfügungskompetenz hinsichtlich juristisch korrekter Verfahrensabläufe ge-

schult werden. Zur Besprechung und Finalisierung von komplexeren Entscheiden sollte das 

VetA ebenfalls die Unterstützung durch juristisches Personal in Anspruch nehmen können.   
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Von der Schaffung einer entsprechenden Stelle im VetA hat die Untersuchungskommission 

Kenntnis genommen. 

 

10.2.3. Verbesserung der Kommunikation mit Kontrollorganisationen 

Zur besseren Einbindung der Kontrolltätigkeit der landwirtschaftlichen Kontrollorganisationen 

in den Veterinärvollzug sollte der direkte Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwi-

schen VetA und beauftragten Kontrollorganisationen institutionalisiert und intensiviert wer-

den. Insbesondere in schwierigen Tierschutzfällen sollte ein gemeinsames Vorgehen festgelegt 

werden und ein direkter Informationsaustausch erfolgen.  

 

10.2.4. Klärung der Zusammenarbeit mit der Kantonspolizei im Rahmen der Amts- und Voll-
zugshilfe 

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Kapo und VetA im Rahmen der Amts- und 

Vollzugshilfe in Tierschutzverfahren sollen die Abläufe (wie z.B. Durchführung von Absprache-

rapporten, Durchsetzung von Anordnungen) und Zuständigkeiten (Einsatzleitung, Kompeten-

zen) geklärt werden (s. auch unter 1.1.6).  

 

10.3. Optimierung der Tierschutzstrafverfahren 

10.3.1. Einrichten einer Fachstelle bei der Kantonspolizei 

Für die Ermittlungsarbeit in Tierschutzstrafverfahren sind spezifische Fachkenntnisse und eine 

dementsprechende Spezialisierung notwendig. Diese Kompetenzen sollten in einer Fachstelle 

gebündelt werden. Eine Fachstelle für Tierdelikte bei der Kapo hätte weiter den Vorteil, dass 

für das VetA klar definierte Ansprechpersonen für Planung und Absprache bei gemeinsamen 

Einsätzen vorhanden wären. Dadurch kann die Koordination der Arbeit von Kapo und VetA 

verbessert werden, was insgesamt zu einer Stärkung des Tierschutzvollzugs führt.  

Aufgrund der vielfältigen tierschutzrelevanten Funktionen der Polizei (Personenschutz; Voll-

zugsunterstützung nach Art. 24 Abs. 1 TSchG; selbständige Ermittlungstätigkeit bei Offizialde-

likten sowie im Auftrag der StA) müssen die Zuständigkeiten, Aufgaben und Funktionen aber 

generell geklärt werden und auch allen Generalisten bekannt sein.  

 

10.3.2. Durchführung der Strafverfahren durch spezialisierte Staatsanwältinnen /  
Staatsanwälte 

Die StA Thurgau verfügt aktuell nach eigenen Angaben über drei spezialisierte Staatsanwältin-

nen/ Staatsanwälte, die jedoch nicht die entsprechenden Fälle übernehmen, sondern vielmehr 

als interne Ansprechpersonen agieren. Nach Auffassung der Untersuchungskommission wird 

diese Situation der Herausforderung, die Tierschutzfälle oft mit sich bringen, nicht gerecht. Für 

die Lösung von Tierschutzfällen bedarf es einer soliden Kenntnis des Tierschutzgesetzes und 
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seiner mittlerweile umfassenden Verordnungen sowie der Möglichkeit sich mit den sich rasant 

entwickelnden Begriffen „Tierwürde“ und „Wohlergehen“ von Tieren unter Berücksichtigung 

der aktuellen Erkenntnisse der Verhaltensbiologie, der Veterinärmedizin und der Rechtswis-

senschaft vertieft zu befassen. 

 

10.3.3. Notwendigkeit der Optimierung 

Die Generalstaatsanwaltschaft wie auch die Kapo lehnen in ihren Stellungnahmen vom Sep-

tember 2018 die Schaffung einer offiziellen Spezialisierung in Tierschutzfällen ab. Die Begrün-

dung der Kapo, sie sei bei der Beurteilung von tierschutzrelevanten Situationen auf das Fach-

wissen des VetA angewiesen, führt nicht dazu, dass es bei der Kapo keine Spezialisierung in 

diesem Bereich braucht. Vielmehr ist das Funktionieren auf der verwaltungs- und der straf-

rechtlichen Ebene in einem derart komplexen Bereich wie dem Tierschutzrecht davon abhän-

gig, dass die verschiedenen Vollzugsstellen - gerade wegen ihrer unterschiedlichen Funktionen 

-auf Augenhöhe miteinander kooperieren. Dies erfordert ein bestimmtes Mass an Fachwissen 

bei allen involvierten Ämtern. Es wäre im Übrigen ein wichtiges Zeichen des Kantons, wenn 

nicht beim heutigen courant normal geblieben würde. Namentlich die Verbindung von straf-

rechtlichen und strafprozessualen Kenntnissen mit stufengerechtem Fachwissen der speziali-

sierten Polizeikräfte würde einen tatsächlichen Mehrwert bringen.  

Als Begründung ihrer Ablehnung führt die Generalstaatsanwaltschaft an, dass es bei jeder re-

gionalen StA bereits heute Staatsanwältinnen und Staatsanwälte gebe, die sich in einzelnen 

Deliktsbereichen spezialisiert hätten. Die Untersuchungskommission erachtet die von ihr emp-

fohlene Spezialisierung jedoch als unumgänglich, da sich in der Untersuchung verschiedene 

Defizite auch im Bereich der Strafverfolgung zeigten (siehe 6.1.3). 

 

10.4. Optimierungen auf Stufe Kanton 

10.4.1. Einrichtung eines Monitorings zur frühzeitigen Erkennung von Problemfällen 

Auf Departementsebene ist bei Problemfällen ein Monitoring über laufende Verwaltungsver-

fahren einzurichten. Sind zwei oder mehr Departemente betroffen, ist gleich vorzugehen und 

zudem im Gesamtregierungsrat regelmässig Bericht zu erstatten. So können Problemcluster 

frühzeitig erkannt und entsprechende Absprachen getroffen oder im Bedarfsfall Sonderstäbe 

unter stufengerechter Führung eingesetzt werden. Dies ermöglicht die Definition gemeinsamer 

Strategien hinsichtlich taktischer Fragen wie z.B. der Koordination von Verfahren und Fristen 

oder dem Vorgehen vor Ort (Alternativen: Deeskalation, Durchsetzung, situative Beurteilung in 

Absprache) sowie für alle Beteiligten klare Entscheidungswege bzw. Entscheidungsträger.  

 
  



 
Seite 125 von 129 

10.4.2. Gesamtregierungsrat als Forum für den Austausch in schwierigen Fallkonstellationen 
und mit konsultativen Steuerungsmöglichkeiten  

Die Regierungsmitglieder sollen in schwierigen Fallkonstellationen im Rahmen einer Ausspra-

che nicht nur die Situation darstellen können. Vielmehr soll der Gesamtregierungsrat in Form 

einer konsultativen Steuerung beratend und - wenn mehrere Departemente betroffen sind - 

auch koordinierend tätig sein.    

 

10.4.3. Wahrnehmung der Aufsichtspflichten und Unterstützung der Gemeinden  

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist gehalten, ihre Aufsichtspflicht auch tatsächlich auszuüben 

und alles zu unternehmen, um sich die entsprechenden Informationen zu beschaffen und, so-

bald sie davon weiss, nach entsprechender Analyse umgehend zu handeln. Das kann auch in 

einer Form einer Unterstützung einer Gemeinde erfolgen.  

Die Empfehlung hat ´zwei Adressaten: Die Gemeinde hat zwingend ein Exemplar des Baubewil-

ligungsentscheids dem ARE zuzustellen, und dieses hat den Entscheid zu überprüfen und in 

seinen Akten abzulegen.  

 

10.4.4. Transparente Kommunikation und Informationsaustausch 

10.4.4.1. Einführung des Öffentlichkeitsprinzips: 

Mit transparenter Kommunikation kann das Verständnis der Öffentlichkeit für behördliches 

Handeln verbessert werden. Das Öffentlichkeitsprinzip und damit eine insgesamt offene Kom-

munikationspolitik ermöglicht es einer Behörde, sich - unter der Einhaltung des Persönlich-

keits- und Datenschutzes - zu erklären und so das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Arbeit zu 

verbessern.   

10.4.4.2. Klärung und Abstimmung der heute schon bestehenden Rechtsgrundlagen für den In-
formationsaustausch unter Behörden: 

Wie weiter oben bereits dargelegt gründen Tierschutzprobleme oft in physischer, psychischer 

oder wirtschaftlicher Überforderung der Tierhalter. Sehr oft haben bei derartigen Problemen 

weitere Behörden (wie z.B. Gemeinde, Sozialdienst, KESB, Gewässerschutz, etc.) mit den Tier-

halterfamilien zu tun. Um die in solchen Tierhaltungen bestehenden Probleme umfassend an-

gehen und nachhaltige Lösungen finden zu können, ist der Austausch von Informationen unter 

den beteiligten Behörden unabdingbar. Regelungen zur Amts- und Rechtshilfe und zum Infor-

mationsaustausch finden sich in § 12a Verwaltungsrechtspflegegesetz, § Polizeigesetz und im 

Datenschutzgesetz. In Strafverfahren gelten die Regeln der schweizerischen Strafprozessord-

nung und nicht die des Datenschutzgesetzes (Art. 95 - 99 StPO). Betreffend Amtsgeheimnis ist 

zudem Art. 320 StGB anwendbar. Gemäss der Bundesgerichtspraxis begeht keine Amtsge-

heimnisverletzung, wer Personen kraft ihrer Stellung als Beamte oder Behördenmitglieder auf 

dem Dienst-, Rechtsmittel- oder Rechtshilfeweg orientiert, die sich ebenfalls mit der Angele-

genheit befassen; orientiert werden dürfen auch Personen, welch die Erfüllung der Aufgaben 
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des Geheimnisträgers beaufsichtigen müssen. Die verschiedenen Rechtsgrundlagen sind zu 

prüfen, zu klären und wenn notwendig aufeinander abzustimmen.  

 

10.4.5. Massnahmen bei Gewalt und Drohung gegen Behördenvertreter: Einrichtung einer An-
laufstelle und Definition des Bedrohungsmanagements 

Mitarbeitende der Verwaltung, die Beschimpfungen, Bedrohungen oder sogar Gewaltanwen-

dungen ausgesetzt sind, müssen sich an eine Stelle wenden können, welche die Bedrohungsla-

ge abschätzen und die zum Schutz der Mitarbeitenden notwendigen Massnahmen einleiten 

kann. Dazu gehört auch eine konsequente Strafverfolgung bei Gewalt und Drohung gegen Be-

hördenvertreter durch die Strafverfolgungsbehörden und die konsequente Ausübung der An-

zeigepflicht der Polizei, die im Kanton Thurgau vorgesehen ist. Weil die betroffene Person 

staatliche Aufgaben wahrnimmt, sollte ihr das Gemeinwesen einen Anwalt zur Seite stellen, 

der sie im Verfahren vertritt.  

 

10.4.6. Baugesuche im landwirtschaftlichen Bereich 

Um Rechtsverfahren und „planlosen“ Baueingaben vorzubeugen, empfiehlt die Untersu-

chungskommission im Baubewilligungsverfahren bei grösseren Bauvorhaben ein Betriebskon-

zept einzufordern, das vom LA zu prüfen ist. Dieses Konzept fordert vom Betriebsleiter eine 

Einschätzung der bisherigen Entwicklung, Stärken und Schwächen seines Betriebes aufzuzei-

gen, Ziele der Betriebsleiterfamilie zu bereinigen und eine Beurteilung des Bauvorhabens mit 

Bezug auf Veränderungen der wirtschaftlichen Lage und Tragbarkeit der geplanten Investition 

einzureichen. Damit kann von den Behörden eine Baubewilligung für ein neues Ökonomiege-

bäude wie im Fall U.K. glaubwürdiger geprüft und mit höherer Rechtssicherheit bewilligt wer-

den. Mit einem solchen Konzept kann sich der Betriebsleiter höhere Rechtssicherheit erarbei-

ten und letztlich das Bewilligungsverfahren unterstützen. 

 

10.5. Optimierungen auf Stufe Bund  

Grundsätzlich gehörte es nicht zum Auftrag der Untersuchungskommission, Vorgaben und Ab-

läufe auf Stufe Bund zu untersuchen und zu hinterfragen. Im Rahmen der Untersuchungstätig-

keit sind aber doch einige Problemfelder aufgetaucht, die der Vollständigkeitshalber nachfol-

gend summarisch aufgeführt sind. 

10.5.1. Oberaufsicht durch den Bund 

Es fragt sich, wie die Oberaufsicht durch das Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Vete-

rinärwesen im Bereich Tierschutz generell und spezifisch in gewissen Einzelfällen wahrgenom-

men werden kann und soll und welche über die Statistik hinausgehenden Erkenntnisse aus den 

Tierhalteverboten, die die Kantone dem Bund zu melden haben, gewonnen werden. Zusam-

men mit den vom BLW ausgewerteten Daten der Direktzahlungen können BLV und BLW Prob-

lemcluster erkennen und Kontakt mit dem betreffenden Kanton aufnehmen. 
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10.5.2. Tierverkehrsdatenbank (TVD) als Instrument im Tierschutzvollzug  

Beim untersuchten Betrieb fallen die massiven Mängel in der Abbildung des umfangreichen 

Tierverkehrs in der TVD auf. Es wäre zu prüfen, wie die Tierverkehrsbestimmungen einerseits 

besser durchgesetzt werden könnten und wie andererseits die TVD verstärkt als Instrument 

zum Tierschutzvollzug genutzt werden könnte. 

 

10.5.3. Verantwortung der Tiereigentümer 

Im Tierschutzvollzug steht im Wesentlichen der Tierhalter in der Verantwortung. Der Eigentü-

mer dagegen steht gegenüber den Behörden in der Praxis oft kaum in der Verantwortung. Ge-

rade im untersuchten Fall mit oftmals unklaren Eigentumsverhältnissen wäre der Rückgriff auf 

die (z.T. vorgeschobenen) Eigentümer dienlich gewesen. Wo dies auf Basis der geltenden 

Rechtsgrundlagen bislang nicht möglich ist, wäre eine Anpassung zu prüfen, um Eigentümer 

von Pensionstieren stärker in die Pflicht nehmen zu können. 

 

10.6. Organisationsanalyse (kurzer Kommentar zum externen Gutachten) 

Eine vom DIV beauftragte Firma hat im Frühjahr 2018 mögliche Vor- und Nachteile einer Neu-

organisation des VetA untersucht. Dabei wurde insbesondere geprüft, ob eine Zusammenle-

gung des VetA mit dem Kantonalen Laboratorium sinnvolle Synergien erschliessen könnte, o-

der ob alternativ eine interkantonale Veterinärdienstlösung angestrebt werden sollte. Der Er-

gebnisbericht vom 21. Juni 2018 kommt zum Schluss, dass eine Fusion des VetA mit dem Kan-

tonalen Laboratorium keine nennenswerten Effizienzgewinne erwarten lässt, insbesondere 

nicht im Bereich des Tierschutzvollzugs. Eine überkantonale Zusammenarbeit der Veterinär-

dienste dränge sich vor dem Hintergrund der praktischen Herausforderungen ebenfalls nicht 

auf, zumal eine Grösse von zehn Vollzeitstellen einen effizienten und professionellen Betrieb 

des Veterinärdienstes erlaube, sofern für Sonderfragen externe Experten beigezogen würden, 

wie dies im Kanton Thurgau bereits heute der Fall sei. Allenfalls könnten sich aus dem Trend 

zur Digitalisierung in der landwirtschaftlichen Produktion neue Anforderungen ergeben, die 

nur in grösseren Einheiten wirtschaftlich sinnvoll geleistet werden könnten.  

Auch aus Sicht der Untersuchungskommission bringt eine Zusammenlegung des VetA mit dem 

Kantonalen Laboratorium mit Blick auf den Tierschutzvollzug keine Vorteile. Im Gegenteil 

könnte eine Fusion die Stellung des VetA sogar schwächen. Eine kantonsübergreifende Koordi-

nation des veterinäramtlichen Vollzugs ist mit Vor- und Nachteilen verbunden. Für die hier ins-

besondere interessierende Durchsetzung von Verwaltungsmassnahmen könnte sich eine ge-

wisse Distanz der Verwaltungsstelle zum betroffenen Tierhalter zwar unter Umständen positiv 

auswirken. Dies scheint im Fall U.K. jedoch nicht das Problem gewesen zu sein. Da vielmehr die 

Zusammenarbeit der Fachbehörden und die Unterstützung des Verwaltungshandelns durch die 

Regierung als Schwachstellen eruiert wurden, wäre mit einer interkantonalen Lösung nichts 

gewonnen, vielmehr scheinen die Herausforderungen bzgl. einer gemeinsamen Strategiefin-

dung insbesondere bei „schwierigen Kunden“ tendenziell sogar noch grösser zu werden. 
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11. GESAMTWÜRDIGUNG 

Ein dermassen komplexer Fall, wie er sich im Kanton Thurgau zugetragen hat, zeigt, wie wich-

tig die Zusammenarbeit zwischen den involvierten Departementen und Ämtern ist und welche 

Bedeutung eine koordinierte Steuerung hat. Diese umfasst nicht nur die stufengerechte Wahr-

nehmung der Führungsverantwortung. Notwendig sind auch die Bereitschaft und Offenheit, 

kontroverse Punkte gemeinsam zu analysieren, strategisch anzugehen und sie operationell ei-

ner Lösung zuzuführen.   

 

 

 

Frauenfeld, 23. Oktober 2018  

Die Untersuchungskommission: 

 

Dr. med. vet. Dominik Burger 

Didi Feuerle 

Hans Frei 

Vanessa Gerritsen 

Roland A. Huber 

Prof. Dr. med. vet. Josef Troxler 

Dr. med. vet. Reto Wyss 

Hanspeter Uster, Präsident 

Unterstützung der Kommission: Karin Enzler 
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